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In der nächsten Kammerversammlung in Dresden stehen die wahlen zum vor-
stand an. Die Legislaturen von 12 vorstandsmitglieder enden zum Ablauf des 1. 
Quartals 2011. Die Ankündigung der Kammerversammlung und Aufforderung 
zum Einreichen von wahlvorschlägen fi nden sie auf den seiten 5 und 6

Kammerversammlung 2011

bRAK und DAv wollen gemeinsam eine lineare und strukturelle gebührener-
höhung erreichen. Die gebührenrechtsreferenten der Rechtsanwaltskammern 
befassten sich mit der „chemnitzer Tabelle“ des sächsischen Landessozialge-
richts. seite 42 

gebührensplitter

Ende september empfi ng die RAK sachsen vertreter aller Rechtsanwaltskam-
mern und der bRAK in Dresden. Zugleich feierten Teilnehmer und gäste den 20. 
Jahrestag der wiedergründung der RAK sachsen.   seite 24

125. BRAK-Hauptversammlung | 20 Jahre RAK Sachsen

Anfang 2011 ist die nächste satzungsversammlung zu wählen. Aufgrund der 
Änderung der bRAO werden zukünftig drei anstatt bisher fünf stimmberech-
tigte Delegierte für die sächsischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte im 
Anwaltsparlament sitzen.  seite 6

Wahl der 5. Satzungsversammlung
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vor wenigen Tagen jährte sich zum 20. Mal die Errich-
tung unserer Kammer im Freistaat Sachsen: Auf Initiative 
der neu gegründeten örtlichen Anwaltsvereine, der Präsi-
denten des Sächsischen Anwaltsverbands und der Rechts-
anwaltskammer Stuttgart gründeten am 23. November 
1990 250 von damals ca. 500 im Freistaat zugelassenen 
Anwältinnen und Anwälten die Rechtsanwaltskammer 
Sachsen. Eine solche Präsenzquote erreichten spätere 
Kammerversammlungen nicht einmal bei heftig umstrit-
tenen Beschlussvorlagen wie etwa dem einmal beabsichti-
gte Kauf eines Kammerhauses, die vor kurzem vorgeschla-
gene Einführung eines Regionalproporzes im Vorstand 
oder bei der Entscheidung über die Einführung und vor 
allem Finanzierung von Signaturkarten zur Teilnahme am 
elektronischen Rechtsverkehr. Der erste Vorstand bestand 
noch aus neun Diplomjuristinnen und Diplomjuristen. Die-
ser Vorstand hatte sich um

	 • den Aufbau der Kammer und vor allem
	 • �die Zulassungsverfahren nach dem RAG unter 

Berücksichtigung des Rechtsanwaltsprüfungs-
gesetzes zu kümmern.

Nur wer Einblick in die Akten über die nicht selten kri-
tischen Zulassungsanträge hatte, kann sich ein Bild von 
den seinerzeitigen Aufgaben machen. Eine eingehende 
Analyse der Kammer- und AGH-Entscheidungen und 
der Auswirkungen der späteren Rechtsprechung des An-
waltssenats beim BGH sowie des Bundesverfassungsge-
richts steht noch aus. Für Außenstehende aufschlussreich 
ist der Bericht des Präsidenten des Sächsischen AGH, Dr. 
Sammler, und des Vorsitzenden des Sächsischen Anwalts-
gerichts, Peter Schaffrath, in unserer Kammerfestschrift 
2005. Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Sachsen, 
später erweitert - die Kammerversammlung wählte die 
ersten Rechtsanwälte mit Staatsexamina 1993 in den Vor-
stand - erledigte diese Aufgaben in jeglicher Hinsicht mit 
Bravour neben den anwaltlichen Tagesgeschäften der Vor-
standsmitglieder, damals stark geprägt von Restitutions-
verfahren, Grundstücks- und Gesellschaftsrecht sowie den 
ersten Erfahrungen mit dem Verwaltungsrecht der neuen 
Bundesländer.

Das bisher glückliche Schicksal unserer Kammer und ih-
rer Mitglieder teilt sie mit unserem Land Sachsen, seinen 
hervorragenden Talenten und seiner Attraktivität als Wirt-
schafts- und Wissenschaftsstandort in Ostdeutschland. 
Obwohl Sachsen ein Flächenstaat ist, gelang es bisher im-
mer, den Bedürfnissen der Rechtsuchenden sowohl in den 
ländlich geprägten Regionen als auch in den sächsischen 
Zentren gerecht zu werden. Ein Beispiel dafür sind die 
von uns im Zusammenwirken mit dem Justizministerium 
und einigen sächsischen Kommunen und Amtsgerichten 
eingerichteten und von der Anwaltschaft betriebenen an-
waltlichen Beratungsstellen. Wir werden daher das Pilot-
projekt anwaltliche Beratungsstellen um wenigstens ein 
Jahr verlängern und auf die Städte Dresden und Reichen-
bach ausweiten.

In einer Anwaltschaft, 
in der 73 % der An-
wältinnen und Anwälte 
jünger als 49 Jahre alt 
sind, haben wir gute 
Aussichten, auch in den 
nächsten Anwaltsgene-
rationen - wenn wir die 
anwaltlichen Kardinaltu-
genden auch vorleben - 
engagierte und an ehren-
amtlicher Tätigkeit inte-
ressierte Kolleginnen und 
Kollegen hervorzubringen. Dies fordert uns alle, daher ist 
die kontinuierliche Auseinandersetzung und Pflege der Be-
rufsethik notwendige Voraussetzung dafür, auch künftig in 
einer zunehmend kommerzialisierten Welt weiterhin unab-
hängiges Organ der Rechtspflege zu sein.

Eindeutige ethische Verhaltensmaßstäbe, die jeder, der 
sich für die Ausübung eines Berufes in der Rechtspflege 
als seine oder ihre Berufung entscheidet, müssen natürlich 
charakterlich angelegt sein, bedürfen darüber hinaus noch 
ständiger Pflege und Übung. Darauf werden die Kammern 
und Anwaltsvereinigungen weiterhin ihr Augenmerk rich-
ten müssen - auf das beispielhafte Vorleben für die nach-
folgenden Berufsgenerationen. Daher müssen wir auch 
den Korpsgeist und die Einheitlichkeit der Anwaltschaft 
im besten Sinne stärken: Korpsgeist für kontinuierliche 
Fortbildung und die Pflege des Berufsethos. Keinesfalls 
steht dem etwa die zunehmende Spezialisierung oder 
Konzentrierung der Anwaltschaft entgegen - hier wider-
spreche ich ausdrücklich einer Auffassung, die sich die An-
waltschaft vor kurzem aus höchstem bundesrichterlichen 
Munde anhören musste.

Spezialisierungen, anwaltliche „Denkfabriken“ oder an-
waltliche Öffentlichkeitsarbeit im Einsatz beim Kampf um 
das Recht müssen ausgeübt, aber auch geübt werden. 
Ambitionen des Gesetzgebers und der Exekutive, hier 
verweise ich beispielhaft auf den sogenannten „Ottoka-
talog“, erfordern ständige Wachsamkeit der Anwaltschaft 
zur Verteidigung bürgerlicher Freiheiten und des ungehin-
derten Zugangs zum Recht. Hier sind anwaltliche Talente 
gefordert, die schon in der Antike den guten Advokaten 
ausmachten.

So ist es der Anwaltschaft gelungen, Bundesregierung und 
Bundestag davon zu überzeugen, § 160a Abs. 1 StPO da-
hingehend zu modifizieren, dass der bislang nur für Geist-
liche, Verteidiger und Abgeordnete geltende Schutz, der 
ein absolutes Erhebungs- und Verwertungsverbot hinsicht-
lich aller Ermittlungsmaßnahmen vorsieht, auf alle Rechts-
anwälte einschließlich der niedergelassenen oder dienstlei-
stenden europäischen Rechtsanwälte sowie die sonstigen 
in eine Rechtsanwaltskammer aufgenommenen Personen 
und Kammerrechtsbeistände zu erstrecken. Damit wird die 
Aufspaltung der Anwälte in zwei Klassen aufgegeben. Der 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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Bundestag verabschiedete dieses Gesetz am 11. Novem-
ber 2010 (BT-Drs. 17/2637). Für die Zukunft gilt weiterhin 
Wachsamkeit.

Bei der Übernahme weiterer Aufgaben durch die Rechts-
anwaltskammern müssen wir vorsichtig sein: Anwaltliche 
Selbstverwaltung sollte auch künftig noch ehrenamtlich, 
d. h. neben der anwaltlichen Tätigkeit auch von jüngeren 
Kolleginnen und Kollegen ausgeübt werden können. 
Aufgaben, die nicht zum Kernbereich unserer Selbstver-
waltung zählen, müssen wir einer kritischen Prüfung un-
terziehen, ob sie tatsächlich von den Anwaltskammern 
zu übernehmen sind. Falls diese Aufgaben nicht die im 
Interesse der Rechtspflege zu wahrende anwaltliche Un-
abhängigkeit tangieren, sind es keine originären Kam-
meraufgaben. Nur so wird es uns weiterhin gelingen, die 
Selbstverwaltungsaufgaben auch selbst im angemessenen 
Umfang zu finanzieren. Dabei ist das Erreichen einer kri-
tischen Kammergröße von Vorteil. Auch hier können wir 
uns in Sachsen glücklich schätzen. Nur zur Klarstellung: 
Aus- und Fortbildung sind zweifelsohne Voraussetzungen 
der Unabhängigkeit der anwaltlichen Berater.

Dabei betone ich erneut und ermuntere dazu, dies auch 
stärker in die Öffentlichkeit zu tragen: Die Selbstverwal-
tung des unabhängigen Organs der Rechtspflege wird, 
wie auch bei den übrigen verkammerten freien Berufen, 
von den Berufsträgern für das Allgemeinwohlinteresse 
ohne jegliche Staatsfinanzierung selbst getragen, d. h. 
ohne Belastung des Steuerzahlers finanziert. Das sollte 
aber auch zur Folge haben, dass die sächsische Rechts-
anwaltskammer von unnötiger Haushaltsaufsicht oder 
Genehmigungsverfahren befreit sein sollte, wie es in den 
meisten übrigen Bundesländern und bei der Bundesrechts-
anwaltskammer der Fall ist. Auch dies trüge im Freistaat 
Sachsen zu einer Verwaltungsverschlankung bei.

Die Rechtsanwaltskammer feierte den 20. Jahrestag ihrer 
Errichtung im Freistaat Sachsen im Zusammenhang mit 
der 125. Hauptversammlung der Bundesrechtsanwalts-
kammer, der Versammlung sämtlicher deutscher Rechts-
anwaltskammern, am 30. September und 1. Oktober 2010 
in der Landeshauptstadt Dresden1. Dies war nicht nur Ge-
legenheit für die gesamte deutsche Anwaltschaft inne zu 
halten und für die glückliche Entwicklung unserer Nation 
zu danken, der Dank der sächsischen Anwaltschaft gilt ins-
besondere all denen, die sich aktiv am Aufbau einer vom 
Staat unabhängigen Anwaltschaft beteiligten; beispielhaft 
ehrte die Rechtsanwaltskammer Sachsen drei Persönlich-
keiten, die Rechtsanwälte Peter Ströbel, Stuttgart, Lutz 
Maaß, Zwickau, und Dr. Günter Kröber, Leipzig, die sich 
um die freie Advokatur im Freistaat seit der Wiederverei-
nigung, aber im Falle von Herrn Dr. Kröber auch schon in 
einer dunklen Zeit zuvor, verdient gemacht haben.

Im engen zeitlichen Zusammenhang mit der 125. BRAK-
Hauptversammlung und der Feier des 20. Jahrestages der 
Errichtung der Rechtsanwaltskammer Sachsen im Freistaat 
Sachsen stand auch die Organisation des deutsch-tsche-
chischen Anwaltsforums in Leipzig und des in Leipzig und 

damit erstmals in Deutschland stattfindenden Treffens der 
Präsidenten der nationalen Rechtsanwaltskammern aus 
Ost- und Mitteleuropa. Das diesjährige deutsch-tsche-
chische Anwaltsforum widmete sich dem elektronischen 
Rechtsverkehr, insbesondere den ersten Erfahrungen in 
Tschechien seit der Einführung im November 2009 und 
dem derzeitigen Plan zur Einführung des elektronischen 
Rechtsverkehrs im Freistaat Sachsen. Auch das Treffen der 
Präsidenten der mittel- und osteuropäischen Kammern 
beschäftigte sich eingehend mit diesem Thema. Dabei ist 
zu konstatieren, dass unsere Nachbarländer Österreich 
und Tschechien den deutschen Bundesländern bei der 
Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs weit voraus 
sind. Die Rechtsanwaltskammer Sachsen unterstützt  die 
Bestrebungen, den elektronischen Rechtsverkehr in einer 
bundes- und europakompatiblen Form auch im Freistaat 
Sachsen so schnell wie möglich einzuführen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für eine starke und 
freie Advokatur bedarf es engagierter Kolleginnen und 
Kollegen, die bereit sind, im Vorstand unserer Rechtsan-
waltskammer mitzuwirken. Am 18. März 2011 wird die 
Kammerversammlung 12 Vorstandsmitglieder nach dem 
turnusmäßigen Ende des 4-jährigen Mandats in den Vor-
stand wählen. Wählbar ist jedes Kammermitglied, das 
den Beruf des Rechtsanwalts seit mindestens fünf Jahren 
ohne Unterbrechung ausübt. Wahlvorschläge nimmt die 
Rechtsanwaltskammer bis 31. Januar 2011 entgegen. Die 
Wahlvorschläge sind von mindestens zehn Mitgliedern zu 
unterzeichnen und sollen eine kurze Vorstellung der Kan-
didatin bzw. des Kandidaten enthalten. Ebenso wählen wir 
bis zum 30. April 2011 die Delegierten der 5. Satzungsver-
sammlung. Lesen Sie bitte hierzu auch Seite 6 in diesem 
Heft. Bitte notieren Sie sich den Termin der Kammerver-
sammlung und nehmen Sie an ihr teil.

Für die Planung Ihrer Fortbildung im kommenden Jahr 
empfehle ich Ihnen die von unserer Kammer veranstal-
teten Seminare. Das Fortbildungsprogramm 2011 ist dieser 
Ausgabe der KAMMER aktuell beigefügt.

Ich wünsche Ihnen frohe Weihnachten und ein erfolg-
reiches Jahr 2011.

Ihr

Dr. Martin Abend
Präsident

1Dieses Editorial gibt auszugsweise die Rede des Präsidenten der 
RAK Sachsen anlässlich des Festabends zur 125. BRAK-Haupt-
versammlung und des 20. Jahrestages der RAK Sachsen vom  
1. Oktober 2010 wieder.



Aktuell 04/2010

KAMMER aktuell          5 

Ankündigung der Kammerversammlung 2011

Die ordentliche Kammerversammlung der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen findet statt am 

Freitag, den 18.03.2011, um 14:00 Uhr in Dresden.

Den genauen Ort erfahren Sie in der Einladung zur Kammerversammlung, 
die in der Ausgabe 01/2011 von KAMMERaktuell und 

im Sächsischen Amtsblatt veröffentlicht wird.

Wir bitten Sie, diesen Termin bereits jetzt vorzumerken. 

Vorläufige Tagesordnung: 

1.	 Eröffnung und Begrüßung durch den Präsidenten der Rechtsanwaltskammer Sachsen

2.	F eststellung der Beschlussfähigkeit

3.	G rußworte der Gäste

4.	 Jahresbericht des Präsidenten der RAK Sachsen für 2010

5.	 Aussprache zum Jahresbericht des Präsidenten

6.	 Kassenbericht des Schatzmeisters 

7.	 Aussprache zum Kassenbericht des Schatzmeisters

8.	 Rechnungsprüferbericht 

9.	B eschlussfassung über �• Entlastung des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2010 
• Bestätigung des Kassenberichts des Schatzmeisters 

10.	W ahl des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer Sachsen 

11.	H aushaltsplan 2012 und Beschlussfassung 

12.	B eschlussfassung über den Mitgliedsbeitrag für das Jahr 2012

13.	W ahl der Rechnungsprüfer

14.	V erschiedenes 

Gemäß § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung der Rechtsanwaltskammer Sachsen sind alle Mitglieder 
der Rechtsanwaltskammer Sachsen aufgerufen, weitere Tagesordnungspunkte vorzuschlagen 
oder anzukündigen. Vorschläge und Anträge, die eingangsbefristet bis zum 31.01.2011 bei der 
Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer Sachsen eingehen und die geforderten Unterschriften 
von mindestens 10 Mitgliedern tragen, werden in die Tagesordnung aufgenommen. 
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Die Kammerversammlung hat im Jahr 
2011 gemäß § 89 Abs. 2 nr. 1 in verbin-
dung mit §§ 64 ff. bRAO die Aufgabe, 
den vorstand der Rechtsanwaltskammer 
sachsen neu zu wählen. gemäß § 68 
Abs. 1 und 2 bRAO ist für die hälfte der 
mitglieder die wahlperiode abgelaufen. 
neu zu wählen sind 12 vorstandsmit-
glieder. gewählt werden kann nur, wer 
in einem ordnungsgemäß und rechtzei-
tig eingereichten wahlvorschlag aufge-
führt ist und ansonsten die vorausset-
zungen der wählbarkeit gemäß §§ 65 ff. 
bRAO erfüllt. 

Das mandat folgender vorstandsmit-
glieder endet:

•  Dr. martin Abend, Dresden
•  volker backs, Dresden
•  heike bruns, Dresden
•  curt-matthias Engel, Leipzig
•  Roland gross, Leipzig
•  peter manthey, Dresden
•  markus m. merbecks, chemnitz

•  Karin meyer-götz, Dresden
•  Uta modschiedler, Dresden
•  Dagmar perlwitz, Delitzsch
•  Dr. Axel schweppe, chemnitz
•  norbert wolko, chemnitz

wir bitten alle Kolleginnen und Kolle-
gen, bis zum 

31.01.2011

Kandidatenvorschläge einzureichen. 
Die wahlvorschläge müssen die Un-
terschriften von mindestens 10 mit-
gliedern tragen und sollen eine kurze 
vorstellung des Kandidaten enthalten, 
§ 10 Abs. 2 gO RAK sachsen. Die vor-
schläge müssen der geschäftsstelle der 
Rechtsanwaltskammer sachsen bis zum 
31.01.2011 schriftlich zugehen. nach 
Ablauf dieser frist können eingehende 
wahlvorschläge nicht mehr berücksich-
tigt werden.   

Jedes mitglied der Rechtsanwaltskam-
mer sachsen kann mehrere vorschläge 

einreichen und unterstützen und sich 
auch selbst zur wahl vorschlagen.    

Um die Kandidaten und Kandidatinnen 
in der nächsten Ausgabe von KAmmER-
aktuell vorzustellen, sollten die wahlvor-
schläge enthalten:

•  passfoto  
•  vorstellung der/ des Kandidaten/in in 

Kurzform (max. halbe DIn A4-seite) 
mit folgenden Angaben:

•  geburtsdatum, geburtsort
•  berufl icher werdegang  
•  ggf. anwaltsbezogene mitglied-

schaften 
•  ggf. berufspolitische vorstellungen

Die konstituierende sitzung des von der 
Kammerversammlung am 18.03.2011 
neu gewählten vorstandes fi ndet am 
01.04.2011, 14.00 Uhr in den Räumen 
der geschäftsstelle der RAK sachsen, 
glacisstraße 6, 01099 Dresden statt.

Die Amtszeit der 4. satzungsversamm-
lung endet am 30.06.2011. Damit ste-
hen im frühjahr des Jahres 2011 die 
wahlen zur 5. satzungsversammlung an. 
Aufgrund der Änderung in § 191b Abs. 
1 bRAO wird die RAK sachsen zukünftig 
von 3 anstatt bislang 5 stimmberech-
tigten mitgliedern im Anwaltsparlament 
vertreten werden.

Derzeitige sächsische vertreter in der 
satzungsversammlung sind:

•  Dr. gerhard baatz, Torgau
•  Astrid Janowski, Leipzig
•  stefan paul, Dresden
•  nadja straube, Leipzig
•  gabriele wagner, Kamenz.

nicht stimmberechtigtes mitglied ist wei-
terhin der Kammerpräsident. 

Die Leitung und Durchführung der wahl 
übernimmt der wahlausschuss, den der 
vorstand der RAK sachsen in der sit-
zung vom 20.10.2010 wählte. Die mit-
glieder sind:

•  Dr. christian braun, Leipzig
•  Jana frommhold, Dresden
•  Jörg Krüger, Dresden.

Als stellvertreter wurden gewählt:

•  Ingo müller, Dresden
•  cornelia süß, Dresden
•  Jacqueline Lange, Dresden.

Die wahl wird als briefwahl durch-
geführt. weitere Informationen zum 
wählerverzeichnis, der Einreichung von 
wahlvorschlägen und der wahlfrist er-
halten sie mit der Ersten wahlbekantma-
chung gem. § 4 wahlO.

Wahl des Vorstandes am 18.03.2011

Wahl der 5. Satzungsversammlung
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Seit Juni 2009 setzen die RAK Sachsen 
und das Sächsische Ministerium der Ju-
stiz und für Europa das gemeinsame 
Pilotprojekt „Anwaltliche Beratungs-
stellen“ an 7 Standorten in Sachsen 
(Bischofswerda, Großenhain, Limbach-
Oberfrohna, Neustadt, Löbau, Torgau, 
Delitzsch) um. In einer gemeinsamen 
Pressekonferenz Ende August zogen 
der Präsident der RAK Sachsen und der 
Justizminister eine positive Bilanz und 
sprachen sich für eine Verlängerung des 
Projekts um ein Jahr bis Ende 2011 aus. 
Regelmäßig waren die Beratungsstellen 
an einem Tag der Woche für 2 Stunden 
besetzt. Die RAK Sachsen übernahm die 
Einteilung der Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte, das Justizministerium or-
ganisierte die Räume und vergütete die 
Tätigkeit mit 40,00 € /Stunde zzgl. USt..
Der Vorstand der RAK Sachsen dankt 
den über 180 Kolleginnen und Kollegen, 
die sich seit Beginn des Pilotprojekts in 
den Beratungsstellen engagierten. Die 
bisherige Evaluierung zeigt folgende Er-
gebnisse:

1. Anzahl der Beratungen / Quote 
der endgültigen Erledigung:

Insgesamt suchten etwa 1.600 Rechts-
suchende die 7 Beratungsstellen auf 
(863 von 1.600 Besuchern (53,9 % der 
7 Beratungsstellen haben einen anony-
misierten Erhebungsbogen ausgefüllt, 
wobei die Erhebungsbögen teilweise 
nicht vollständig ausgefüllt wurden). Im 
Durchschnitt ließen sich an jedem zwei-
stündigen Beratungstag jeweils 5,2 Per-
sonen beraten. In 46,2 % der Fälle konn-
te das rechtliche Problem bereits in der 
ersten Beratung gelöst werden. In den 
anderen Fällen schloss sich regelmäßig 
eine weitere Beratung in der Kanzlei des 
Rechtsanwalts an. Zur Ablehnung der 
Beratung kam es nur in 5,3 % der Fäl-
le, etwa mangels Bedürftigkeit oder weil 
dem Ratsuchenden bereits Beratungshil-
fe gewährt worden war.

2. Themen der Beratung:

Ein Schwerpunkt der Beratung lag im Be-
reich des Sozialrechts (224 Nennungen). 
Vielfach wurde aber auch im Familien-
recht (130), Mietrecht (105), Arbeitsrecht 

(90), und im sonstigen Zivilrecht (204), z. 
B. im Erbrecht, beraten.

3. Wartezeit / Dauer der Beratung:

Ganz überwiegend (530 Nennungen) 
gaben die Befragten  an, maximal 30 Mi-
nuten auf die Rechtsberatung gewartet 
zu haben. 174 Rechtsuchende warteten 
zwischen 31 und 60 Minuten. Eine Bera-
tung dauerte dann in der Beratungsstelle 
zumeist zwischen 10 und 20 Minuten 
(443 Nennungen). Oftmals wurden auch 
kürzere Zeiten benannt (bis 10 Minuten 
Beratungszeit: 183 Nennungen). In 42 
Fällen gaben die Rechtsuchenden an, 
sogar über 30 Minuten beraten worden 
zu sein.  

4. Zufriedenheit:

Im Ergebnis zeigten sich von 814 Be-
fragten  98,3 % mit der Beratung in der 
Beratungsstelle zufrieden; 1,7 % gaben 
an mit dieser unzufrieden zu sein. Aus 
den Anmerkungen der Bürger in den 
Fragebögen ergeben sich zudem vielfach 
Dank und Lob für die Beratung in der 
Beratungsstelle und der Wunsch, dass 
die Beratungsstellen, aber auch ihre Ein-
schränkungen (insb. die Voraussetzung 
der Bedürftigkeit), bekannter gemacht 
werden. 

Das Pilotprojekt wird um ein Jahr (bis 
Ende 2011) verlängert. Hinzukommen 
werden die Standorte Dresden und Rei-
chenbach/Vgtl., wegfallen wird die Bera-
tungsstelle in Delitzsch mangels ausrei-
chender Resonanz der Bürgerinnen und 
Bürger. 

Für die weitere Zusammenarbeit war 
für die RAK Sachsen maßgebend, dass 
die anwaltlichen Beratungsstellen si-
cherstellen, dass Bürgerinnen und Bür-
ger nicht an Schuldnerberatungsstellen, 
Jugendämter und andere Behörden für 
ihre Rechtsfragen verwiesen werden. 
Dies soll allein den Rechtsanwälten und 
Rechtsanwältinnen als berufene und un-
abhängige Organe der Rechtspflege vor-
behalten bleiben. 
Auch das Justizministerium hält an den 
Vorgaben der RAK Sachsen für das ge-
meinsame Projekt fest:

• �Die Beratung in den anwaltlichen Be-
ratungsstellen durch Mitglieder der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen ist frei-
willig. 

• �Die Beratungsstellen ergänzen lediglich 
die Gewährung von Beratungshilfe im 
Sinne von § 3 Abs. 1 BerHG. 

• �Die Beratung in den Beratungsstellen 
geht im Regelfall nicht über eine Erst-
beratung hinaus. Es ist auch möglich, 
dass die eigentliche Beratung in der  
Kanzlei des nach der Erstberatung frei 
gewählten Anwalts stattfindet.

Besonders wichtig war und ist der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen, dass das 
Projekt nicht in bestehende Beratungs-
hilfestrukturen eingreift. Die Rechtsan-
waltskammer Sachsen und das Ministe-
rium stimmen weiterhin darin überein, 
dass die Instrumentarien der Beratungs-
hilfe und der anwaltlichen Beratungs-
stellen gleichberechtigt nebeneinander 
stehen bleiben. Ein Antrag auf Gewäh-
rung von Beratungshilfe darf deshalb 
vom Gericht nicht mit der Begründung 
abgelehnt werden, dass vorher eine an-
waltliche Beratungsstelle aufzusuchen 
sei. Der Bürger kann mithin auch einen 
Berechtigungsschein beantragen, wenn 
er keine Beratungsstelle aufsuchen will 
oder nachdem er eine Beratungsstelle 
aufgesucht hat. 

Seitens des Vorstands wird das Projekt 
von einer Arbeitsgruppe bestehend aus 
den Rechtsanwälten Merbecks (Vizeprä-
sident, Chemnitz), Manthey (Dresden), 
Engel (Leipzig) und Backs (Dresden) be-
treut. Weiteres Mitglieder der Arbeits-
gruppe ist RA Abtmeyer, Dresden (Säch-
sischer Anwaltverband.

In dieser Ausgabe von KAMMERaktu-
ell finden Sie ein Rückmeldebogen, mit 
welchem Sie uns Ihre Bereitschaft für 
eine Tätigkeit in den anwaltlichen Bera-
tungsstellen an den jeweiligen Standor-
ten mitteilen können. Die Beratungen in 
Dresden und Reichenbach/Vgtl. sollen 
im ersten Quartal 2011 beginnen.

Pilotprojekt anwaltliche Beratungsstellen
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„Überraschend unbürokratisch“

Taugt die Arbeitsagentur als innovativer 
Partner bei der Suche nach Fachpersonal?  
Der Vizepräsident der Sächsischen An-
waltskammer, RA Markus M. Merbecks 
aus Chemnitz, hat den Test gewagt und 
zieht ein positives Fazit. Ein guter Grund 
für uns, in dieser Ausgabe einmal nach-
zuhaken, wo die Vorteile liegen.   
 
Umständlich, verstaubt und viel zu we-
nig dran am realen Arbeitsleben – das 
hat man dem Arbeitsamt lange Zeit, und 
wohl teilweise auch zu Recht, vorgewor-
fen. Arbeitgeber klagten über eine regel-
rechte Bewerbungsflut von zumeist un-
passenden Kandidaten. Gabriele Schrei-
ter, Vermittlerin im Arbeitgeberservice 
der Agentur für Arbeit Chemnitz, hält da-
gegen: „Solche Aussagen sind ein alter 
Hut. Wir sind modern, schnell und wis-
sen, wovon wir sprechen. Kurzum – ein 
echter Dienstleister in allen Personalfra-
gen.“ Worte haben Markus M. Merbecks 
nicht sofort überzeugt, als die Vermitt-
lerin vor zwei Jahren ihre Unterstützung 
bei der Gewinnung von qualifiziertem 
Personal für seine Kanzlei anbot. Inzwi-
schen freut sich Gabriele Schreiter über 
rund neunzig erfolgreiche Vermittlungen 
für Chemnitzer Kanzleien. „Das spricht 
eine deutliche Sprache. Die Zusammenar-
beit ist überraschend unbürokratisch. Ein 
Service, den ich empfehlen kann und den 
wir Freiberufler bisher unterschätzt ha-
ben“, sagt Rechtsanwalt Merbecks nach 
positiver Erfahrung. 

Ende Oktober 2010 waren 23 Anwälte 
und 210 Rechtsanwaltsfachangestellte in 
Sachsen ohne Arbeit. Potential, welches 
in den Kanzleien dringend gebraucht 
wird. Wir haben mit Gabriele Schreiter 
gesprochen, um zu erfahren, wie die Ar-
beitsagenturen in Sachsen mit der Beset-
zung freier Arbeitsstellen umgehen. 

Frau Schreiter, wie funktioniert Ar-
beitsvermittlung?   

Gabriele Schreiter: Wir haben die Wün-
sche der Kanzlei im Blick. Unser Arbeit-
geberservice kümmert sich ausschließ-
lich darum, Fragen der Unternehmer so 
schnell und unkompliziert wie möglich 
zu beantworten. Der Aufwand, der bei 
der Personalsuche entsteht, wird durch 
unsere Unterstützung deutlich reduziert. 
Jeder Arbeitgeber bekommt einen festen 
Ansprechpartner für alle Anliegen und 

einen kostenlosen Vermittlungsservice. 
Ich kenne die Kanzleien in Chemnitz und 
weiß, welche Anforderungen die einzel-
nen Anwälte an ihre Bewerber stellen. 
Auf dieser Grundlage kann ich Vorschlä-
ge machen, die sehr nah an den Bedürf-
nissen des jeweiligen Anwaltsbüros dran 
sind. Auch bei anderen Themen – wie 
zum Beispiel der Einstellung von Azubis 
oder in Sachen Weiterbildung – stehe ich 

als persönliche Ansprechpartnerin zur 
Verfügung. Das vereinfacht die Zusam-
menarbeit sehr. Im Unterschied zu früher 
kann ich mich ganz auf meine Arbeit mit 
den Arbeitgebern konzentrieren. Für die 
Gespräche mit arbeitslosen Rechtsan-
waltsfachangestellten gibt es Kollegen, 
die wiederrum Spezialisten auf ihrem Ge-
biet  sind. Wir arbeiten eng zusammen, 
um Angebot und Nachfrage am Markt 
bestmöglich ausgleichen zu können. 

Und das klappt immer?

Gabriele Schreiter: Nein, keineswegs. 
Der regionale Arbeitsmarkt hat die 
Wirtschaftskrise zwar gut überstanden, 
doch die größte Herausforderung bleibt. 
Schlagworte wie drohende Überalte-
rung, fehlender Nachwuchs und Fach-
kräftemangel sind in aller Munde. Diese 
können wir auch mit bestem Service 

nicht wegdiskutieren. Meine Aufgabe 
ist es, Menschen und Arbeit zusammen-
zubringen. Dabei gibt es zahlreiche in-
dividuelle Lösungen, die ich gemeinsam 
mit der Kanzlei abwäge. Es gelingt dabei 
nicht immer eine Punktlandung, aber 
eine gute Alternative ist besser als keine 
Lösung. Besonders Auszubildende be-
währen sich oft erst in Praxis und zeigen, 
was in ihnen steckt. 

Wie wird die Vermittlung von Aus-
zubildenden durch die Arbeitsagen-
tur unterstützt?

Gabriele Schreiter: Meine Arbeit als 
Vermittlerin umfasst das gesamte Spek-
trum der Personalgewinnung. Die Ver-
mittlung geeigneter Azubis gehört seit 
langem dazu. Ich betreue eine Kanzlei 
sozusagen rundum.  Ausbildungsver-
mittlung ist ein spannendes Feld. Azubis 
bringen neue, oft unkonventionelle Ide-
en und frischen Wind mit. So manchem 
fehlt es aber gelegentlich noch an Grund-
fertigkeiten oder auch persönlicher Reife. 
Wie bei der Besetzung freier Stellen mit 
bereits qualifizierten Fachkräften, tref-
fe ich in Absprache mit der Kanzlei eine 
Vorauswahl der Bewerber. Wenn eine 
Kanzlei noch nie ausgebildet hat, ist das 
auch kein Problem. Gemeinsam mit der 

Gabriele Schreiter hat den Draht zu den Kanzleien in Chemnitz 
(Foto: Agentur für Arbeit)  
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Kammer können vermeintliche Hürden 
aus dem Weg geräumt werden. 

Das hört sich an, als sei Ausbildung 
das Heilmittel gegen fehlende Fach-
kräfte?

Gabriele Schreiter: Ein Pool von Aus-
zubildenden sorgt in jedem Fall perspek-
tivisch für eine gewisse Unabhängigkeit 
der Kanzleien vom Arbeitsmarkt. Der 
Bedarf an qualifizierten Rechtsanwaltsfa-
changestellten wird weiter steigen, und 
wer selbst ausbildet, hat den direkten Zu-
griff auf die neue Fachkraft. In der Praxis 
wird die Besetzung freier Ausbildungs-
plätze allerdings immer schwieriger. Es 
kommen weniger neue Bewerber nach. 
Die Zahl der Schulabgänger hat sich in 
den letzten zehn Jahren in unserer Regi-
on halbiert. Zudem gehen mehr potenti-
elle Bewerber als früher nach dem Abitur 
zum Studium. Inzwischen registrieren 
wir, dass Schüler mit sehr guten Noten 
sich ihren Arbeitgeber aussuchen und 
nicht, wie in der Vergangenheit, umge-
kehrt. 

Demnach gibt es zu wenige Jugend-
liche, die sich eine Ausbildung in 
einer Kanzlei vorstellen können.

Gabriele Schreiter: Das stimmt. Von 
fast 23.000 jungen Sachsen, die 2010 
mit Hilfe der sächsischen Arbeitsagen-
turen eine Lehrstelle gesucht haben, fa-
vorisierten nur 145 Bewerber die Ausbil-
dung zur Rechtsanwaltsfachangestellten. 
Die Kanzleien meldeten uns sachsenweit  
205 freie Ausbildungsplätze, und ich bin 
sicher, darüber hinaus gab es noch viele 
mehr. Erstmals gab es insgesamt mehr 
Lehrstellen als Bewerber. Hinzu kommt, 
dass die Fähigkeiten der Jugendlichen 
nicht immer zu den Anforderungen 
der Arbeitgeber passen. Andere haben 
schlicht falsche Vorstellungen vom Beruf. 
Das hat uns veranlasst, auch das Berufs-
bild der Rechtsanwaltsfachangestellten 
im kommenden Jahr stärker in den Fokus 

zu rücken. Bereits im Januar werden wir 
in Chemnitz gemeinsam mit den Kam-
mern die Türen unseres Hauses für den 
„Tag der Bildung“ öffnen. In der Arbeits-
agentur Chemnitz werden dann unter 
anderem gezielt die Aufgaben in einer 
Kanzlei erklärt, um das Berufsbild der 
Rechtsanwaltsfachangestellten potentiel-
len Bewerbern näher zu bringen. 

Nicht jede Kanzlei bildet aus. Wie 
erklären Sie sich die Zurückhaltung?

Gabriele Schreiter: Natürlich gibt es 
Kanzleien, die aufgrund ihrer Größe, des 
Geschäftsgegenstandes oder etwa ih-
rer organisatorischen Voraussetzungen 
für die berufliche Erstausbildung nicht 
oder noch nicht in Frage kommen. Mei-
ne persönliche Erfahrung, gerade in den 
letzten Jahren, zeigt aber, dass immer 
mehr Anwälte die Vorteile der Berufsaus-
bildung im eigenen Haus erkannt haben. 
Jetzt gilt es die Ausbildung für potentiel-
le Azubis interessant zu machen. Dabei 
liegen mir neben den Topkandidaten 
besonders all jene Bewerber am Herzen, 
die nicht mit einem Superzeugnis in ihre 
Ausbildung starten. Schlechte Noten sind 
fast immer ein Ausschlusskriterium in der 
Branche. Ich setze mich dafür ein, inter-
essierten Nachwuchs fit zu machen und 
nicht zu warten, was in den nächsten 
Jahren nachwächst. Wir konnten vielen 
Azubis bereits mit Stützunterricht, soge-
nannten ausbildungsbegleitenden Hilfen, 
den Sprung in das Berufsleben leichter 
machen. Der Unterricht findet üblicher-
weise außerhalb der Arbeitszeit statt. 
Der Kanzlei entstehen keine Kosten. Ich 
bin sicher, diese Möglichkeit ist ein gu-
ter Kompromiss, um Ausbildungsplätze 
nicht unbesetzt zu lassen. Fachkräfte-
bedarf und demografische Entwicklung 
bedingen jetzt ein Umdenken.    

Sie haben Fragen an Gabriele Schrei-
ter? Telefon: 0371 567-3079 oder E-
Mail: Gabriele.Schreiter@arbeitsagentur.
de 

Was kann der Arbeitgeber-Service 
Ihrer Agentur für Arbeit für Sie tun?

Wenn Sie einen Arbeits- oder Ausbil-
dungsplatz anbieten möchten, nutzen 
Sie den Arbeitgeber-Service (AGS) Ihrer 
Agentur für Arbeit. Ihr persönlicher Ver-
mittler bietet Ihnen Unterstützung in al-
len Fragen zur Stellenbesetzung aus einer 
Hand. Zu den Dienstleistungen gehört es 
insbesondere, Ihnen Bewerber vorzu-
schlagen, die den Anforderungen Ihrer 
Kanzlei entsprechen. Bei der Suche wer-
den die Vorgaben berücksichtigt, die Sie 
selbst hinsichtlich Fähigkeiten und Kom-
petenzen mit Ihrem Ansprechpartner 
festlegen. Aus Ihren Angaben wird dann 
ein aussagekräftiges Anforderungsprofil 
erstellt – mit welchem auf Wunsch regi-
onal oder bundesweit gesucht werden 
kann. Ihr persönlicher Ansprechpartner 
ist in allen Fragen der Personalgewin-
nung individuell für Sie da. 
Sie erreichen Ihren persönlichen An-
sprechpartner von Montag bis Freitag 
über die bekannte Direktwahl. Oder Sie 
nutzen die bundesweit einheitliche Ser-
vice-Rufnummer für Arbeitgeber unter 
01801 66 44 66 (Festnetzpreis 3,9 ct/
min, mobil max. 42 ct/min). 

Sie können aber auch jederzeit die JOB-
BÖRSE der Bundesagentur für Arbeit 
nutzen, um dort Ihr Stellenangebot ein-
zustellen. Ihr Ansprechpartner berät Sie 
gern zu den verschiedenen Optionen. 
Sie finden uns im Internet unter www.
arbeitsagentur.de > Unternehmen 

Markus M. 
Merbecks, 
Chemnitz,
Vizepräsident, 
Fachanwalt für 
Insolvenzrecht



                          Kl. Johannisstraße 6/V 
          20457 Hamburg 
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          www.Huelfskasse.de 
       

         

Aufruf zur Weihnachtsspende 2010                                           Im November 2010
         

Sehr geehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege, 

aufgrund der großen Hilfsbereitschaft der Anwaltschaft im gesamten Bundesgebiet konnten im 
vergangenen Jahr wieder zahlreiche in Not geratene Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte und 
deren Angehörige unterstützt werden. Im Namen aller bedanke ich mich bei den Spendern sehr 
herzlich. 

Zu Weihnachten 2009 erhielten bundesweit 230 Unterstützte in 26 Kammerbezirken jeweils € 650,00 
aus dem Weihnachtsspendenaufkommen, d. h. ein Gesamtbetrag von € 149.500,00 wurde an 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte bzw. deren Familien ausgekehrt. Zusätzlich konnten sich 59 
Kinder über Buchgutscheine freuen. 

Wir hoffen, durch Ihre Hilfe auch in diesem Jahr die finanzielle Situation, besonders der älteren 
Rechtsanwälte oder deren Witwen, etwas zu erleichtern. Viele leben in Altenheimen und erhalten nur 
ein Taschengeld von weniger als € 100,00 im Monat. Aber ebenfalls jüngere erkrankte Kolleginnen 
und Kollegen sind für diesen einmaligen Betrag aus der Weihnachtsspendenaktion sehr dankbar. 

Daher unser Aufruf:             Helfen Sie auch in diesem Jahr mit Ihrer Spende! 

Sollte Ihnen im Kollegenkreis ein Notfall bekannt sein, benachrichtigen Sie uns bitte. Wir helfen gern! 

Mit kollegialen Grüßen 

Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte 

Ihr     

- Bernd-Ludwig Holle - 
Vorstandsvorsitzender 
    

P.S.: Jede Spende ist steuerabzugsfähig. Für Spenden über € 200,00 erhalten Sie unaufgefordert eine Spen-
denquittung. Für Spenden bis einschließlich € 200,00 reicht als Nachweis der Kontoauszug des 
Kreditinstituts und die gleichzeitige Vorlage des Einzahlungsbelegs. Auf Wunsch werden auch für 
Beträge bis € 200,00 Spendenbescheinigungen ausgestellt. 

  
Präsident                                                      Vorstandsvorsitzender                                        Geschäftsführerin 
Rechtsanwalt u. Notar a. D. Dr. Wolfram Schröder, Lübeck       Rechtsanwalt Bernd-Ludwig Holle, Hamburg         Christiane Quade 

Bankverbindungen: Deutsche Bank Hbg. Konto 0 309 906 (BLZ 200 700 00)  .  Postbank Hbg. Konto 474 03-203 (BLZ 200 100 20) 
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Der Präsident des OLG Dresden weist auf 
folgendes hin:

Einige Ausbilder zahlen Rechtsreferenda-
ren, die ihnen in der Rechtsanwaltssta-
tion, Wahlstation oder im Ergänzungs-
vorbereitungsdienst zugewiesen worden 
sind, Zusatzvergütungen, die im Rahmen 
von § 65 Abs. 2 BBesG einer Anrech-
nung auf die Referendarbezüge unterlie-
gen und daher anzeigepflichtig sind.

Die Deutsche Rentenversicherung Bund 
vertritt die Auffassung, dass derartige 
Zusatzvergütungen, soweit sie nicht für 
eine von der Ausbildung unabhängige 
gesonderte Beschäftigung gewährt wer-
den, Teil des aus dem Referendarausbil-
dungsverhältnis resultierenden Arbeits-
entgeltes i.S.v. § 14 SGB IV sind. Diese 
Rechtsauffassung ist derzeit Gegenstand 
eines vor dem Landessozialgericht Ham-
burg geführten Rechtsstreits. Die An-

sicht der deutschen Rentenversicherung 
Bund hätte zur Folge, dass der Freistaat 
Sachsen als Arbeitgeber im sozialversi-
cherungsrechtlichen Sinn (§ 28e SGB IV) 
die entsprechenden Zusatzvergütungen 
in die Berechnung des abzuführenden 
Gesamtsozialversicherungsbeitrags ein-
zubeziehen hätte, obwohl er auf die Ge-
währung keinen Einfluss hat.

Vor diesem Hintergrund und angesichts 
der bislang ungeklärten sozialversiche-
rungsrechtlichen Haftungsrisiken wird 
das Oberlandesgericht Dresden Rechts-
referendare privaten Ausbildern nur 
mehr unter der Voraussetzung zuwei-
sen, dass der Träger der Ausbildungsstel-
le bzw. ein bevollmächtigter Vertreter 
verbindlich erklärt, den Freistaat Sachsen 
im Innenverhältnis von einer Inanspruch-
nahme durch den Sozialversicherungs-
träger freizustellen, soweit Beiträge für 
den Referendaren von der Ausbildungs-

stelle etwa gezahlten Zusatzvergütun-
gen erhoben werden.

Unberührt bleibt die Möglichkeit einer 
von Ausbildungszwecken unabhängigen 
Nebentätigkeit (§ 65 Abs. 1 BBesG). Hier 
ist der Arbeitgeber im sozialversiche-
rungsrechtlichen Sinn ausschließlich der 
private Arbeitgeber.

Der Präsident der RAK Sachsen hat die-
se Mitteilung zum Anlass genommen, 
die regelmäßige Erteilung von Neben-
tätigkeitsgenehmigungen für Referen-
dare – unabhängig von den Leistungen 
im Referendariat – zu fordern. Gerade 
die Tätigkeit in den Kanzleien vermittelt 
Kenntnisse und Fertigkeiten, die für die 
Ausbildung und Berufstätigkeit wesent-
lich sind. Wir informieren Sie über den 
rechtskräftigen Ausgang des Verfahrens 
beim Landessozialgericht Hamburg. 

Ergänzende Vergütung für Rechtsreferendare

Noch 2010  SGB II und SGB XII Überprü-
fungsanträge stellen und etwaige Nach-
zahlungen für 2006, 2007, 2008 und 
2009 sichern!

Bei aller Diskussion über die Höhe der 
neuen Regelleistungssätze darf nicht 
übersehen werden, dass der Gesetz-
entwurf auch eine ganz erhebliche Ein-
schränkung der Korrektur unrichtiger 
Behördenentscheidungen betreffend 
das SGB II und das SGB XII vorsieht. 

Ab dem 1.1.2011 gilt § 44 SGB X mit der 
Maßgabe, dass an Stelle des Zeitraumes 
von vier Jahren ein Zeitraum von einem 
Jahr tritt. Jeder der für die Zeit ab dem 
1.1.2006 Leistungen nach dem SGB II 
oder nach dem SGB XII beantragt hat, 
sollte dies zum Anlass nehmen, jetzt zu 
prüfen, ob ihm immer alle ihm zustehen-
den Leistungen gewährt wurden und 
auch in Zweifelsfällen einen Überprü-
fungsantrag nach § 44 SGB X stellen.

Wird ein Überprüfungsantrag noch bis 
31.12.2010 gestellt, kommen Nachzah-

lungen für die Zeit ab dem 1.1.2006 in 
Betracht. Wird der Überprüfungsantrag 
ab 1.1.2011 gestellt, kommen Nachzah-
lungen nur noch für die Zeit ab dem 
1.1.2010 in Betracht!

Ist ein Überprüfungsantrag gestellt, 
muss die Behörde ihre schon bestands-
kräftigen Bescheide überprüfen und darf 
von der Korrektur nur in wenigen Aus-
nahmefällen absehen. 

Ob Rechtswidrigkeit vorliegt, ist immer 
eine Frage des Einzelfalls. Als „fehler-
trächtig“ gelten z.B. Bescheide mit bloß 
teilweiser Übernahme von Kosten der 
Unterkunft, insbesondere von Betriebs-
kostennachzahlungen, Sanktionsbe-
scheide und nicht nach den Mitgliedern 
der Bedarfsgemeinschaft und den Ka-
lendermonaten aufgeschlüsselte Rück-
forderungsbescheide.

Rechtsanwalt Sebastian E. Obermaier
Fachanwalt für Sozialrecht

Wichtiger Hinweis zu „Hartz IV 2.0“ 

Seminare der 
RAK Sachsen 2011

Das vollständige Seminarange-

bot der RAK Sachsen für 2011 für 

Rechtsanwälte und Mitarbeiter 

f inden Sie im Seminarheft als 

Sonderbeilage zu dieser Ausgabe 

von KAMMERaktuell.



Entwicklungen 04/2010

12          KAMMER aktuell 

Das Gütestellenverfahren – 
ein Weg, um Fristen kurzfristig, ein-
fach und rechtssicher außergericht-

lich zu hemmen

Zum Jahresende droht häufig der Ab-
lauf von Fristen. Bei Anwälten führt dies 
nicht selten zu einer erheblichen Arbeits-
belastung. Kurzfristige Anfragen des 
Mandanten und die damit verbundenen 
notwendigen Rücksprachen und Ab-
stimmungen erschweren zusätzlich eine 
fundierte Vorbereitung.
Aus Sorge vor Verfristung und – insbe-
sondere bei unklarer Rechtslage – auch 
vor Haftungsfallen, werden Ansprüche 
nicht selten noch kurzfristig vor Jahres-
ende gerichtlich geltend gemacht.
Die (anwaltliche) Gütestelle ist ein Weg, 
um kostengünstig, einfach und rechtssi-
cher Fristen zu hemmen und mindestens 
6 Monate Zeit zu gewinnen.

Die Gütestelle – das 
unbekannte Wesen

Die außergerichtliche Streitbeilegung be-
schränkt sich mitnichten auf die anwalt-
liche Vergleichsverhandlung. Zwischen-
zeitlich stehen dem Anwalt und seinem 
Mandanten unterschiedlichste formelle, 
institutionalisierte oder informelle Mög-
lichkeiten der außergerichtlichen Streit-
beilegung zur Verfügung. 
Ob Schiedsgericht, diverse Schlichtungs-
verfahren, Mediation oder eben die un-
terschiedlichen Formen des Gütestellen-
verfahrens – selbst Experten für außer-
gerichtliche Konfliktlösungen können in 
der Angebotsvielfalt leicht den Überblick 
verlieren.

Allerdings kann nicht oft genug betont 
werden: Diese unterschiedlichen Instru-
mentarien zu kennen und seinen Man-
danten entsprechend aufzuklären wird 
aus der künftigen anwaltlichen Dienstlei-
stung nicht mehr weg zu denken sein. 
Ein Vorgeschmack liefert der Referenten-
entwurf zum Mediationsgesetz. Dieser 
sieht vor, dass jede Klageschrift die An-
gabe enthalten soll, “ob der Klageerhe-
bung der Versuch einer Mediation oder 
eines anderen Verfahrens der außerge-
richtlichen Konfliktbeilegung vorausge-
gangen ist oder warum ein solcher Ver-
such unterlassen wurde.“ Gefordert wird 
also eine qualifizierte Begründung und 

damit zwangsläufig eine vorausgehende 
umfassende Beratung und Aufklärung 
des Mandanten.

Rechtssicher Fristen hemmen

Ob und unter welchen Voraussetzungen 
außergerichtliche Vergleichsverhand-
lungen nach § 203 BGB eventuell Fri-
sten hemmen, ist mit erheblicher Unsi-
cherheit verbunden. Unklar ist meist, ob 
überhaupt Verhandlungen laufen, wann 
diese begonnen oder beendet wurden 
usw. In einigen Fällen ist eine Fristen-
hemmung überhaupt nicht möglich. Für 
begleitende Anwälte bleibt jedenfalls 
immer ein Haftungs(rest)risiko bestehen.
Deutlich anders und vor allem rechtssi-
cher sieht dies bei der Anrufung einer 
Gütestelle aus. Nach § 204 Abs. 1 Nr. 
4 BGB führt die Veranlassung der Be-
kanntgabe eines Güteantrags, der bei 
einer anerkannten Gütestelle eingereicht 
wurde, zur Hemmung der Verjährung. 
Mehr noch: Gemäß § 204 Abs. 2 BGB 
endet die Hemmung der Verjährung 
erst sechs Monate nach Beendigung des 
eingeleiteten Verfahrens (im Falle von 
Verhandlungen nach § 203 BGB sind es 
hingegen nur 3 Monate). Das heißt, der 
Antragsteller hat selbst im schlechtesten 
Fall mindestens 6 Monate zusätzliche 
Zeit gewonnen! Denn die 6-monatige 
Hemmung gilt selbst dann, wenn die 
andere Partei – der Antragsgegner – die 
Zustimmung zum Güteverfahren verwei-
gert. Damit kann ohne Mitwirkung oder 
Einverständnis des Gegners, der Eintritt 
der Verjährung erheblich herausgezö-
gert werden.

Sinnvoll erscheint dieser Weg zum Bei-
spiel, wenn ein Mahnverfahren ausge-
schlossen ist, die Zeit für eine gründliche 
Vorbereitung des Prozesses nicht ausrei-
cht, rechtliche Unsicherheiten bestehen 
oder der Mandant sich vorübergehenden 
in Liquiditätsschwierigkeiten befindet. 
Gleiches gilt natürlich, wenn eine außer-
gerichtliche Einigung ohnehin in Erwä-
gung gezogen wird oder zumindest eine 
Option ist, die Zeit für eine Einigung am 
Jahresende jedoch zu kurz ist und daher, 
um nicht in die Fristenfalle zu laufen, 
vorsorglich Klage erhoben wird. Warum 
nicht eine Gütestelle anrufen, und so die 
aufwendige, ggf. unnötige Vorbereitung 

des Prozesses mit all seinen Risiken auch 
für den Anwalt vermeiden?
Das Verfahren und der Aufwand eines 
Gütestellenverfahrens ist denkbar ein-
fach und für die begleitenden Anwälte 
auch finanziell lukrativ.
Zunächst jedoch werden kurz die unter-
schiedlichen Gütestellenverfahren skiz-
ziert – denn der Gesetzgeber war hier 
sehr kreativ und hat vielfältige, in den 
einzelnen Ländern zum Teil erheblich ab-
weichende Regelungen geschaffen.

Staatlich anerkannten Gütestellen 
im Rahmen des freiwilliges Gütever-

fahren (“freiwillige” Gütestelle)

Zunächst gibt es so genannte “freiwilli-
ge Gütestellen”. Der Name soll jedoch 
nicht täuschen, denn auch eine freiwil-
lige Gütestelle muss staatlich anerkannt 
sein. Regelungsgrundlage ist § 794 Abs. 
1 Nr. 1 ZPO i.V.m. § 22 Ausführungs-
gesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz 
(AGGVG). Meist gibt es noch spezielle, 
landesgesetzliche Regelungen wie z.B. 
das Sächsische Schieds- und Gütestellen-
gesetz.

Ein Mediations-, Schlichtungs- oder Gü-
teverfahren vor einer “freiwilligen” Gü-
testelle ist in allen Fällen zulässig, in de-
nen die Parteien nach dem Gesetz eine 
Streitigkeit selbst beilegen können - und 
zwar unabhängig vom Streitwert.
Dies gilt für die meisten zivilrechtlichen 
Angelegenheiten wie z.B. für Vertrags-
streitigkeiten. Nicht zu verwechseln ist 
die Gütestelle daher mit der Gütestel-
le für obligatorische Streitschlichtung  
(siehe unten), die nur über einen einge-
schränkten Tätigkeitsbereich verfügt.
Die staatlich anerkannten Gütestellen 
geben sich eine Verfahrensordnung die 
- z.B. im Freistaat Sachsen - vom Präsi-
denten des Oberlandesgericht geprüft 
und anerkannt wird. Daraus ergeben sich 
auch Ablauf, Verfahren, Methoden und 
Kosten des Verfahrens. In Sachsen muss 
darüber hinaus die Person, die als Güte-
stelle anerkannt wird, zur Erbringung au-
ßergerichtlicher Rechtsdienstleistungen 
befugt sein (in der Regel daher Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte aber 
auch Notarinnen und Notare). Vereinzelt 
sind auch berufsständische Kammern 
oder Verbände als freiwillige Gütestelle 
anerkannt. Während der Freistaat Sach-

Fristenstress zum Jahresende?
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sen im Sächsischen Schieds- und Güte-
stellengesetz sehr restriktive Regelungen 
zur Anerkennung als Gütestelle getrof-
fen hat (z.B. nachgewiesene Expertise 
als Mediator/Schlichter) und zum Teil 
auch die Anforderungen an das Güte-
verfahren vorschreibt, sind andere Bun-
desländer wie z.B. Baden-Württemberg 
deutlich liberaler. Zum Teil erfolgt dort 
die Anerkennung als Gütestelle direkt 
auf Grundlage des § 794 Abs. 1 Nr. 1 
ZPO i.V.m. § 22 Ausführungsgesetz zum 
Gerichtsverfassungsgesetz (AGGVG) 
ohne eigenständige landesrechtliche Re-
gelung.

Staatlich anerkannte freiwillige Gütestel-
len sind räumlich nicht eingeschränkt 
und können daher bundesweit sowie 
international tätig sein.

Gütestellen für obligatorische 
Streitschlichtung (“obligatorische” 

Gütestelle)

Durch die Reform der Zivilprozessord-
nung im Jahre 2002 wurde nach § 15 
a II Nr. 5 EGZPO den Bundesländern die 
Möglichkeit eingeräumt, vor Erhebung 
einer Klage zwingend ein außergericht-
liches Güteverfahren vorzuschreiben 
(obligatorisches Güteverfahren). Hier-
von Gebrauch gemacht haben derzeit 
teilweise Baden-Württemberg, Bayern, 
Brandenburg, Hessen, Nordrhein-West-
falen, Sachsen-Anhalt, Saarland sowie 
Schleswig-Holstein.

Danach ist eine Klage bei Streitwerten 
bis 750,00 EUR, bei Nachbarschafts-
streit sowie Ehrverletzungen erst zuläs-
sig, nachdem erfolglos eine Einigung vor 
der Gütestelle versucht wurde. Dies gilt 
in einigen Bundesländern auch für Kla-
gen nach dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG). In beiden Fällen 
muss der gescheiterte Einigungsversuch 
mit einer Erfolglosigkeitsbescheinigung 
nachgewiesen werden, der durch die 
Gütestelle ausgestellt wird. Die Voraus-
setzungen zur Anerkennung als “obliga-
torische” Gütestelle sowie Details zum 
Verfahren sind in den Ländern zum Teil 
sehr unterschiedlich normiert. Der Frei-
staat Sachsen hat vom obligatorischen 
Güteverfahren nach § 15 a II Nr. 5 EGZ-
PO bislang jedoch keinen Gebrauch ge-
macht.

Eine Sächsische Besonderheit: Der 
„Friedensrichter“

Im Freistaat Sachsen wurden neben 
staatlich anerkannten “freiwilligen” Gü-
testellen (siehe oben) noch so genannte 
Gemeindliche Schiedsstellen geschaf-
fen. Diese wiederum werden durch so 
genannte Friedensrichter besetzt. Diese 
betreiben einerseits Schlichtungsverfah-
ren und anderseits Sühneverfahren vor 
Erhebung von Privatklagen (bei Straf-
taten). Die Verfahren vor Gemeindlichen 
Schiedsstellen haben - anderes als vor 
staatlich anerkannten Gütestellen - keine 
eigenen Verfahrensordnungen, sondern 
sind unmittelbar an die gesetzliche Vor-
gaben gebunden.

Vorteile des freiwilligen Gütestellen-
verfahrens – die Vollstreckbarkeit

Neben der oben erwähnten Fristenhem-
mung bieten Verfahren vor der freiwilli-
gen Gütestelle weitere, erhebliche Vor-
teile: So kann aus der protokollierten 
Vereinbarung die Zwangsvollstreckung 
betrieben werden (§ 794 Abs. 1 Nr. 1 
Zivilprozessordnung (ZPO). Der Umweg 
z.B. über einen anwaltlichen Vergleich 
oder die Protokollierung vor Gericht oder 
einem Notar entfällt. Außerdem ist das 
Verfahren absolut vertraulich, kurzfristig 
verfügbar und wird in der Regel auch 
zeitnah abgeschlossen. Die jeweiligen 
Verfahrensordnungen der Gütestel-
len regeln notwendige Rahmenbedin-
gungen, verzichten aber auf übermäßi-
gen Bürokratismus, um einen effektiven 
und zügigen Ablauf zu gewährleisten.
Das Verfahren vor der Gütestelle ist frei-
willig und kann jederzeit vor der Proto-
kollierung der Abschlussvereinbarung 
abgebrochen werden.

Der Ablauf – von der Fristenhem-
mung bis zum Abschluss

Allen freiwilligen Gütestellenverfahren 
ist gemein, dass sie methodisch entwe-
der auf der Mediation oder der Schlich-
tung basieren. Die Einzelheiten zum 
Verfahrensablauf muss jede “freiwillige” 
Gütestelle in einer eigenen Verfahrens-
ordnung regeln. Dies gilt auch für die 
Kosten. Die Verfahrensordnung wird 
ebenso wie die Anerkennungsvoraus-
setzungen staatlicherseits geprüft. In ei-
nigen Bundesländern erfolgt dies durch 
die Landesjustizministerien, im Freistaat 
Sachsen durch Präsidenten des Oberlan-
desgerichts Dresden.

Folgende Ausführung gibt einen kurzen 
Überblick über den Ablauf des freiwil-
ligen Gütestellenverfahrens. Die Be-
sonderheiten und Einzelheiten sind der 
jeweiligen, rechtsverbindlichen Verfah-
rensordnung zu entnehmen.

Der Weg zur Gütestelle

Das Gütestellenverfahren (in den Ver-
fahrensordnungen abweichend auch 
Schlichtungs-, Mediations- oder Güte-
verfahren genannt) wird auf Antrag einer 
Partei eingeleitet. Der Antrag kann meist 
schriftlich, per Fax, per E-Mail, mündlich 
oder telefonisch gestellt werden.
Wichtig: Für den Fall, dass Verjährungs-
fristen gehemmt werden (§ 204 Abs. 
1 Nr. 4 BGB) oder andere gesetzliche 
Folgen der Anrufung einer Gütestelle 
erreicht werden sollen, hat der Antrag 
auf Durchführung des Güteverfahrens 
zwingend schriftlich (oder per Telefax) 
zu erfolgen.
Der Antrag muss eine kurze Zusammen-
fassung des Gegenstands der Streitigkeit 
und - sofern bereits erfolgt - die Zustim-
mung der nicht antragstellenden Partei 
zur Durchführung des Güteverfahrens 
enthalten. Darüber hinaus sind einige 
Formalien zu beachten.

Der Inhalt des Antrags

Wichtig, und hierin dürfte auch ein wei-
terer Reiz des Gütestellenverfahrens lie-
gen ist, dass neben einigen formellen Er-
fordernissen wie z.B. ordnungsgemäße 
Bevollmächtigung, persönliche Angaben 
usw. in der Regel nur eine kurze Zusam-
menfassung des Gegenstands der Strei-
tigkeit erfolgen muss, sofern damit der 
geltend gemachte Anspruch hinreichend 
genau beschreiben ist (vlg. Palandt 2010, 
§ 204, Rn 19). Anders als im gericht-
lichen Verfahren muss bei der Antrags-
stellung keine substantiierte Darlegung 
mit Beweisangeboten usw. erfolgen. 
Damit kann meist auch noch „fünf vor 
Zwölf“ ein Antrag formuliert werden, 
wenn die Zeit für eine Klageschrift längst 
nicht mehr ausreicht.
Kompetente Gütestellen halten außer-
dem meist entsprechende Vordrucke für 
die Antragsstellung bereit. Gleiches gilt 
selbstverständlich für die Verfahrensord-
nung, die dem Antragssteller bereits vor 
Antragsstellung vorliegen sollte.
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Einleitung des Güteverfahrens nach 
Eingang des Antrags

Sofern eine Partei noch nicht schriftlich 
zugestimmt hat, veranlasst die Gütestel-
le unverzüglich die Bekanntgabe des An-
trags an die Gegenseite. Erfolgt binnen 4 
Wochen nach Bekanntgabe des Antrags 
an die Gegenseite keine schriftliche Zu-
stimmung zur Durchführung des Gü-
testellenverfahrens, teilt die Gütestelle 
dem Antragsteller schriftlich das Schei-
tern seines Antrags und die Beendigung 
des Verfahrens mit.
Liegt die Zustimmung aller Parteien zur 
Durchführung des Gütestellenverfahrens 
vor, bestimmt die Gütestelle einen zeit-
nahen Verhandlungstermin.

Wann beginnt 
die Fristenhemmung?

Nach Eingang des Antrags wird dieser, 
wie oben erwähnt, der Gegenseite zu-
gestellt. Die Gütestelle ist verpflichtet, 
den Antrag dem Antragsgegner unver-
züglich zuzustellen und die Zustellung 
entsprechend nachzuweisen. Die Zustel-
lungsvorschriften der ZOP gelten ent-
sprechend. Die unverzügliche Veranlas-
sung der Zustellung an den Antragsgeg-
ner stellt die Hemmung der Verjährung 
nach § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB sicher. Die 
Bekanntgabe wirkt damit auf die An-
tragsstellung zurück (vlg. Palandt 2010, 
§ 204, Rn 19). Insoweit haftet auch die 
Gütestelle. Nach dem SächsSchieds-
GütStG muss die Gütestelle daher zur 
Absicherung auch eine erhöhte Vermö-
gensschadenshaftpflichtversicherung 
nachweisen.

Durchführung des 
Gütestellenverfahrens

Das Gütestellenverfahren ist nicht öf-
fentlich. Jede Partei kann selbstverständ-
lich anwaltlichen Beistand hinzuziehen. 
Die Verhandlung vor der Gütestelle ist 
mündlich und wird in der Regel nicht 
durch Schriftsätze vorbereitet. Wie viele 

Termine in welchem Umfang sinnvoll 
sind, legt die Gütestelle in Absprache mit 
den Beteiligten im Vorfeld fest.
Das Ziel des Gütestellenverfahrens ist es, 
dass die Beteiligten mit Unterstützung 
der Gütestelle zu einer selbst verantwor-
teten, einvernehmlichen und interessen-
gerechten Konfliktlösung gelangen. Im 
Mittelpunkt stehen somit die Kommu-
nikation und der Dialog. Die Gütestelle 
achtet auf die Einhaltung der Verfahrens-
regeln und darauf, dass alle Beteiligten 
„auf gleicher Augenhöhe“ verhandeln 
können. Sofern es der zügigen Streitbei-
legung dienlich ist, kann die Gütestelle 
mit den Parteien oder deren Vertretern 
Einzelgespräche führen. Die Gütestelle 
kann – dies wird im Vorfeld oder in der 
Verfahrensordnung festgelegt – auf die 
Mediation oder die Schlichtung als Me-
thode zurückgreifen. Nur im letzteren 
Falle unterbreitet die Gütestelle einen 
unverbindlichen Einigungsvorschlag, 
ansonsten unterstützt die Gütestelle die 
Parteien bei der Erarbeitung einer Eini-
gung.

Beendigung des 
Gütestellenverfahrens

Das Gütestellenverfahren endet durch 
Unterzeichnung einer Vereinbarung der 
Parteien über den Streitgegenstand oder 
Teile dessen. Es endet außerdem durch 
Erklärung einer Partei, dass das Gütestel-
lenverfahren gescheitert ist und beendet 
wird oder durch Erklärung der Gütestel-
le, dass sie das Güteverfahren als ge-
scheitert erachtet.

Abschlussprotokoll und mögliche 
Vollstreckbarkeit

Kommt es zu einer Vereinbarung, wird 
diese von der Gütestelle protokolliert 
und von allen Parteien genehmigt. Aus 
der protokollierten Vereinbarung der 
Parteien kann dann anschließend die 
Zwangsvollstreckung nach § 794 Abs. 1 
Nr. 1 ZPO betrieben werden.

Scheitert das Verfahren, steht den Par-
teien der Rechtsweg nach wie vor offen!

Kosten des Güteverfahrens

Die Gebühren, die für die Anrufung 
der Gütestelle entstehen, sind in den 
jeweiligen Verfahrensordnungen der 
Gütestellen geregelt. Meist berechnen 
die Gütestellen Stundenhonorare, im Er-
folgfalle eine abschließende Einigungs-
gebühr sowie Kosten für Auslagen. Für 
die begleitenden Anwälte dürfte das 
Gütestellenverfahren im Vergleich zum 
Gerichtsverfahren ebenfalls attraktiv 
sein, insbesondere in Anbetracht des ge-
ringeren Vorbereitungsaufwandes. 

Ausblick

Mit der „freiwilligen“ Gütestelle steht 
dem Anwalt und seinem Mandanten 
ein leichter, rechtssicherer Weg offen, 
um „Stolpersteine“ in der kurzfristigen 
Klageerhebung zwecks Fristenwahrung 
zu vermeiden. Aber nicht nur zum Jah-
resende stellt das Gütestellenverfahren 
eine bedenkenswerte zusätzliche Option 
anwaltlichen Handelns dar.
Strenge Zulassungsvoraussetzungen für 
staatlich anerkannte Gütestellen (insbe-
sondere im Freistaat Sachsen) sichern 
eine unabhängige und kompetente 
Streitbeilegung. Dies gilt auch in Hin-
blick auf mögliche Interessenskollisionen 
der Gütestelle. Das SächsSchiedsGütStG 
geht dabei weit über das anwaltliche 
Berufsrecht hinaus. Die Sorge, einen Fall 
oder Mandanten an die Gütestelle zu 
„verlieren“, ist daher unbegründet.

Bernhard Böhm,
Master of Mediation
Mediator und Rechts-
anwalt, Staatlich aner-
kannte Gütestelle



�  Online-Bestellung unter 
www.rak-sachsen.de

�  Übermittlung der geprüften 
und bestätigten Daten an 
den DSV

�  Erstellung der Ausweiskarte 
inklusive Signaturpaket

�  Versand an den Rechtsanwalt

Alle Leistungsbestandteile der RAK-Kombi-Anwaltssignaturkarte im Überblick:

So unkompliziert funktioniert die Bestellung der Signaturkarte:

RECHTS
ANWALTS
KAMMER
SACHSEN

RECH
ANWA

� �

��

• Schnelle und unbürokratische Beantragung bei der RAK 
Sachsen

• Modernes innovatives Kartenprofi l mit folgenden Lei-
stungsbestandteilen:

- Kombination von amtlichem internationalem 
und nationalem Anwaltsausweis 

- mit dem verfahrensrechtlich erforderlichen Be-
rufsattribut „Rechtsanwalt“/ „Rechtsanwältin“

- und chip für qualifi zierte elektronische Signatur 
(höchstpersönliche unterschrift digital) 

- mit Kartengültigkeitsdauer von mindestens 42 
Monaten 

• Ausstattungspaket mit Kartenlesegerät und Software 
inklusive 

• Kompatibel mit den gängigen Kanzleisoftwaresystemen 
und Justizanwendungen 

Vorderseite mit chip für die digitale Signatur

Rückseite mit Feld für die unterschrift

Das RAK-Kombi-Anwaltssignaturkartenpaket:

•  RAK-Anwaltssignaturkarte
•  Sign-it Software zum Signieren und Verschlüsseln von Dokumenten und E-Mails 
•  Kartenleser Klasse 2 (Musterillustration, Original kann abweichen)

Nach dem großen Erfolg des ersten Signaturkarten-Pakets der RAK Sachsen 
können voraussichtlich ab Ende 2010 wieder Anträge auf Erstellung der 

Kombi-Signaturkarte gestellt werden. 
Genaue Termine fi nden Sie zu gegebener Zeit unter www.rak-sachsen.de
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In der Weiterführung des Projekts (wir 
berichteten in KAMMERaktuell 02/2008, 
Seite 14 und KAMMERaktuell 3/2009, 
Seite 19) werden nach verschiedenen 
sächsischen Amtsgerichten auch die 
sächsischen Landgerichte eine Nutzerbe-
fragung durchführen. Der Vergleich soll 
u.a. die Außenwirkung der beteiligten 
Gerichte auch mit Hilfe einer Befragung 
der Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte untersuchen. Hintergrund und Ziel 
des Projektes sind, durch Vergleich von 
bestimmten Verfahrenskennzahlen und 
Befragungsergebnissen einen möglichst 
optimalen Verfahrensablauf am Gericht 

bei gleichzeitig hoher Mitarbeiter- und 
Nutzerzufriedenheit zu erreichen. Da-
bei werden die Mitarbeiter aktiv in den 
Veränderungsprozess eingebunden. Es 
werden Organisationseinheiten, deren 
Prozesse und Ergebnisse verglichen, mit 
dem Ziel die besten Lösungen für eine 
bestimmte Aufgabenstellungen zu ent-
wickeln. 

Der Präsident Ihres Landgerichts wird 
sich daher mit einem fünfseitigen Fra-
gebogen (mit Ausfüllhinweisen und 
Rückumschlag) an Sie wenden. Darin 
werden u.a. Ihre Erfahrungen und Zu-

friedenheit mit der Nutzerorientierung, 
der Zusammenarbeit, den Verfahren und 
der Kommunikation mit dem Gericht ab-
gefragt.

Bitte unterstützen Sie das Projekt, in-
dem Sie den Fragebogen ausfüllen und 
zurücksenden. Im Anschluss an die Be-
fragung können die Gerichte Nutzern im 
Rahmen eines Workshops Gelegenheit 
geben, die Befragungsergebnisse zu er-
örtern und Vorschläge zur Verbesserung 
der Zusammenarbeit einzubringen.

Projekt „Amts- und Landgerichte im Vergleich“

(rechts-, steuer- und wirtschaftsprüfende Berufe, Stand jeweils zum 01.01. des Jahres) 

 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
1980 - 2010

in % 

Rechtsanwälte 36077 46933 56638 74291 104067 132569 138104 142830 146910 150376 153251 324,79 

darunter Anwaltsnotare 6633 7174 7877 8715 8838 7554 7265 7055 6932 6755 6575 -0,87 

RA-GmbH2 - - - - 42 179 217 260 297 324 401  

Nur-Notare 942 990 1013 1628 1657 1616 1610 1607 1593 1586 1582 67,94 

Steuerberater 21030 28882 39997 47067 57806 66747 68781 69598 70927 73454 75333 258,22 

Steuerbevollmächtigte 3 16175 14373 5145 5440 3626 2921 2775 2647 2947 2845 1777 4

Steuerberatungsgesell-
schaften 

1319 2600 3901 4877 6056 6932 7129 7364 7563 7870 8169 519,33 

Wirtschaftsprüfer 3821 4637 6344 7994 9984 12244 12578 12963 13206 13416 13619 256,43 

Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaften 

651 920 1215 1541 1879 2221 2318 2361 2444 2496 2540 290,17 

1 �Ab 1992 mit den fünf neuen Bundesländern; der Zugang zum Anwaltsnotariat wurde in den fünf neuen Bundesländern nicht 
eröffnet.

2 �Die RA-GmbHs werden erstmals ab dem 1.1.2000 gezählt.
3 �Der Beruf des Steuerbevollmächtigten wurde aufgrund § 156 V StberG durch das Gesetz zur Änderung und Vereinfachung 

des Einkommenssteuergesetzes und anderer Gesetze vom 18.08.1980 (BGBl. I, 1537, 1543) geschlossen. Durch das Einigungs-
vertragsgesetz - BGBl. 1990 II, 885, 970 - sind auf dem Gebiet der fünf neu-en Bundesländer vorläufig Steuerbevollmächtigte 
bestellt worden. Ab 2008 sind in Steuerbevollmächtigten Personen gem. § 74 Abs. 2 StBerG enthalten.

4 �keine Berechnung mehr vorgenommen, da in der Angabe neben Steuerbevollmächtigten ab 2008 auch Personen gem. § 74 
Abs. 2 StBerG enthalten.

Statistik Freie Berufe1
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Stellungnahmen der RAK Sachsen zu Gesetzgebungsverfahren

Stellungnahme zum Entwurf 
des Gesetzes über den Vollzug der 

Untersuchungshaft im Freistaat 
Sachsen (Drucksache 5/2590)

September 2010

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen 
(RAK) ist die Selbstverwaltungsorganisa-
tion der Rechtsanwälte in Sachsen. Als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
vertritt sie die Interessen ihrer rund 4.720 
Mitglieder. Die Kammer ist unter ande-
rem für die Berufsaufsicht zuständig, 
vermittelt bei Streitigkeiten mit Anwäl-
ten, beteiligt sich an der Ausbildung von 
Rechtsreferendaren, übernimmt die Prü-
fung von Rechtsanwaltsfachangestellten 
und vergibt Fachanwaltsbezeichnungen.

Mit dem vorgelegten Gesetzesentwurf 
soll der Untersuchungshaftvollzug in 
Sachsen erstmals umfassend gesetzlich 
geregelt werden. Wesentlicher Inhalt ist 
daher das Untersuchungshaftvollzugs-
gesetz für den Freistaat Sachsen (Artikel 
1). Dieses soll die wesentlichen Eingriffs-
ermächtigungen wie auch die Ausgestal-
tung des Haftvollzugs regeln. 

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
Sachsen nimmt zu vorgenanntem Ge-
setzesentwurf wie folgt Stellung: 

I.

Bereits in der letzten Legislaturperiode 
hat die damalige Staatsregierung einen 
Entwurf für ein „Gesetz über den Voll-
zug der Untersuchungshaft im Freistaat 
Sachsen sowie zur Änderung weiterer 
Gesetze“ vorgelegt. Obwohl hierzu nicht 
nur verschiedenste sachverständige Äu-
ßerungen und Stellungnahmen unter-
schiedlichster  Interessenvereinigungen 
eingeholt wurden, darüber hinaus auch 
eine sog. Expertenanhörung im zustän-
digen Ausschuß des Sächsischen Land-
tages stattgefunden hat, ist der Entwurf 
im Ergebnis der Diskontinuität zum Op-
fer gefallen.

Nunmehr hat die – neue – Staatsregie-
rung einen nur im Detail modifizierten 
Entwurf vorgelegt. Nach der Medien-
information 38/10 vom 18.05.2010 des 
SMJ ist eine zentrale Regelung u.a. die 
„Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten 
während der Untersuchungshaft“. In-

dessen bleibt der neue Entwurf schon an 
diesem Punkt hinter dem alten zurück: 
Abgesehen davon, dass bei der Bemes-
sung des Arbeitsentgeltes nunmehr nur 
noch 5% – im Vorgleich zu vorher: 9% 
– der Eckvergütung nach § 18 Abs. 1 
SGB IV zugrundegelegt werden, ist der 
ursprünglich in § 25 UVollzG-E a. F. vor-
gesehene Abs. 6, der Untersuchungsge-
fangenen, denen weder Arbeit noch die 
Teilnahme an einer Bildungsmaßnahme 
angeboten werden kann, ein Taschen-
geldanspruch für den Fall der Bedürf-
tigkeit geben sollte, ersatzlos in Wegfall 
geraten. Auch der in der Begründung 
zum Gesetzentwurf a. F. noch enthal-
tene Abschnitt „III. Kosten“, der – zu 
Recht – darlegte, dass ein zeitgemäßer 
und humaner Untersuchungshaftvollzug 
finanzielle Mehraufwendungen unum-
gänglich macht, ist ersatzlos in Wegfall 
geraten. Vielmehr heißt es im Prolog 
mehr oder weniger nebulös, dass „wei-
tere zunächst geplante Anpassungen … 
aus haushalterischen Gründen vorerst 
nicht vorgenommen werden“ können. 
Dies ist angesichts der Schwere des Ein-
griffs, dem sich Untersuchungsgefange-
ne nolens volens unterziehen müssen, 
inakzeptabel. 

II.

Dass kritische Anregungen – so auch der 
sächsischen RAK – jedenfalls partiell un-
beachtet geblieben sind, ergibt die nach-
folgende kritische Betrachtung einzelner 
Vorschriften des neuen Entwurfs:

1. § 5 Vollzugsgestaltung
Fraglich ist, ob die Formulierung „Das 
Leben im Vollzug ist den allgemeinen Le-
bensverhältnissen anzugleichen, soweit 
die Aufgabe des Untersuchungshaftvoll-
zugs und die Erfordernisse eines geord-
neten Zusammenlebens in der Anstalt 
dies zulassen.“ der Unschuldsvermutung 
aus Artikel 6 Abs. 2 EMRK gerecht wird. 
Insoweit bestehen Bedenken, da offen-
sichtlich der Schwerpunkt falsch gewählt 
ist: Nicht der Vollzug ist den allgemei-
nen Lebensverhältnissen anzugleichen, 
sondern die allgemeinen Lebensverhält-
nisse sind im Vollzug weitestgehend zu 
erhalten. Einschränkungen können sich 
nur aus dem Zweck des U-Haftvollzuges 
sowie den Erfordernissen eines geord-

neten Zusammenlebens in der Anstalt 
ergeben, sofern diese unabdingbar sind. 

2. § 7 Aufnahme
Positiv ist zunächst, dass § 7 Abs. 5 
UVollzG-E n. F. dahingehend modifiziert 
wurde, dass aus der Soll-Vorschrift eine 
Verpflichtung geschaffen wurde, dem 
Untersuchungsgefangenen Gelegenheit 
zu geben, Angehörige oder eine Ver-
trauensperson von der Aufnahme in die 
Anstalt zu benachrichtigen. 

Unbefriedigend ist dagegen, dass in Ab-
satz 1 nach wie vor ein konkretisierender 
Hinweis auf § 119 a StPO n. F. fehlt, der 
den Rechtsschutz gegen behördliche 
Entscheidungen oder Maßnahmen im 
Untersuchungshaftvollzug regelt, ge-
nauso wie ein Hinweis auf § 65 UVollzG-
E, in dem das Beschwerderecht eines je-
den Untersuchungsgefangenen geregelt 
ist. Ergänzt werden sollte, dass auch die 
StPO einem jeden Untersuchungsgefan-
genen bei der Aufnahme in die Anstalt 
zugänglich gemacht werden sollte; dies 
um der durch die Aufteilung der Ge-
setzgebungskompetenzen komplizierter 
gewordenen Rechtslage durch entspre-
chende Transparenz und Information 
entgegenzuwirken. 

3. § 8 Verlegung und Überstellung
Auffällig ist, dass § 8 Abs. 1 UVollzG-E 
ausschließlich auf die Interessen der An-
stalt abstellt. Die Interessen des Untersu-
chungsgefangenen, in der Nähe der Fa-
milie oder Personen zu bleiben, die ihn in 
geschäftlichen Angelegenheiten vertre-
ten, bleiben gänzlich unberücksichtigt. 
Dies überrascht nicht nur im Hinblick auf 
das in § 5 UVollzG-E aufgestellte Postu-
lat und ist gerade im Freistaat Sachsen 
im Hinblick auf bereits erfolgte bzw. ge-
plante Schließungen von Justizvollzugs-
anstalten von besonderer Bedeutung. 

4. § 9 Vorführung, Ausführung
 und Ausantwortung

Das Recht des Untersuchungsgefange-
nen aus Art. 103 GG, der jedermann 
vor Gericht Anspruch auf rechtliches 
Gehör gewährt, läuft leer, wenn das 
Recht auf Ausführung von vornherein 
auf die Fälle beschränkt wird, in denen 
das persönliche Erscheinen vom Gericht 
angeordnet ist. Vielmehr haben alle Pri-
märbeteiligten eines Gerichtsverfahrens 
das Recht auf Gehör zu Vorgängen aller 
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Verhandlungsabschnitte, insbesondere 
natürlich auch zur Teilnahme an einer 
mündlichen Verhandlung ungeachtet 
der Tatsache, ob deren persönliches 
Erscheinen angeordnet ist oder nicht 
(Maunz-Dürig, Kommentar zum Grund-
gesetz, Art. 103, Rn. 34). Dies gebietet 
die Unschuldsvermutung genauso, wie 
aus dieser folgt, dass die Kosten einer 
solchen Ausführung nicht dem Unter-
suchungsgefangenen auferlegt werden 
können, auch wenn dies ausschließlich in 
seinem Interesse, indessen zur Wahrung 
des verfassungsrechtlich garantierten 
rechtlichen Gehörs erfolgt. 

5. § 11 Trennungsgrundsätze 
Hier ist im Vergleich zum alten Entwurf 
der Auffassung Rechnung getragen wor-
den, dass die Durchbrechung des Tren-
nungsgrundsatzes nur mit Zustimmung 
des einzelnen Untersuchungsgefange-
nen zulässig ist. 

6. § 13 Unterbringung 
während der Ruhezeit

Wünschenswert wäre, wenn in die-
se Vorschrift die von der Rechtspre-
chung (BVerfG 2 BvR 1514/03; jüngst 
OLG Hamm Urt. v. 18.03.2009, Az. 11 
U 88/08) unter Beachtung der Men-
schenwürde entwickelten Mindestan-
forderungen an einen Haftraum aufge-
nommen würden (Mindestfläche, abge-
trennte und gesondert entlüftete Toilet-
te bei Mehrfachbelegung etc.).  
 
Wie schon in § 11 UVollzG-E aufgeführt, 
ist die gemäß § 13 Abs. 3 UVollzG-E 
mögliche gemeinsame Unterbringung 
zwar nur vorübergehend und aus zwin-
genden Gründen zulässig, was aber 
gleichfalls ein durch Streichung zu schlie-
ßendes Einfallstor für die Durchbrechung 
des Trennungsprinzips darstellt. 

Vielmehr ist die Zustimmung des Unter-
suchungsgefangenen zur Doppelbele-
gung in keinem Fall entbehrlich. Gerade 
einem hilfsbedürftigen oder gefährdeten 
Untersuchungsgefangenen gegenüber 
besteht eine besondere Fürsorgepflicht, 
der ggf. auch durch Betreuung im Haft-
krankenhaus Rechnung getragen wer-
den kann.

7. § 14 Unterbringung von 
Müttern und Vätern mit Kindern 

Nachdem schon im Hinblick auf den al-
ten Entwurf Kritik daran geübt wurde, 
dass die Unterbringung „auf Kosten 
der für das Kind Unterhaltspflichtigen“ 

erfolgen soll, ist die in dem Entwurf a. 
F. noch vorgesehene ausnahmsweise 
Absehung von der Geltendmachung 
des Kostenersatzanspruchs für den Fall 
der Gefährdung der gemeinsamen Un-
terbringung von Elternteil und Kind er-
satzlos dem Rotstift zum Opfer gefal-
len, was nicht nur aufgrund der für den 
Untersuchungsgefangenen geltenden 
Unschuldsvermutung nicht akzeptiert 
werden kann. 

8. § 17 Abs. 1  Kleidung
Das Recht zum Tragen eigener Kleidung 
basiert auf dem jedem garantierten 
Recht auf freie Entfaltung der Persön-
lichkeit aus Art. 2 Abs. 1 GG. Faktisch 
eingeschränkt ist dieses Recht indessen 
dadurch, dass die Untersuchungsgefan-
genen für Reinigung, Instandhaltung 
und regelmäßigen Wechsel der Kleidung 
selbst Sorge zu tragen haben, wobei un-
klar ist, wie dies zu geschehen hat. Dem-
zufolge sollte eine Verpflichtung in die 
Vorschrift aufgenommen werden, die 
Voraussetzungen für die Erfüllung der 
Auflage zu schaffen. Dies könnte z.B. 
dadurch geschehen, dass Münz-Wasch-
automaten und Münz-Trockner bereitge-
stellt werden.

9. § 20 Gesundheitsfürsorge
Abs. 1 der Vorschrift läuft solange leer, 
wie nicht ein Mindeststandard hygie-
nischer Versorgung gewährleistet ist. 
So besteht in den sächsischen Justizvoll-
zugsanstalten meistenteils keine Mög-
lichkeit, sich täglich zu duschen. Teilwei-
se ist die Wasserzufuhr begrenzt, und 
in den Hafträumen gibt es kein warmes 
Wasser. Solange diese Mindestvoraus-
setzungen nicht geschaffen sind, stellt 
sich die Frage, wie die Untersuchungs-
gefangenen das gesetzliche Gebot be-
folgen sollen. 

Unklar bleibt auch, wie ein „Nichtrau-
cherschutz ... angemessen zu gewährlei-
sten“ sein soll.

10. § 22 Abs. 5 Medizinische 
Leistungen, Kostenbeteiligungen

Positiv ist im Vergleich zu dem Entwurf 
a. F., der lediglich vorsah, dem Untersu-
chungsgefangenen zu gestatten, ärzt-
lichen Rat einzuholen und damit eine 
Beschränkung externer Ärzte auf eine 
bloß konsiliarische Beteilung an der Be-
handlung beabsichtigte, die Neufassung, 
nach der dem Untersuchungsgefange-
nen durch § 22 Abs. 5 UVollzG-E n. F. 
nunmehr eine Untersuchung durch einen 

anstaltsfremden Arzt gesetzlich zu ge-
statten ist. Der berechtigten Forderung 
– so auch der sächsischen RAK –, auch 
die Behandlung durch einen anstalts-
fremden Arzt gesetzlich zu verankern, 
ist indessen noch immer nicht Rechnung 
getragen worden.

11. § 33 Recht auf Besuch
Abs. 2 trägt nach der Begründung der 
Tatsache Rechnung, dass Familienmit-
glieder, insbesondere minderjährige Kin-
der, unter der durch die Inhaftierung ent-
standenen Trennung besonders leiden. 
Um diesem Anspruch in der geeigneten 
Weise Rechnung zu tragen, empfiehlt es 
sich, ein konkretes (weiteres) Mindest-
maß in die Vorschrift aufzunehmen, z.B. 
Kindern bis zu 14 Jahren das Recht zu-
zubilligen, wöchentlich für mindestens 
zwei Stunden den inhaftierten Elternteil 
zu besuchen, soweit dieser das wünscht.

Die durch Abs. 3 eingeräumte Möglich-
keit der Zulassung von zusätzlichen Be-
suchen zur Regelung von persönlichen, 
rechtlichen oder geschäftlichen Angele-
genheiten bietet keinen Rechtsanspruch, 
was in der Begründung des Entwurfs 
auch ausdrücklich betont wird. Zur Siche-
rung des Vollzugsauftrages aus § 5 Abs. 
1 UVollZG-E ist es indessen notwendig, 
dem Untersuchungsgefangenen inso-
weit einen verbindlichen Anspruch zu 
geben, so dass das Wort „sollen“ durch 
das Wort „werden“ zu ersetzen ist.

12. § 34 Besuche von Verteidigern, 
Rechtsanwälten und Notaren, § 35 

Überwachung der Besuche
Erfreulich ist zunächst, dass die noch im 
alten Entwurf vorgesehene Beschrän-
kung auf Verteidiger entfallen ist, viel-
mehr Besuche bei Rechtsanwälten und 
Notaren genauso wie Verteidigern nach 
dem Entwurf n. F. möglich sind, wie 
auch das Überwachungsverbot für Be-
suche von Rechtsanwälten und Notaren 
in demselben Umfang wie bei Verteidi-
gern gelten soll.  
Zutreffend dürfte indessen aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen sein, zumin-
dest die Überwachung von Berufsge-
heimnisträgern im Sinne des § 53 StPO 
gänzlich zu verbieten. Gleiches sollte für 
die Überwachung des Schriftwechsels 
nach § 37 UVollzG-E gelten.

13. § 37 Überwachung des 
Schriftwechsels

Auch bei dieser Vorschrift ist unter Ver-
weis auf die obigen Ausführungen nicht 
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einzusehen, dass der Schriftwechsel mit 
Berufsgeheimnisträgern nach § 53 StPO 
überwacht wird, soweit sich diese ge-
genüber der Anstalt legitimiert haben 
und keine konkreten Anhaltspunkte für 
einen Mißbrauch bestehen.

14. § 44 Durchsuchung 
Die im Vergleich zum Entwurf a. F. er-
heblich entschärfte Neufassung ist auch 
in der Begründung zitierten Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts (2 
BvR 455/08) zu verdanken, wobei sich – 
im Gegensatz zur amtlichen Begründung 
– sich die Frage stellt, ob die in Abs. 2 
enthaltene Ermächtigung für eine bloße 
„Anordnung des Anstaltsleiters“, ohne 
diese an irgendwelche Kriterien zu bin-
den, tatsächlich noch verfassungskon-
form ist. Vielmehr dürfte es ausreichend 
sein, Gefahr im Verzug als – einzige – 
Ausnahme zuzulassen.

15. Teil 9 Disziplinarmaßnahmen
Grundsätzlich zu begrüßen ist zunächst, 
dass der Entwurf die Anordnung, den 
Vollzug und das Verfahren bei Diszipli-
narmaßnahmen auf eine gesetzliche 
Ebene stellt.

In § 61 Abs. 1 UVollzG-E sollte klarge-
stellt werden, dass die Einlegung von 
Rechtsmitteln gegen die Disziplinarmaß-
nahme aufschiebende Wirkung hat. 

In Abs. 3 erscheint bedenklich, dass der 
Untersuchungsgefangene bei der Voll-
ziehung des Arrestes in Einzelhaft keine 
eigene Kleidung tragen darf (§ 17 Abs. 
1 UVollzG-E), nicht einkaufen darf, also 
auch keine Zusatznahrung und keine 
Rauchwaren (§ 18 Abs. 2 und 3 UVollzG-
E), und ihm jeglicher Informationszugang 
durch Entzug des Zeitungsbezugs (§ 27 
Abs. 1 UVollzG-E) sowie des Rundfunk-
empfanges (§ 28 UVollzG-E) beschnitten 
werden soll. 
Aus § 63 Abs. 3 UVollzG-E ergibt sich, 
dass Disziplinarmaßnahmen grundsätz-
lich auch gegen Kranke, Schwangere 
und stillende Mütter verhängt werden 
können. Hier stellt sich die Frage, ob 
tatsächlich verantwortet werden kann, 
dass der vorgenannte Personenkreis der-
artigen Belastungen ausgesetzt wird. Zu 
beachten ist in diesem Zusammenhang 
auch Art. 6 Abs. 4 GG, nach dem jede 
Mutter Anspruch auf den besonderen 
Schutz und die Fürsorge der Gemein-
schaft hat. Zumindest ist erforderlich, 
dass es nicht bei der Erfassung als bloße 
Ordnungsvorschrift verbleibt, sondern 

dahingehend umformuliert wird, dass 
die Anordnung einer Disziplinarmaßnah-
me nur wirksam ist, wenn vor der An-
ordnung ein Arzt gehört worden ist. 

16. Teil 11 Ergänzende 
Bestimmungen für junge 
Untersuchungsgefangene 

Der Vollzug von Untersuchungshaft 
„junger Untersuchungsgefangene“ (bis 
max. zur Vollendung des 24. Lebens-
jahres, § 66 Abs. 1 UVollzG-E) ist neben 
der Unschuldsvermutung und den Haft-
zwecken durch das Prinzip der erziehe-
rischen Gestaltung des Vollzugs (§ 67 
Abs. 1 UVollzG-E) bestimmt. Dabei ist 
indessen das Spannungsverhältnis zwi-
schen Unschuldsvermutung einerseits 
und erzieherischer Gestaltung anderer-
seits nicht zu verkennen. Auch bei jungen 
Untersuchungsgefangenen muß die Un-
schuldsvermutung Priorität haben, weil 
es keinen besonderen Untersuchungs-
haftgrund der Erziehungsbedürftigkeit 
gibt. Diese Priorität der Unschuldsver-
mutung muß bei allen „erzieherischen 
Maßnahmen“ gelten und verbietet ein-
schränkende Erziehungsmaßnahmen 
nicht nur, aber insbesondere dann, wenn 
sie „auf die Auseinandersetzung mit den 
Tatvorwürfen“ gerichtet ist, welche der 
Inhaftierung zugrunde liegen (so aber 
die Begründung des UVollzG-E zu § 67). 
Soweit die erzieherische Vollzugsgestal-
tung der Anstalt auferlegt, erzieherische 
Angebote im Vollzug zu machen, ist dies 
geboten. Dem steht indessen die Rege-
lung in § 67 Abs. 2 UVollzG-E entgegen, 
wonach jungen Untersuchungsgefange-
nen altersgemäße Bildungs-, Beschäfti-
gungs- und Freizeitmöglichkeiten sowie 
auch entwicklungsfördernde Hilfestel-
lungen nur angeboten werden sollen. 
Dies ist inkonsequent, da – wohl unbe-
stritten – Angebote für die erzieherische 
Gestaltung des Vollzuges wesentlich 
sind und somit eine verfassungsrecht-
liche und sozialstaatliche Verpflichtung 
besteht, entsprechende Angebote tat-
sächlich bereit zu stellen – dies auch vor 
dem Hintergrund, untersuchungshaft-
bedingte Gefährdungen der Untersu-
chungsgefangenen auszugleichen. Die 
Soll-Vorschrift sollte daher geändert und 
eine Verpflichtung statuiert werden. 

III.

Zusammenfassend ist die Schaffung ei-
ner gesetzlichen Grundlage für den ein-
griffsintensiven Bereich des Vollzugs der 
Untersuchungshaft uneingeschränkt zu 

begrüßen. Bedenklich ist dagegen nach 
wie vor, dass die Entwurfsbegründung 
auch in der neuen Fassung geradezu 
bemüht ist zu beteuern, die vorgeschla-
genen Neuregelungen normierten nur 
das, was in der Praxis längst üblich sei. 
Vielmehr sind – wie aufgezeigt – vielfäl-
tige Möglichkeiten vorhanden, auch das 
Untersuchungshaftvollzugsrecht moder-
nen und rechtsstaatlichen Bedingungen 
anzupassen. Die Ursache dürfte in der 
Fokussierung auf die Bedürfnisse der 
(Untersuchungs-)Haftanstalten liegen 
und damit des Staates innerhalb der fi-
nanzpolitischen Rahmenbedingungen. 
Indessen sollten gerade an einer Naht-
stelle des Rechtsstaates – immerhin müs-
sen Unschuldige erheblichste Grund-
rechtseingriffe hinnehmen – Investiti-
onen möglich sein, die einen rechtsstaat-
lichen Mindeststandard gewährleisten.

Stellungnahme zum 
Referentenentwurf eines Gesetzes 

zur Förderung der Mediation 
und anderer Verfahren der außerge-

richtlichen Konfliktbeilegung

September 2010

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen 
(RAK) ist die Selbstverwaltungsorganisa-
tion der Rechtsanwälte in Sachsen. Als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
vertritt sie die Interessen ihrer rund 4.720 
Mitglieder. Die Kammer ist unter ande-
rem für die Berufsaufsicht zuständig, 
vermittelt bei Streitigkeiten mit Anwäl-
ten, beteiligt sich an der Ausbildung von 
Rechtsreferendaren, übernimmt die Prü-
fung von Rechtsanwaltsfachangestellten 
und vergibt Fachanwaltsbezeichnungen.

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
Sachsen nimmt zu vorgenanntem Ge-
setzesentwurf wie folgt Stellung: 

I.

Begrüßt wird das wesentliche Ziel des 
Entwurfes, die Mediation und andere 
Verfahren der außergerichtlichen Kon-
fliktbeilegung zu fördern, und damit 
dem Schutz und der Ausweitung der Pri-
vatautonomie der Beteiligten Rechnung 
zu tragen. Grundsätzlich begrüßt wird 
dabei auch die Beschränkung des Ge-
setzentwurfes auf Mindestregelungen 
bei gleichzeitiger Stärkung der Ver-



Entwicklungen 04/2010

20          KAMMER aktuell 

schwiegenheitspflicht und der Erleich-
terung der Vollstreckbarkeit sowie die 
Schaffung einer rechtlichen Grundlage 
für die gerichtsinterne Mediation. 

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen 
hält es auch für zielführend, nicht nur 
die Richtlinie 2008/52/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 
21.05.2008 in Deutsches Recht umzu-
setzen, sondern zugleich eine verbind-
liche Rechtsgrundlage auch für die kon-
sensuale Streitbeilegung in Deutschland 
verbindlich zu regeln, um so eine Rechts-
zersplitterung zu vermeiden. 

Dabei ist allerdings die Beschränkung 
des Mediationsgesetzes schon in den Be-
griffsbestimmungen (§ 1 Abs. 1) auf die 
Mediation wenig hilfreich. Die Begrün-
dung zum Referentenentwurf weist zu-
treffend darauf hin, dass die Mediation 
nur ein Verfahren der außergerichtlichen 
Konfliktbeilegung neben zahlreichen 
weiteren, zum Teil bereits in Landesge-
setzen vorgesehenen Verfahren ist. 

II.

Zu den vorgeschlagenen Regelungen im 
Referentenentwurf nehmen wir im Ein-
zelnen wie folgt Stellung:

1. �Art. 1 § 1 Begriffsbestimmungen

a) �Zunächst sollte der Begriff der Me-
diation so definiert werden, dass die 
Begriffsbestimmung dem „Gesetz zur 
Förderung der Mediation und ande-
rer Verfahren der außergerichtlichen 
Konfliktbeilegung“ gerecht wird. Der 
Begriff der Mediation sollte insoweit 
nur stellvertretend für die Mediation 
und die sonstigen außergerichtlichen 
Verfahren zur außergerichtlichen Kon-
fliktbeilegung verwendet werden. 

b) �§ 1 Abs. 1 nimmt Bezug auf die Hilfe 
„eines Mediators“. Dadurch wird die 
Möglichkeit der sogenannten Co-Me-
diation schon vom Begriff her ausge-
schlossen. Dies ist sicher nicht gewollt. 

§ 1 Abs. 1 sollte daher wie folgt ergänzt 
werden:

„…, bei den Parteien mit Hilfe von einem 
oder mehreren Mediatoren freiwillig…“.

c) �§ 1 Abs. 2 verwendet den Begriff der 
„neutralen“ Person. Im Bereich der 
Mediation sind die Begriffe „Allpar-

teilichkeit“ und „Neutralität“ unter-
schiedlich. So bedeutet Neutralität, 
dass der Mediator nicht auf der Seite 
einer Partei steht, während Allpartei-
lichkeit in der Mediation bedeutet, 
dass der Mediator auf Seiten aller 
Konfliktparteien steht und sich be-
müht, die Sichtweise aller Konflikt-
parteien gleichermaßen zu verstehen 
und ihr im Mediationsprozess Raum zu 
geben. Der Begriff der Allparteilichkeit 
ist im Zusammenhang mit dem Prin-
zip der Eigenverantwortung zu sehen.  
 
Der Begriff der Neutralität sollte daher 
durch den Begriff der Allparteilichkeit 
ersetzt werden.

2. �Zu Art. 1 § 2  Aufgaben des Me-
diators

a) �In § 2 Abs. 1 fehlt aus Sicht der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen eine 
Regelung, wonach - entsprechend 
dem Leitbild des Europäischen Ver-
haltenskodexes für Mediatoren - vor 
Beginn des Mediationsverfahrens die 
Voraussetzungen und  Bedingungen, 
insbesondere die einschlägigen Ge-
heimhaltungsvorschriften für den Me-
diator und die Parteien ebenso wie die 
Vergütung des Mediators in eine Me-
diationsvereinbarung aufgenommen 
werden sollen. 

b) �§ 2 Abs. 2 bestimmt, dass der Medi-
ator gewährleistet, dass die Parteien 
in „angemessener und fairer“ Weise 
in das Mediationsverfahren einge-
bunden sind. Diese Begriffe eröffnen 
einen breiten Auslegungsspielraum 
und sind damit als unbestimmte 
Rechtsbegriffe dem Ziel, die Aufga-
ben des Mediators zu definieren, we-
nig förderlich. Aus Sicht der Rechts-
anwaltskammer Sachsen würde es 
ausreichen, dass der Mediator allen 
Parteien gleichermaßen verpflichtet 
ist und die Kommunikation der Par-
teien fördert und mit den Parteien 
getrennte Gespräche führen kann, 
wenn er dies für zweckmäßig hält.  
 
Im übrigen wäre es vorzugswürdig, 
die Verfahrens- bzw. Prozessverant-
wortung des Mediators in die Rege-
lung zu integrieren. 

c) �§ 2 Abs. 4 regelt, der Mediator habe 
sich zu vergewissern, dass die Parteien 
die Vereinbarung in voller Kenntnis der 
Sachlage treffen und ihren Inhalt ver-

stehen. Damit wird eine Letztverant-
wortung des Mediators festgelegt, die 
er in der Mediation zweifelsfrei nicht 
hat. Die Parteien und nicht der Media-
tor sind für das Ergebnis verantwortlich.  
 
Die Mediation ist ein eigenverant-
wortliches Verfahren, ohne Ent-
scheidungsbefugnis des Mediators 
(vgl. § 1 Abs. 1 und § 1 Abs. 2).  
 
Es ist Aufgabe der Parteien, eine Ver-
einbarung gegebenenfalls durch ex-
terne Berater überprüfen zu lassen 
und damit sicher zu stellen, dass sie 
die Vereinbarung in voller Kenntnis der 
Sachlage treffen und den Inhalt ver-
stehen. Dabei ist auch zu berücksich-
tigen, dass der Mediator teilweise mit 
Sachverhalten befasst ist, die für ihn 
selbst fremd sind und deren konkreten 
Regelungsbedarf und -inhalt er selbst 
nicht abschließend beurteilen kann.  
 
Dazu bedarf es dann der - in der Praxis 
häufig veranlassten  - Beiziehung exter-
ner Beratung auf Seiten der Parteien.  
 
Vor diesem Hintergrund sollte § 2 Abs. 
4 gestrichen werden.

3. �Zu Art. 1 § 3 Offenbarungspflich-
ten; Tätigkeitsbeschränkungen

Erfreulich ist die in § 3 geregelte Tätig-
keitsbeschränkung im Falle der Möglich-
keit von Interessenkollisionen. Erfreulich 
ist auch, dass der Referentenentwurf 
Ausnahmen davon vorsieht, soweit sich 
die Parteien - nach umfassender Informa-
tion - damit einverstanden erklärt haben 
und Belange der Rechtspflege dem nicht 
entgegenstehen. Insoweit wird auch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts (Az.: 1 DVR 238/01) umgesetzt. 
Damit wird auch das für die Anwalt-
schaft nach § 43 a Abs. 4 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung geltende Verbot, 
widerstreitende Interessen zu vertreten, 
auf andere Berufsgruppen ausgedehnt. 
Dies ist angesichts der Tatsache, dass die 
Mediation ebenso wie weitere Verfahren 
zur außergerichtlichen Konfliktbeilegung 
nicht nur von Anwälten durchgeführt 
wird, zu begrüßen. 

4. �Zu Art. 1 § 4 Verschwiegenheits-
pflicht

a) �Nach Art. 7 der Mediationsrichtlinie 
des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 21.05.2008 muss die 
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Vertraulichkeit der Mediation sicher 
gestellt werden.  Vor diesem Hin-
tergrund ist es folgerichtig, die Ver-
schwiegenheitspflicht des Mediators 
in den Mittelpunkt der Regelung zu 
stellen. Dieser Verschwiegenheits-
pflicht, die gleichzeitig ein Zeugnis-
verweigerungsrecht impliziert, sind 
bereits jetzt die Mediatoren gem. § 
383 Abs. 1 Nr. 6 ZPO im Zivilverfahren 
und in allen auf diese Regelung Be-
zug nehmenden Verfahren unterwor-
fen. Das Zeugnisverweigerungsrecht 
gilt auch in familienrechtlichen (§ 29 
FamFG), im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren (§ 98 VwGO) sowie im Ver-
fahren vor den Sozialgerichten (§ 118 
SGG) und den Arbeitsgerichten (§ 46 
Abs. 2 ArbG). Die allumfassende Ver-
schwiegenheitspflicht und damit das 
allumfassende Zeugnisverweigerungs-
recht, wie in § 4 festgeschrieben, ist 
damit zu begrüßen. Dies umso mehr, 
als § 4 aus Sicht der Rechtsanwalts-
kammer Sachsen so zu verstehen ist, 
dass auch ein Zeugnisverweigerungs-
recht im strafrechtlichen Verfahren 
bestehen soll. Allerdings fehlt insofern 
die Anpassung des § 53 StPO.

b) �Aus Sicht der Rechtsanwaltskammer 
Sachsen fehlt auch die Regelung eines 
Beweisverwertungsverbotes. Bislang 
lässt sich die gegenseitige Vertrau-
lichkeit nur durch eine vertragliche 
Regelung absichern. Es sollte aber 
auch verhindert werden, dass die 
Parteien das in der Mediation Erfah-
rene zu Beweiszwecken verwerten.  
 
Die Regelung des § 4 Nr. 2 nimmt Be-
zug auf die „vorrangigen Gründe der 
öffentlichen Ordnung“  die eine Of-
fenlegung rechtfertigen können. Hier 
sollte Bezug genommen werden auf § 
138 StGB. 

5. �Zu Art. 1 § 5 Aus- und Fortbildung 
des Mediators

a) �In § 5 sollten neben der Aus- und 
Fortbildung des Mediators auch die 
persönlichen Voraussetzungen eines 
Mediators geregelt werden. Zwar 
ist eine Einführung von Listen aner-
kannter Mediatoren, wie beispiels-
weise in Österreich oder noch im Ge-
setzentwurf eines Niedersächsischen 
Mediationsgesetzes aus dem Jahr 
2007 vorgesehen, nicht erforderlich.  
Unzweifelhaft sollten Mediatoren 
fachlich qualifiziert sein, die Mediati-

on als dauerhafte Tätigkeit ausüben 
und eine ausreichende Haftpflicht-
versicherung abgeschlossen haben 
und aufrecht erhalten. Ausbildungs-
standards im Sinne von Mindeststan-
dards sollten im Gesetz geregelt wer-
den wie beispielsweise entsprechend  
§ 7a BORA. Hinsichtlich der Ausbil-
dungsinhalte sollten Eckdaten mit den 
Mediationsverbänden abgestimmt 
werden. Die Bundesrechtsanwalts-
kammer ist derzeit damit befasst, 
Qualitätsstandards für Mediatorinnen 
und Mediatoren zu erarbeiten. Hier 
sollte der Gesetzgeber erwägen, 
diese in das Gesetz aufzunehmen.  
 
Allerdings zeigt die Begründung 
zum Referentenentwurf, dort zu  
§ 5, dass der Gesetzgeber erkannt 
hat, dass die maßgeblichen Media-
tions- und Berufsverbände sowie die 
Kammern der Rechtsanwälte und 
Notare derzeit daran arbeiten, sich 
auf gemeinsame Mindeststandards 
für die Aus- und Fortbildung zu ei-
nigen. In Ansehung dieser Entwick-
lung sei es ausreichend, derzeit auf 
eine detaillierte Regelung des Berufs-
bildes  mit einheitlichen Aus- und 
Fortbildungsstandards zu verzichten.  
 
Es ist jedoch aus Sicht der Rechtsan-
waltskammer Sachsen zu fordern, 
dass der Gesetzgeber die Entwicklung 
im Blick behält und gegebenenfalls 
eine Anpassung des § 5 vornimmt. 

b) �Bei der Haftpflichtversicherung könnte 
man sich orientieren an § 9 des Ge-
setzentwurfes zum Niedersächsischen 
Mediationsgesetz aus dem Jahr 2007 
und eine Verpflichtung aufnehmen, 
eine Haftpflichtversicherung zur De-
ckung der sich aus der Tätigkeit er-
gebenden Vermögensschäden abzu-
schließen und die Versicherung wäh-
rend der Dauer der Tätigkeit aufrecht 
zu erhalten. Eine Orientierung an 
der Regelung des § 51 BRAO kommt 
ebenfalls in Betracht. Eine solche Re-
gelung dient dem Verbraucherschutz 
und fördert die Akzeptanz der Media-
tion in der breiten Öffentlichkeit. 

6. �Zu Art. 1 § 6 Wissenschaftliche 
Forschungsvorhaben; finanzielle 
Förderung der Mediation

 �Das Ziel des Referentenentwurfes, die 
Förderung der außergerichtlichen Me-
diation, wird durch die eingeschränkte 

bzw. fehlende finanzielle Förderung 
stark eingeschränkt. Die Mediation und 
auch andere Verfahren der außerge-
richtlichen Konfliktbeilegung sind für 
die Parteien in der Regel mit Kosten 
verbunden. Soweit für die Kosten der 
außergerichtlichen oder gerichtsnahen 
Mediation die Staatskasse bei bedürf-
tigen Parteien nicht aufkommen will, 
aber durch diese Instrumente die Kosten 
der Beratungs- und Prozesskostenhilfe 
senken will, ist zu erwarten, dass diese 
Ziele nicht erreichbar sind und eine Ent-
lastung der Justiz nicht erfolgen wird. 
Die Begrenzung auf Gerichte, bei denen 
ein Forschungsvorhaben durchgeführt 
wird, erscheint daher nicht zielführend. 

 �Zudem erscheint es wenig sachgerecht, 
wissenschaftliche Forschungsvorhaben 
auf die außergerichtliche oder gerichts-
nahe Mediation bei Familiensachen zu 
beschränken. 

 �Nur eine grundsätzliche Aufnahme un-
ter die bisherigen Modelle finanzieller 
Kostenübernahmen bekräftigt und un-
terstützt die durch den Gesetzgeber 
und die Europäische Kommission pro-
klamierte Intention, die Mediation und 
weitere Verfahren außergerichtlicher 
Konfliktbeilegung anzuerkennen und zu 
fördern. 

 �
7. �Der Gesetzentwurf enthält keine 

Übergangsregelung. Die Rechts-
anwaltskammer Sachsen hält es 
dafür für erforderlich, den Gesetz-
entwurf zu ergänzen. 

8. �Zu Art. 3 Änderung der ZPO

a) �Die Rechtsanwaltskammer Sachsen 
begrüßt die Änderung des § 253 Abs. 
3, wonach die Klageschrift auch eine 
Angabe enthalten soll, ob der Klage-
erhebung der Versuch einer Mediati-
on oder eines anderen Verfahrens der 
außergerichtlichen Konfliktbeilegung 
vorausgegangen ist oder warum ein 
solcher Versuch unterlassen wurde.  
 
Es ist zu erwarten, dass diese Rege-
lung die Mediation und die weiteren 
Verfahren der außergerichtlichen Kon-
fliktbeilegung durch Aufklärung und 
qualifizierte Beratung im Vorfeld eines 
gerichtlichen Verfahrens stärkt. 

b) �Die Regelung zur Vollstreckbarerklä-
rung der Mediationsvereinbarung 
(§ 796 d ZPO neu) wird begrüßt. 
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 �Allerdings sollte das Rechtsdienstleis
tungsgesetz, dort § 3 Abs. 3 Nr. 4, in 
den Blick genommen werden. Zwar 
ist nach § 3 Abs. 3 Nr. 4 RGG die Me-
diation und jede vergleichbare Form 
der alternativen Streitbeilegung keine 
Rechtsdienstleistung, soweit die Tä-
tigkeit nicht durch rechtliche Rege-
lungsvorschläge in die Gespräche der 
Beteiligten eingreift. Doch gerade im 
Hinblick auf die Vollstreckbarkeitser-
klärung der Mediationsvereinbarung 
und die dafür nach § 796 d ZPO neu 
bestimmte Wirksamkeit der Verein-
barung, sollte im Zusammenhang mit 
der Regelung des § 796 d ZPO neu 
klarstellend insoweit angepasst wer-
den, dass auch die Anfertigung ei-
ner Mediationsvereinbarung, soweit 
sie rechtliche Regelungsvorschläge 
enthält, gegen das Rechtsdienstlei-
stungsgesetz verstößt. Die Anferti-
gung einer Mediationsvereinbarung 
sollte insoweit den rechtsberatenden 
Berufen vorbehalten werden. Hinter-
grund dieser Regelung ist der um-
fangreiche Schutz, den ein Verbrau-
cher im Rahmen der Erbringung von 
Rechtsdienstleistung genießen soll.   
Dafür ist eine qualifizierte Ausbildung 
erforderlich. Eine Ausnahme davon 
liegt selbstverständlich für den Fall 
vor, dass der Mediator lediglich eine 
zwischen den Parteien abgestimmte 
und entworfene Mediationsvereinba-
rung protokolliert und keinen Einfluss 
auf die Formulierung nimmt. 

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen be-
fürwortet im Falle der Verabschiedung 
des Referentenentwurfes unter Berück-
sichtigung der vorstehenden Anmer-
kungen die Einführung der gerichtlichen 
Mediation im Freistaat Sachsen ohne 
Beschränkung auf einzelne Gerichtsbar-
keiten. Vorrang sollte aber - entspre-
chend dem Referentenentwurf - die 
außergerichtliche Mediation bzw. die 
gerichtsnahe Mediation haben. Es ist 
also sicher zu stellen, dass die Gerichte 
zunächst darauf hinwirken, dass eine 
gerichtsnahe Mediation durchgeführt 
wird, bevor die gerichtsinterne Mediati-
on stattfindet. 

Stellungnahme zum 
Grünbuch der Kommission: 

Optionen für die Einführung eines 
Europäischen Vertragsrechts 

für Verbraucher und Unternehmer 
(KOM(2010)348 endgültig)

Oktober 2010

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen 
(RAK) ist die Selbstverwaltungsorganisa-
tion der Rechtsanwälte in Sachsen. Als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
vertritt sie die Interessen ihrer rund 4.720 
Mitglieder. Die Kammer ist unter ande-
rem für die Berufsaufsicht zuständig, 
vermittelt bei Streitigkeiten mit Anwäl-
ten, beteiligt sich an der Ausbildung von 
Rechtsreferendaren, übernimmt die Prü-
fung von Rechtsanwaltsfachangestellten 
und vergibt Fachanwaltsbezeichnungen.

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
gibt unter Verweis auf die Stellungnah-
men der Bundesrechtsanwaltskammer 
zum Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
über Rechte der Verbraucher (BRAK - 
Stellungnahme - Nr. 18/2010), zur Initi-
ative der Europäischen Union zur Schaf-
fung eines einheitlichen Europäischen 
Vertragsrechts (BRAK - Stellungnahme 
- Nr. 13/2006) und zum Grünbuch der 
Kommission der Europäischen Gemein-
schaften „Die Überprüfung des gemein-
schaftlichen Besitzstandes im Verbrau-
cherschutz“ (BRAK - Stellungnahme - Nr. 
14/2007), hier als Anlagen beigefügt, 
zum Grünbuch Europäisches Vertrags-
recht folgende Stellungnahme ab:

1. �Welche rechtliche Form sollte ein 
Europäisches Vertragsrechtsin-
strument haben (Grünbuch Ab-
schnitt 4.1)?

Solange die politischen Voraussetzungen 
für eine Richtlinie oder eine Verordnung 
über die Einführung eines einheitlichen 
Europäischen Vertragsrechts nicht erfüllt 
sind, ist die Einführung eines fakultativen 
Instrumentes, eines einheitlichen euro-
päischen Vertragsrechts als wählbares 
und damit optionales 28. Vertragsstatut 
sowohl für grenzüberschreitende Fälle 
als auch für Fälle mit rein nationalem Be-
zug, vorzugswürdig.

Dafür sprechen vor allem folgende Argu-
mente:

• �Ein 28. europäisches Vertragsrechtsin-
strument ließe die ohne eine entspre-
chende Rechtswahl anwendbaren nati-
onalen Vertragsrechte unberührt.

• �Die Rechtswahlmöglichkeit eröff-
net den Parteien die Möglichkeit, die 
möglichen anwendbaren materiellen 
Rechtsordnungen vor der Rechtswahl 
zu vergleichen. Damit stünde das op-
tionale Vertragsrechtsinstrument im 
Wettbewerb mit den andernfalls an-
wendbaren nationalen Rechten. Dies 
ist ein Anreiz, das fakultative europä-
ische Vertragsrechtsinstrument an-
wenderfreundlich zu gestalten. Es wird 
auch künftige Novellen der nationalen 
Vertragsrechte befördern.

• �Ein fakultatives europäisches Vertrags-
rechtsinstrument entspräche auch 
den Instrumenten im europäischen 
Gesellschaftsrecht. Dort stellt die eu-
ropäische Rechtsordnung die SE und 
die europäische Privatgesellschaft als 
fakultative europäische Gesellschafts-
rechtsformen neben den nationalen 
Gesellschaftsformen den Rechtsan-
wendern zur Verfügung.

• �Mit einem fakultativen europäischen 
Vertragsrechtsinstrument können 
Transaktionskosten erheblich redu-
ziert werden: Damit gelingt es auch 
kleineren und mittleren Unternehmen 
sowie kleineren und mittleren An-
waltskanzleien, die sich nicht auf das 
Vertragsrecht einzelner weiterer Mit-
gliedsstaaten zusätzlich zum Recht des 
Heimatstaats spezialisierten, ihre Man-
danten und deren Vertragspartner auf 
der Grundlage des einheitlichen fakul-
tativen Europäischen Vertragsrechtsin-
strument zu beraten. Dies erleichtert 
KMU den Zugang zu grenzüberschrei-
tenden Transaktionen und reduzierte 
Transaktionskosten.

• �Da der CFR ganz wesentlich vom kon-
tinentaleuropäischen, insbesondere 
gerade vom deutschen  Vertragsrecht 
geprägt ist, führte das fakultative eu-
ropäische Vertragsrechtsinstrument 
auf der Grundlage des CFR auch zu 
einer Förderung des kontinentaleu-
ropäischen und deutschen Rechtsex-
ports, ein beträchtlicher Vorteil beim 
Wettbewerb mit den beiden großen 
angelsächsischen Rechtskreisen, insbe-
sondere in Hinblick auf die sich entwi-
ckelnden Volkswirtschaften in Asien, 
Südamerika und Afrika.

• �Schließlich ermöglichte die Vereinba-
rung eines 28. Vertragsstatuts in AGB 
für exportorientierte deutsche Herstel-
ler und Dienstleister die Transaktions-
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risiken einheitlich zu kalkulieren – ein 
Vorteil gegenüber der Berechnung der 
Risiken wie sie sich z. B. aus Vertriebs- 
und Lieferverträgen oder Produkthaft-
pflichtkonstellationen ergeben, die in 
27 Mitgliedsstaaten unterschiedlich 
ausgeprägt und zum Teil mit unter-
schiedlichen Rechtsfolgen verbunden 
sind.

Vor diesem Hintergrund scheiden die 
Optionen 1, 2, 3, 5 und 6 aus. Hat sich 
das fakultative europäische Vertrags-
rechtsinstrument nach einigen Jahren 
bewährt und wird es von Verbrauchern 
und Unternehmen akzeptiert, besteht 
natürlich die Möglichkeit, die Vertrags-
rechte der Mitgliedstaaten mit einer 
Richtlinie, Option 5, zu harmonisieren 
oder, soweit der politische Wille dafür 
besteht, zu einem späteren Zeitpunkt im 
Rahmen einer Verordnung als Europä-
isches materielles Vertragsrecht sowohl 
für grenzüberschreitende Fälle als auch 
für innergemeinschaftliche Fälle einzu-
führen.

Die Option 7 muss derzeit ausscheiden, 
da die nationalen Regelungen in erheb-
lichen Teilbereichen, so z. B. im Sachen-
recht und insbesondere auch im Prozess-
recht noch weit voneinander abweichen.

Erforderlich ist jedoch eine einheitliche 
Rechtsprechung zu einem optionalen 
Instrument, um die Harmonisierung ab-
zusichern und eine Rechtszersplitterung 
durch nationale Rechtsprechung zu ver-
meiden. Daher ist bei der Option 4 die 
Zuständigkeit des EuGH zur autonomen 
Auslegung des fakultativen Vertrags-
rechtsinstruments und eine Vorlage-
pflicht der nationalen Gerichte bei Zwei-
felsfragen zur Auslegung bzw. bei einem 
Abweichen von Entscheidungen anderer 
nationaler Gerichte sicherzustellen.

2. �Welche Vertragsarten sollte das 
Instrument regeln (Grünbuch Ab-
schnitt 4.2)?

Das fakultative europäische Vertrags-
rechtsinstrument sollte sämtliche Ver-
tragsarten des Schuldrechts (darunter 
fallen daher nicht: familienrechtliche und 
erbrechtliche Verträge) regeln, insbeson-

dere c to c, b to b, b to c. Wichtig ist, 
dass das fakultative europäische Ver-
tragsrechtsinstrument ein einheitliches 
Vertragsrecht für alle Rechtssubjekte 
bietet mit besonderen verbraucher-
schützenden Normen, wo unbedingt 
erforderlich. Es sollte jedoch nicht über 
die Mindeststandards der Europäischen 
Richtlinien für Verbraucherverträge (sie-
he die Stellungnahme der Bundesrechts-
anwaltskammer zum Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates über Rechte der Verbrau-
cher vom Juli 2010, BRAK - Stellungnah-
me - Nr. 18/2010) hinausgehen. Bei der 
Aufnahme von bisher im acquis commu-
nautaire enthaltenen Regelungen in das 
optionale Instrument sind die Zweck-
mäßigkeit, die Angemessenheit und die 
Frage der Notwendigkeit von einmal/
allbezogenen Regelungen zu prüfen. 
Mit der Bundesrechtsanwaltskammer 
(BRAK-Stellungnahme 13/2006) tritt die 
RAK Sachsen auch auf dem Gebiet des 
Verbraucherschutzes für eine Zurück-
drängung lediglich einzelfallorientierter 
und nicht notwendiger Regeln ein; zu-
dem sind vorhandene Rechtsinstituti-
onen, wie z. B. im Bereich des Widerrufs 
die Widerrufsfristen zu harmonisieren.

Zur Vereinheitlichung des Vertragsrechts 
ist es ratsam, das fakultative europä-
ische Vertragsrechtsinstrument sowohl 
für grenzüberschreitende als auch für 
innerstaatliche Verträge zur Verfügung 
zu stellen. Da die Parteien das Vertrags-
rechtsinstrument wählen können, stellt 
dies eine Stärkung der Parteiautonomie 
dar.

3. �Welchen sachlichen Anwendungs-
bereich sollte das Instrument ha-
ben (Grünbuch Abschnitt 4.3)?

Ein fakultatives europäisches Vertrags-
rechtsinstrument wird nur erfolgreich 
sein, wenn es sämtliche Rechtsinstituti-
onen und Konstellationen aus dem all-
gemeinen und besonderen Schuldrecht 
regelt. Es sollte daher, abgesehen von 
den nicht direkt dem Vertragsrecht un-
terworfenen Rechtsgebieten wie z. B. 
das Familien- und Erbrecht, für sämtliche 
Schuldverträge gelten.

Stellungnahmen der 
Bundesrechtsanwaltskammer

Nr. 33 v. Nov. 2010: zu dem Gesetzent-
wurf zur Neuordnung des Rechts der Si-
cherungsverwahrung und zu begleiten-
den Regelungen BT-Drucks. 17/3403
Nr. 32 v. Nov. 2010: zum Referenten-
entwurf zum Gesetz zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 und 
zur Neuordnung bestehender Aus- und 
Durchführungsbestimmungen auf dem 
Gebiet des internationalen Unterhalts-
verfahrensrechts
Nr. 31 v. Okt. 2010: zu dem Vorschlag 
für eine Verordnung des Rates zur Be-
gründung einer verstärkten Zusammen-
arbeit im Bereich des auf die Eheschei-
dung und Trennung ohne Auflösung 
des Ehebandes anzuwendenden Rechts 
(KOM[2010]105 endg.)
Nr. 30 v. Okt. 2010: zu Artikel 1 und 
6 des Entwurfes eines Gesetzes zur In-
tensivierung des Einsatzes von Video-
konferenztechnik in gerichtlichen und 
staatsanwaltschaftlichen Verfahren (BT-
Drucks. 17/1224)
Nr. 29 v. Okt. 2010: zu den Verfassungs-
beschwerden des Bundesverbandes für 
Güterkraftverkehr und Logistik wegen 
Besteuerung eingezogener Tabakwaren 
nach §§ 21, 22 TabStG 1 BvR 1146/08 
und 1 BvR 1147/08
Nr. 28 v. Okt. 2010: zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Beratungs-
hilferechts (BR-Drucks. 69/10)
Nr. 27 v. Okt. 2010: zum Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Förderung der 
Mediation und anderer Verfahren der 
außergerichtlichen Konfliktbeilegung
Nr. 26 v. Okt. 2010: zum Entwurf eines 
BMF-Schreibens zur Veröffentlichung 
der Taxonomie
Nr. 25 v. Sept. 2010: zum Entwurf eines 
Gesetzes zur weiteren Erleichterung der 
Sanierung von Unternehmen
Nr. 24 v. Sept. 2010: zu Änderungen 
der Insolvenzordnung durch den Entwurf 
eines Haushaltsbegleitgesetzes 2011
Nr. 23 v. Sept. 2010: zum Diskussions-
papier des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie „Rechtsschutz 
unterhalb des EU-Schwellenwertes“

Den vollständigen Text der Stellungnah-
men finden Sie unter www.brak.de.
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In diesem Jahr hatte die RAK Sachsen 
die Freude und Ehre, Gastgeberin der 
125. Hauptversammlung der Bundes-
rechtsanwaltskammer (BRAK) zu sein. 
Am 30. September und 1. Oktober 2010 
versammelten sich Vertreter aller 28 ört-
lichen Rechtsanwaltskammern und der 
BRAK in Dresden. 
Am Abend des 30. September 2010 
begrüßte der Landtagspräsident Dr. 
Matthias Rößler die Teilnehmer in den 
Räumen des Sächsischen Landtags im 
Ständehaus in Dresden.  Axel Filges, Prä-
sident der BRAK, und Dr. Martin Abend, 
Präsident der RAK Sachsen, schlossen 
sich den Grußworten an.
Der Empfang war zugleich Rahmen für 
die erstmalige Verleihung der Dr.-Schaf-
frath-Medaille der RAK Sachsen für be-
sondere Verdienste um die Rechtspflege. 
Die Ehrung erhielten die Rechtsanwälte 
Lutz Maaß, Zwickau, Peter Ströbel, Stutt-
gart, und Dr. Günter Kröber, Leipzig (nä-
heres zu den Medaillenträgern erfahren 

Sie auf Seite 26). Als Laudator konnte die 
RAK Sachsen Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, 
Ministerpräsident a.D., gewinnen, der in 
seiner Amtszeit Zeuge des Wirkens der 
geehrten Kollegen war.

Der Begrüßungsabend fand seinen 
gemütlichen Ausklang bei einem ge-
meinsamen Abendessen im Restaurant 
„Schillergarten“, von welchem man 
einen faszinierenden Ausblick auf die 
hochwasserführende Elbe hatte.

Am 1. Oktober 2010 fand die Tagung im 
Internationalen Congresscenter Dresden 
satt. Tagesordnungspunkte waren:

1.	� Tätigkeitsbericht 
2.	� Anwaltsethik – Bericht über den 

Stand der Diskussion im Präsidium 
3. 	� Eigenständiges Schweigerecht
4.	�B ehandlung von Stimmenthal-

tungen - Änderung der Geschäfts-
ordnung der BRAK

5.	� Umsetzung der EU-Mediations-
richtlinie

5.1.	� Referentenentwurf eines Gesetzes 
zur Förderung der Mediation und 
anderer  Verfahren der außerge-
richtlichen Konfliktbeilegung

5.2. 	�Qualitätsstandards für Mediato-
rinnen und Mediatoren

6.	�N ovellierung der ReNoPat-Aus-
bildungsverordnung (ReNoPat-
AusbV)

7.	� Aktuelle Entwicklungen im Euro-
päischen Strafrecht

Im Tätigkeitsbericht erläuterte Axel 
Filges den Stand der angestrebten Erhö-
hung der Anwaltsvergütung. In einer ge-
meinsamen Initiative von BRAK und DAV 
soll eine lineare und strukturelle Anpas-
sung der Anwaltsgebühren erreicht wer-
den. Die Bundesjustizministerin hat sich 
bereits positiv hierzu geäußert. Sie ver-
schließt sich einer linearen Anpassungen 
nicht mehr und befürwortet ausdrück-

125. Hauptversammlung der Bundesrechtsanwaltskammer 
und 20 Jahre RAK Sachsen ind Dresden

Blick in den Kleinen Schlosshof des Residenzschlosses
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lich die notwendigen strukturellen Kor-
rekturen. Das Bundesjustizministerium 
hat eine Kommission zur Reform der Ge-
bühren in sozialrechtlichen Angelegen-
heiten einberufen, in der Vertreter von 
BRAK und DAV mitarbeiten. Ergebnisse 
sollen im Jahr 2011 vorliegen.

Zur Frage eines eigenständigen Schwei-
gerechts des Anwalts wird der BRAO-
Ausschuss der BRAK ein Positionspapier 
entwerfen.

Zur Novellierung der ReNoPat-Ausbil-
dungsverordnung liegt ein Entwurf vor, 
der unter den Rechtsanwaltskammern 
abgestimmt wird.

Ihren festlichen Ausklang fand die 125. 
Hauptversammlung im Kleinen Schloss-
hof des Residenzschlosses Dresden. Der 
Abend war zugleich dem 20. Jahrestag 
der Wiedergründung der RAK Sachsen 
am 23.11.1990 gewidmet. An die Rolle 
einer freien und unabhängigen Anwalt-
schaft beim Aufbau des Rechtsstaates 
nach der politischen Wende 1990 erin-
nerte der Sächsische Justizminister Dr. 
Jürgen Martens in seinem Grußwort 
an die Teilnehmer der BRAK-Haupt-
versammlung und Gäste des Abends. 
Hierunter waren: Martin Modschiedler, 

MdL, CDU; Vorsitzender 
des Rechts-, Verfassungs- 
und Europaauschusses; 
Christian Piwarz, MdL, 
parlamentarischer Ge-
schäftsführer der CDU-
Fraktion; Svend-Gunnar 
Kirmes, MdL, CDU; 
Carsten Biesok, MdL, 
Rechtspolitischer Spre-
cher der FDP-Fraktion; 
Martin Dulig, MdL, Vor-
sitzender der SPD-Frakti-
on, Sabine Friedel; MdL, 
rechtspolitishe Spreche-
rin der SPD-Fraktion; Dr. 
André Hahn, MdL, Vor-
sitzender der Fraktion DIE 
LINKE, Thorsten Steckel; 
MdL, parlamentarischer 
Geschäftsführer Fraktion 
DIE LINKE; Birgit Munz 
Präsidentin des Säch-
sischen Verfassungsge-
richtshofs; Ulrich Hagen-
loch Präsident des Ober-
landesgerichts Dresden; 
Michael Gockel Präsident 
des Sächsischen Landes-
arbeitsgerichts; Dr. Jür-
gen Rühmann Präsident 
des Sächsischen Finanzgerichts; Susanne 

Dahlke-Piel Präsidentin 
des Verwaltungsgerichts 
Dresden; Klaus Röver-
kamp leitender OStA 
Generalstaatsanwalt-
schaft; Bozena Górska 
Dekanin der Rechtsbera-
terkammer Zielona Gora; 
Grzegorz Janisławski De-
kan der Rechtsanwalts-
kammer Wałbrzych; Ro-
man Słomski Dekan der 
Rechtsberaterkammer 
Wałbrzych; Dr. Rüdiger 
Söhnen Landesvorstand 
Neue Richtervereini-
gung; Reinhard Schade 
Vorsitzender des Säch-
sischen Richtervereins; 
Angelika Perret Landes-
präsidentin der Wirt-
schaftsprüferkammer; 
Amadeus Thomas Vize-
präsident der Notarkam-
mer Sachsen; Dr. Jochim 
Thietz-Bartram, Vorsit-
zender des Sächsischen 

Rechtsanwaltsversorgungswerkes; Dr. 
jur. Daniel Fingerle Vorsitzender des 
Leipziger Anwaltverein e.V.; Oliver Hopp 
Vorsitzender des Anwaltverein Vogtland 
e.V.; Christian Reichardt Vorsitzender 
Oberlausitzer Anwaltverein e.V.; Mi-
chael Sturm Vorsitzender des Dresdner 
Anwaltverein e.V.; Dr. Gerhard Baatz 
Pastpräsident der RAK Sachsen und Dr. 
Günter Kröber, Ehrenpräsident der RAK 
Sachsen.

Passend zu den Anlässen des Abends 
sprach Felix Busse, Präsident DAV a.D., 
in seinem Festvortrag zur Geschichte der 
deutschen Anwaltschaft.

Die Reaktionen vieler Kammerpräsi-
denten, die Teilnehmer der BRAK-Haupt-
versammlung waren, zeigten, dass sich 
die sächsische Anwaltschaft mit der Aus-
richtung der Veranstaltung angemessen 
und selbstbewusst im Kreis aller Rechts-
anwaltskammern im Bundesgebiet prä-
sentiert hat. Einen kleinen Eindruck der 
Veranstaltungen sollen die Bilder vermit-
teln, die Sie im Mittelteil dieser Ausgabe 
von KAMMERaktuell finden.

Auditorium

BRAK-Präsident Axel Filges erörtert den Tätigkeitsbericht
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Im Rahmen der 125. Hauptversammlung 
der BRAK in Dresden verlieh die RAK 
Sachsen erstmals am 30.09.2010 die Dr.-
Schaffrath-Medaille an Lutz Maaß, Peter 
Ströbel und Dr. Günter Kröber. Vor den 
Vertretern der 28 Rechtsanwaltskam-
mern und der Bundesrechtsanwaltskam-
mern sprach Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, 
Ministerpräsident a.D., die Laudatio auf 
die drei Preisträger. Nach seiner Amtszeit 
ist er ebenfalls Rechtsanwalt und Mit-
glied unserer Kammer.

Für besondere Verdienste in der Rechts-
pflege – so lautet die Inschrift der Me-
daille. Sie ist benannt nach dem ersten 
Vorsitzenden des Vorstands der An-
waltskammer des Königreichs Sachsen, 
der sein Amt von 1879 bis 1891 inne 
hatte. Oberjustizrat Rechtsanwalt und 
Notar Dr. Wilhelm Michael Schaffrath 
wurde am 26. April 1814 in Schöna bei 
Bad Schandau geboren und starb 1893 
in Dresden. Er studierte an der Leipziger 
Juristenfakultät, an welcher er auch pro-
movierte und habilitierte. 

Nach wie vor von aktueller Bedeutung 
ist die Vorrede Schaffraths in „praktische 
Abhandlungen aus dem heutigen Rö-
mischen Civilrecht und Prozesse mit Ent-
scheidungen höherer Behörden“ (Baut-
zen 1841). Darin heißt es:

„Alles Heil beruht in der Rechtswissen-
schaft darauf, dass in den gesonderten 

Tätigkeiten eines Theoretikers und Prak-
tikers jeder die ursprüngliche Einheit im 
Auge behalte,...“ - und weiter – „Wo 
dies nicht geschieht, wo die Trennung 
zwischen Theorie und Praxis eine ab-
solute wird, da steht unvermeidlich die 
Gefahr, dass die Theorie zu einem leeren 
Spiel, die Praxis zu einem bloßen Hand-
werk herabsinke.“

Schaffrath war Mitglied des Paulskirchen-
parlaments. Nach dem Ende der Märzre-
volution fand er bis 1852 politisches Asyl 
in der Schweiz. Nach seiner Rückkehr 
nach Sachsen setzte er in einem Ge-
richtsverfahren seinen Freispruch durch.

1846 wurde Schaffrath Mitglied der 
zweiten Kammer des sächsischen Land-
tags, der er letztlich 40 Jahre angehörte. 
In dieser Funktion setzte er sich u.a. für 
die verbindliche Anerkennung der Pauls-
kirchenverfassung in Sachsen ein. Zudem 
wählte ihn die zweite sächsische Kam-
mer zum Richter am sächsischen Staats-
gerichtshof. 

In Erinnerung des Wirkens dieses heraus-
ragenden Juristen und Rechtsanwalts  
würdigte die Rechtsanwaltskammer 
Sachsen drei Rechtsanwälte für ihre Ver-
dienste um die Rechtspflege, insbeson-
dere ihrer Verdienste bei der Wieder-
gründung der Rechtsanwaltskammer 
Sachsen vor nunmehr fast 20 Jahren und 
ihrer nachfolgenden Entwicklung.

Rechtsanwalt Lutz Maaß aus Zwickau
Geboren 1952 in Osterburg/Sachsen-
Anhalt, studierte er Rechtswissen-
schaften an der Humboldt-Universität 
Berlin. 1977 begann er seine Tätigkeit als 
Rechtsanwalt im damaligen Anwaltskol-
legium des Bezirks Karl-Marx-Stadt. 

Lutz Maaß ergriff ohne Zögern die große 
Gelegenheit der gesellschaftlichen und 
politischen Wende 1989, um die Grund-
lage für eine freie und selbstverwaltete 
Rechtsanwaltschaft in Sachsen zu schaf-
fen. 

Lutz Maaß betrieb zunächst die Grün-
dung des Chemnitzer Anwaltvereins im 
März 1990, aus dem später der Zwick-
auer und der Vogtländische Anwalts-
verein hervorgingen. Hierzu gab es er-
ste Gespräche im Januar 1990 mit den 
damaligen Kollegen des Vorstandes des 
Deutschen Anwaltvereins. Er war Spre-
cher der ostdeutschen Anwaltsvereine 
im DAV und unterstütze so eine Vielzahl 
von Vereinen bei ihrer Gründung und 
Aufbau.

Im Oktober 1990 entstand der Anwalt-
verband Sachsen, dessen erster Präsident 
Lutz Maaß war und bis zum Frühjahr 
2000 auch blieb.

In dieser Funktion trieb er die Wieder-
gründung der RAK Sachsen voran. Am 
23.11.1990 war es dann soweit – im Au-
ditorium Maximum der Hochschule für 
Verkehrswesen in Dresden versammel-
ten sich 250 Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte – das waren etwas mehr 
als die Hälfte aller Rechtsanwälte in 
Sachsen – zur Wiedergründung der ei-
genen Selbstverwaltungskörperschaft. 
Die Sitzungsleitung hatte Lutz Maaß 
inne. Die Versammlung endete mit der 
Wahl von neun Vorstandsmitgliedern. 

Danach gab es für ihn noch keinen 
Stillstand, sondern er erhob die Errich-
tung eines Versorgungswerkes auf sei-
ne Tagesordnung. Trotz Widerstand 
aus den Reihen der Parlamentariern im 
Sächsischen Landtag entstand 1994 
das Sächsische Rechtsanwaltsversor-
gungswerk, für lange Zeit das einzige 
Versorgungswerk in den neuen Bundes-
ländern.

Verleihung der Dr.-Schaffrath-Medaille der RAK Sachsen

Prof. Dr. Biedenkopf, Medaillenträger Lutz Maaß, Kammerpräsident Dr. Abend (v.l.n.r.)
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Ein weiterer Wegbegleiter der Wieder-
gründung der RAK Sachsen erhielt eben-
falls die Dr. Schaffrath-Medaille:

Rechtsanwalt Peter Ströbel  
aus Stuttgart
Peter Ströbel wurde 1937 in Stuttgart 
geboren. Er studierte an der Universität 
München und Tübingen. Seit 1965 ist er 
als Rechtsanwalt tätig.

Von 1990 bis 2006 war er Präsident der 
RAK Stuttgart, Mitglied des BRAK-Aus-
schusses Öffentlichkeitsarbeit und Re-
form der Juristenausbildung. Peter Strö-
bel ist Träger der Verdienstmedaille des 
Landes Baden-Württemberg.

Als neu gewählter Präsident der Rechts-
anwaltskammer Stuttgart machte er sich 
1990 auf den Weg nach Dresden, um 
den Ruf zur Unterstützung beim Aufbau 
der sächsischen Rechtsanwaltskammer 
zu folgen. 

Wie sieht die Organisation des Vorstands 
und der Geschäftsstelle aus? Welche 
Satzungen braucht eine Rechtsanwalts-
kammer und was muss darin stehen? Bei 
der Beantwortung solcher und ähnlicher 
Fragen unterstützte Peter Ströbel maß-
geblich die sächsischen Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte. 

Peter Ströbel  ließ es sich auch nicht neh-
men, an der Gründungsversammlung 
am 23.11.1990 wie auch an der ersten 
Vorstandssitzung der RAK Sachsen kurz 
darauf teilzunehmen. Sein besonderes 
berufliches und persönliches Engage-
ment zeigte sich deutlich in der dama-
ligen Kritik gegenüber der Staatsregie-
rung und dem Justizministerium wegen  
der mangelnden Unterstützung bei der 
Wiedergründung der RAK Sachsen. So 
sei nur „irgendein Beamter des Ministeri-
ums zu einem Begrüßungswort“ erschie-
nen, „der sich nach einer halben Stunde 
vorzeitig wieder entfernte, weil sich der 
Beginn der Versammlung verzögerte“.

Dritter Geehrter der Dr. Schaffrath-Me-
daille war 

Rechtsanwalt Dr. Günter Kröber
dessen Leben und Wirken auch Paral-
lelen zu dem Namensgeber der Medaille 
der RAK Sachsen aufweist.

Geboren 1928 in Leipzig, studierte Dr. 
Günter Kröber an der Leipziger Juristen-
fakultät. Bereits mit 22 Jahren war er Mit-

glied des Sächsischen Land-
tags bis zur seiner Auflösung 
in kommunistischen Zeiten. 
Nach Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft 1953 wurde er 
1955 wegen angeblicher Ver-
brechen gegen das Gesetz 
zum Schutz des sozialistischen 
Volkseigentums erstmals ver-
haftet und aus der Anwalt-
schaft ausgeschlossen. 1956 
erfolgte der Freispruch und 
die Rehabilitation als Rechts-
anwalt; 1961, zu Zeiten des 
Mauerbaus, wurde Dr. Günter 
Kröber abermals wegen Ver-
stoßes gegen das Passgesetz 
der erloschenen Deutschen 
Demokratischen Republik in-
haftiert und war sodann bis 
kurz vor der Wiedervereini-
gung einem Berufsverbot aus-
gesetzt. 1990 rehabilitierte 
der letzte Justizminister der 
DDR ihn als Rechtsanwalt. 
Später erfolgte die strafrecht-
liche Rehabilitierung durch 
das Bezirksgericht Leipzig. Seit 
1990 ist Dr. Günter Kröber als 
Rechtsanwalt wieder in Leip-
zig tätig.

Er war Mitglied im ersten Sächsischen 
Landtag nach der Wiedervereinigung 
und Fraktionsführer der FDP von 1990 
bis 1993. Gleich Dr. Wilhelm Schaffrath 
setzte er sich für die sächsische Verfas-
sung ein, indem er sich maßgeblich an 
der Erarbeitung der Landesverfassung 
beteiligte. Von 1995 bis 1998 war Dr. 
Günter Kröber Richter am Verfassungs-
gerichtshof des Freistaats – auch hier 
finden sich Überschneidungen zu Schaf-
fraths Leben und Wirken.

Dr. Günter Kröber ist Träger des Großen 
Verdienstkreuzes des Verdienstordens 
der Bundesrepublik Deutschland, der 
Verfassungsmedaille des Sächsischen 
Landtages, des Verdienstordens des Frei-
staates Sachsen und des Ehrenzeichens 
der Deutschen Anwaltschaft.

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
Sachsen wählte Herrn Dr. Kröber  2002 zu 
ihrem dritten Präsidenten nach ihrer Wie-
dergründung im Jahr 1990. Nach seinem 
Ausscheiden aus dem Kammervorstand 
erhielt er die Ehrenpräsidentschaft 2007.

Dr. Günter Kröber gelang es, Anwälte 
verschiedenster Ausbildung und Soziali-

sierung in der RAK Sachsen zu integrie-
ren, mit einer der größten Verdienste 
von Dr. Günter Kröber für die sächsische 
Anwaltschaft.

Während seiner Tätigkeit als Präsident 
der RAK Sachsen und auch noch da-
nach als Beauftragter der Bundesrechts-
anwaltskammer war es eine Herzens-
angelegenheit von Dr. Günter Kröber, 
Kontakte zu den Anwaltskolleginnen 
und -kollegen in den mittel- und osteu-
ropäischen Ländern zu knüpfen und aus-
zubauen. Unermüdlich betonte er dabei 
die Bedeutung der Rechtsanwaltschaft 
als Organ der Rechtspflege und der Un-
abhängigkeit der Selbstverwaltung und 
Berufsausübung.

Sein ganzes Leben und Wirken zeigt eine 
herausragende sächsische Anwaltsper-
sönlichkeit, dessen Ethos und Ziele den 
Inbegriff der rechtlichen, sozialen und 
gesellschaftlichen Verantwortung eines 
Rechtsanwalts widerspiegeln.

Hierfür gilt ihm der Dank und Anerken-
nung der Rechtsanwaltskammer Sach-
sen, die mit der Ehrung mit Dr. Schaf-
frath-Medaille ihren Ausdruck fand.

Medaillenträger Peter Ströbel (Mitte)

Medaillenträger Dr. Günter Kröber (Mitte) 
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Am 08./09. Oktober 2010 fand in Jena 
der 3. Deutsche Mediationstag zum 
Thema „Qualität in der Mediation“ 
statt. Wie in den Vorjahren auch wurde 
der Mediationstag veranstaltet von der 
Friedrich-Schiller-Universität in Jena, dem 
Justizministerium des Freistaates Thürin-
gen sowie der D.A.S. Rechtsschutzver-
sicherung AG. Mit ca. 200 Teilnehmern 
aus dem In- und Ausland wurde über die 
zunehmende Institutionalisierung der 
Mediation diskutiert. 

Am Freitag wurde erörtert, welche Re-
gelungen sich empfehlen, um die Quali-
tät in der Mediation zu sichern. 

Seit dem 04. August 2010 liegt der 1. 
Referentenentwurf des Bundesministe-
riums der Justiz für ein Gesetz zur Me-
diation und anderer Verfahren zur au-
ßergerichtlichen Konfliktbeilegung vor 
(die Stellungnahme der RAK Sachsen zu 
diesem Entwurf finden Sie auf Seite 19). 
Hier werden die Aufgaben der Media-
torinnen und Mediatoren beschrieben 
und Offenbarungspflichten und Tätig-
keitsbeschränkungen festgelegt, die ihre 
Neutralität und Unabhängigkeit sicher-
stellen sollen. Darüber hinaus sind die 
Vollstreckbarkeit von Mediatonsverein-
barungen und eine Verschwiegenheits-
pflicht für alle Mediatorinnen und Medi-
atoren geregelt. Aus der Verschwiegen-
heitspflicht folgt zugleich ein Zeugnis-
verweigerungsrecht in der Zivilprozess-
ordnung und alle auf sie verweisenden 
Verfahrensordnungen. Geschützt wird 
so die Vertraulichkeit der Mediation. Ent-
sprechend der Zielsetzung der Bundes-
regierung sollen die außergerichtliche 
Konfliktbeilegung und insbesondere die 
Mediation gefördert werden.

Was fehlt, sind klare Qualitätsparameter 
für Ausbildungsstandards der Mediato-
rinnen und Mediatoren, wie etwa Aus-
bildungsdauer und -inhalt. 
Vielen Beteiligten ist vorliegender Refe-
rentenentwurf  zur Qualität in der Medi-
ation zu wenig konkret.

Prof. Dr. Reinhard Greger von der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg stellte auf 
der Mediationstagung dazu Qualitätsre-
gelungen der Mediation in Europa und 
der Welt vor. In Ungarn, Bulgarien oder 
sogar Rumänien ist ein staatliches Zulas-
sungsverfahren für die Mediatoren in-

stalliert. Die Voraussetzungen dafür rei-
chen von einer bestimmten Ausbildungs-
dauer bei einem staatlichen Träger bis 
zum abgeschlossenen Hochschulstudi-
um. Österreich geht den Weg über eine 
freiwillige Zertifizierung. Mediatoren 
müssen hierfür 365 Stunden Ausbildung 
nachweisen, um auf Antrag in die staatli-
che Liste der Mediatoren aufgenommen 
zu werden. Auch sogenannte freiwillige 
Qualitätssiegel beziehungsweise Zertifi-
zierungen haben sich in einigen Ländern 
wie England, Frankreich oder den USA 
bewährt. 

Am Samstag standen ethische Anforde-
rungen an die Mediation und Standards 
guter Mediation in Einzelbereichen im 
Mittelpunkt. 
Prof. Dr. Hans Unberath von der Univer-
sität Bayreuth referierte hier unter ande-
rem auch über die rechtliche Einordnung 
der Mediation und der Mediationsver-
einbarung im Hinblick auf eine Entschei-
dung des BGH Anfang dieses Jahres. 
Am Samstag fanden fünf verschiedene 
Foren zu den Themen Familienmediati-
on, Mediation im allgemeinen Zivilrecht, 
Mediation in kleinen und mittleren Un-
ternehmen und großen Wirtschaftsun-
ternehmen sowie Mediation in der Ver-
sicherungswirtschaft statt. 
Ich habe an dem Forum „Mediation in 
der Versicherungswirtschaft“ teilge-
nommen. 
Der Abteilungsleiter im Gesamtverband 
der deutschen Versicherungswirtschaft 
(GdV) Nils Hellberg sowie der Leiter des 
Bereiches Rechtsschutz/Leistung des 
ERGO Rechtsschutzversicherers D.A.S. 
sowie Vorsitzender der AG Rechtsschutz 
Tarif und Bedingungen des GdV Helmut 
Plote berichteten über die zunehmende 
Bedeutung der Mediation in der Versi-
cherungswirtschaft. 
Im Jahre 2008 gab es laut Auskunft des 
GdV 20,57 Millionen Rechtsschutzversi-
cherungsverträge. Die D.A.S. als größte 
deutsche Rechtsschutzversicherung ver-
zeichnet jährlich circa 200.000 Rechts-
schutzfälle. Sie hat für 2011 geplant, 
circa 10.000 davon durch Mediation zu 
erledigen.
Etwa die Hälfte der circa 40 Rechts-
schutzversicherungen in Deutschland 
haben seit 2009 ihren Rechtsschutz 
auch auf die Mediation ausgedehnt. Die 
D.A.S. Rechtsschutzversicherung AG 
bietet seit 01.10.2010 auch Mediations-

rechtsschutz in Bereichen an, in denen 
bisher der Rechtsschutz eingeschränkt 
beziehungsweise ausgeschlossen war, 
beispielsweise im Erb- und Familienrecht 
sowie im privaten Baurecht bei der Er-
richtung von Eigenheimen oder der An-
schaffung von Eigentumswohnungen. 
Für die Mediation gibt es weder eine 
Wartezeit noch Selbstbehalte bei der 
Rechtsschutzversicherung. Die Förde-
rung der Mediation durch die Rechts-
schutzversicherungen erfolgt auch durch 
offensive Werbekampagnen, um die Be-
kanntheit des Verfahrens zu fördern. 
Die Gründe zur Förderung der Mediati-
on liegen in der schnelleren Erledigung 
der Konfliktfälle im Vergleich zu gericht-
lichen Verfahren, der umfassenden und 
nicht nur punktuellen Konfliktbeilegung 
und der damit verbundenen Kundenzu-
friedenheit, sowie auch in der Kostener-
sparnis im Vergleich zu außergericht-
lichen und gerichtlichen Verfahren unter 
Beteiligung von Rechtsanwälten und 
Gerichten. 

Die Forderung nach eindeutigen Qua-
litätsstandards für die Ausbildung und 
Fortbildung der Mediatorinnen und 
Mediatoren resultiert daraus, dass die 
Vermittlung geeigneter Mediatoren auf 
Grund fehlender Parameter schwierig ist, 
weil sich derzeit, abgesehen von Rechts-
anwälten wegen § 7a BORA, nahezu 
jeder Mediator nennen darf, ohne eine 
bestimmte Aus- und Fortbildung nach-
zuweisen. Nicht nur für Versicherungen, 
sondern auch für Verbraucher ist es der-
zeit schwierig, geeignete Mediatoren zu 
finden. Die D.A.S. Rechtsschutzversiche-
rung AG hat eigene Mediatoren ausge-
bildet und setzt diese ein. 

Langfristig wurden jedoch eigenstän-
dige Qualitätskriterien für die Mediation, 
beispielsweise durch eine Art Gütesiegel 
oder Zertifizierung gefordert.

Heike Bruns, 
Chemnitz, Mitglied 
des Vorstands, 
Fachanwältin für 
Arbeitsrecht

„Qualität in der Mediation“ – 3. Deutscher Mediationstag
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Das diesjährige Deutsch-Tschechische 
Anwaltsforum der RAK bamberg, der 
tschechischen RAK und der RAK sach-
sen fand am 22. und 23.10.2010 in Leip-
zig statt. Zum Thema:

„Elektronischer Rechtsverkehr 
und E-Justice“

trafen sich über 50 Kolleginnen und 
Kollegen aus Deutschland und Tsche-
chien, um sich zu folgenden Refera-
ten auszutauschen:

Entwicklung und Stand des 
elektronischen Rechtsverkehrs in 

Deutschland und Sachsen
Andrea franke, ministerialdirigentin, 
sächsisches staatsministerium der 

Justiz und für Europa

E-Justice und elektronischer 
Rechtsverkehr in Tschechien

mgr. františek Korbel, phD., 
vizejustizminister, stellv. vorsitzen-
der des Legislativrats der Regierung

E-Governement und die 
Auswirkungen auf die Anwalt-

schaft
sabine Ecker, Rechtsanwältin, 

DATEv e.g.
Das automatisierte gerichtliche 

Mahnverfahren
RiAg als ständiger vertreter des 

Direktors des Ag coburg 
Raffaelle Trotta, 

Justizamtmann Jochen gottschalk, 
Zentrales mahngericht coburg

Das automatisierte gerichtliche 
Mahnverfahren am Beispiel der 

Anwaltssoftware Phantasy
martina Kolb, DATEv e.g.

Praktische Erfahrungen mit dem 
elektronischen Rechtsverkehr in 

einer Anwaltskanzlei
Roland gross, Rechtsanwalt, Leipzig

besonders interessant war der vor-
trag aus Tschechien. bereits seit 
november 2009 ist in Tschechien 
der elektronische Rechtsverkehr 
mit den gerichten möglich. so sind 

alle staatlichen Or-
gane, gebietskör-
perschaften, Kran-
kenversicherungen, 
Rundfunk- und fern-
sehanstalten, selbst-
verwaltungseinrich-
tungen, notare und 
gerichtsvollzieher 
verpfl ichtet, ein 
elektronisches post-
fach zu unterhalten, 
über welches z.b. 
Zustellungen vorge-
nommen werden. 
für Rechtsanwälte 
und steuerberater 
besteht die pfl icht 
ab 01.07.2012, doch 
bereits jetzt nutzen 
viele berufsträger 
diese möglichkeit. 
Derzeit gibt es ca. 
400.000 obligato-
rische benutzer des 
systems.

Die möglichen Aus-
wirkungen des E-
governement auf 
die Anwaltschaft 
erläuterte sabine 
Ecker u.a. am beispiel von ELEnA 

(elektronischer Entgelt-
nacheis), der evergabe, 
des elektronischen han-
dels- und genossen-
schaftsregister, der elek-

tronischen Rechnung und des neuen 
personalausweis es in elektronisch 
lesbarer form. Alle vorträge wurden 
simultan gedolmetscht. Zum nächsten 
Anwaltsforum im Jahr 2011 hat die RAK 
bamberg eingeladen.

Deutsch-tschechisches Anwaltsforum 2010

František Korbel bei seinem Vortrag

Blick in den Tagungsraum

Begrüßungsabend im Restaurant „Gohliser Schlösschen“, František Korbel, tsche-
chischer Vizejustizminister (2.v.l.), JUDr. Petr Polednik, Vizepräsident der tschechischen 
RAK (3.v.l.), Dr. Martin Abend, Präsident RAK Sachsen (5.v.l.)
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Auf Initiative des tschechischen 
Kammerpräsidenten lud die Bun-
desrechtsanwaltskammer (BRAK) 
am 25.10.2010 zum Treffen der 
Präsidenten der mittel- und ost-
europäischen Länder. BRAK-Vi-
zepräsident Dr. Michael Krenzler 
begrüßte in Leipzig; JUDr. Martin 
Vychopeň, Präsident Tschechische 
RAK; JUDr. Petr Polednik, Vizepräsi-
dent Tschechische RAK; JUDr. Mar-
tina Doležalová, Leiterin Abteiung 
Auslandsbeziehungen Tschechische 
RAK, Dr. Peter Köves, Präsident 
RAK Budapest; Thomas Borec, Prä-
sident Slowakische RAK; Jurai Ve-
verka, Slowakische RAK; Dr. Ger-
hard Benn-Ibler, Präsident ÖRAK; 
Dr. Marcella Prunbauer-Glaser, Vi-

zepräsidentin ÖRAK; Dr. Heike Lör-
cher, Leiterin des Brüsseler Büros der 
BRAK; Dr. Martin Abend, Präsident 
RAK Sachsen und Jacqueline Lange, 
Geschäftsführerin RAK Sachsen. 

Die Tagesordnung enthielt folgende 
Themen:

•	 Stand und Zukunft des elektro-
nischen Rechtsverkehrs in den 
MOE-Staaten und in Deutschland

•	 Stand der Umsetzung der Media-
tionsrichtlinie

•	 Mediation – ADR
•	 Verfahrenshilfe – Position zu po-

tentiellen Maßnahmen auf EU-
Ebene und Situation bzw. beste-

hende Probleme in den einzelnen 
Ländern

•	 Rechtsschutzversicherungen – Si-
tuation in den einzelnen Ländern

•	 Fremdbeteiligung an Rechtsan-
waltskanzleien/ Vergesellschaf-
tung mit Berufsfremden - Situati-
on in den einzelnen Ländern

•	 Stand der Umsetzung der Dienst-
leistungsrichtlinie 2006/123/EG 
vom 12. Dezember 2006

•	 Grünbuch Europäisches Vertrags-
recht

•	 Aktuelle Entwicklungen in den 
nationalen Rechtsberatungsmär-
kten

Der gegenseitige Austausch zeigte Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede: So 

sahen alle Teilnehmer die Möglichkeit 
einer Fremdbeteiligung an Rechtsan-
waltsgesellschaften sehr kritisch bis 
ablehnend. Das Thema Mediation 
ist in einigen Ländern mangels Praxis 
nicht präsent. Ebenfalls ist die Bedeu-
tung der Rechtsschutzversicherungen 
sehr unterschiedlich. 

Treffen der Präsidenten der mittel- und osteuropäischen Kammern

Martina Doležalová, Dr. Heike Lörcher, JUDr. Martin Vychopeň, Jacqueline Lange, Dr. Michael Krenzler, Dr. Martin Abend, Marcel-
la Prunbauer-Glaser, Dr. Gerhard Benn-Ibler, Thomas Borec, Peter Köves, Jurai Veverka (v.l.n.r.)

Blick in den 
Tagungsraum
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Empfang des Landtagspräsidenten und Begrüßungsabend

Am Rednerpult (von oben): Axel 
Filges, Präsident BRAK, bei seiner 
Begrüßung, Prof. Dr. Kurt Bieden-
kopf, Ministerpräsident a.D., bei 
der Laudatio, Dr. Martin Abend, 
Präsident RAK Sachsen, bei seiner 
Begrüßung

Dr. Martin Abend, Präsident RAK Sachsen (l.), Matthias Rößler, Landtagspräsident

Medaillenträger Dr. Günter Kröber; Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

Im 
Schillergarten
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Impressionen von der 125. BRAK-Hauptversammlung in Dresden

BRAK-Präsidium und Ge-
schäftsführung: Dr. Wolf-
gang Eichele GF BRAK; 
Kei-Lin Ting-Winarto, 
Referentin, Hansjörg 
Staehle; Vizepräsident; 
Dr. Michael Krenzler, 
Vizepräsident, Stephan 
Göcken, Sprecher der 
Geschäftsführung (v.l.n.r.)

Alfred Ulrich, Schatzmeister BRAK
Dr. Irene Schmidt, 
Präsidentin RAK Berlin

Dr. Frank Engelmann, 
Präsident RAK Brandenburg
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Prof. Dr. Wolfgang Ewer, Präsident DAVDr. Finzel, Präsident RAK Hamm

Festabend im kleinen Schlosshof des Residenzschlosses Dresden

Dr. Jürgen Martens, Sächsischer Staatsminister 
der Justiz und für Europa, bei seinem Grußwort
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Musikalische 
Umrahmung durch 

die Band 
„Tuomi“ aus Berlin

Felix Busse bei seinem Festvortrag



mitteilungen 04/2010

KAMMER aktuell          35 

Am 01.11.2010 ist eine Änderung der 
Sächsischen Justizorganisationsverord-
nung vom 28. September 2010 (Sächs-
GVBl. 18.10.2010) in Kraft getreten. Bit-
te beachten Sie folgendes:

Mit der Änderungsverordnung werden 
die Vereinsregister sowie die unter-
nehmensrechtlichen Verfahren bei den 
Amtsgerichten Chemnitz, Dresden und 
Leipzig konzentriert. Darüber hinaus 
werden der richterliche Bereitschafts-
dienste in den Landgerichtsbezirken 
Dresden, Bautzen und Zwickau über das 
bisherige Maß hinaus weiter konzentriert 
und die Regelung zur Zuständigkeit der 
Haftgerichte im Falle der Untersuchungs-
haft klarer gefasst sowie an den Wort-
laut des geänderten § 126 Abs. 1 Satz 1 

StPO angepasst. Ferner werden die Auf-
teilung der Zuständigkeiten nach dem 
Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) zwi-
schen den Präsidenten der Landgerichte 
Dresden, Leipzig und Chemnitz sowie 
dem Präsidenten des Landessozialge-
richts differenzierter geregelt. Schließ-
lich wird die Verwaltungsvorschrift des 
Sächsischen Staatsministeriums der Ju-
stiz über die Zuständigkeit zur Bestellung 
und Ernennung von Richtern besonderer 
Spruchkörper bei den Landgerichten und 
dem Oberlandesgericht sowie zur Verei-
digung der Vorsitzenden des Anwalts-
gerichtshofes und des Anwaltsgerichtes 
(VwV Berufsständische Richter) auf-
grund der Regelungen der Bundesnotar-
ordnung (BNotO) teilweise aufgehoben 
und in die SächsJOrgVO integriert.

Ab 01.01.2011 gilt bei der Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft (VBG) ein neuer 
Gefahrtarif. Dieser wurde durch den 
Zusammenschluss der VBG mit der Be-
rufsgenossenschaft der Straßen-, U-
Bahn und Eisenbahn (BG Bahn) zum 
01.01.2010 notwendig. Für rechts-, 
steuer- und wirtschaftsberatende Be-
rufe steigt der Beitrag zur VBG ab Januar 
2011 deutlich an. Der Grund für den An-
stieg der Gefahrklasse für die rechts- und 
wirtschaftsberatenden Berufe liegt in 
der Veränderung der Zusammensetzung 
der Gefahr-Tarifstellen. Vor dem Zusam-
menschluss der VBG mit der BG Bahnen 
waren die rechts- und wirtschaftsbe-
ratenden Unternehmen sowie die Or-
gane der Rechtspflege in einer eigenen 
Gefahrtarifstelle 08 zusammengefasst. 
Beratungsunternehmen hatten die Ge-
fahrtarifstelle 06. Nach Vorgabe der 

Arbeitsschutzstrategie, die seit 2008 be-
steht, musste jedoch die Gesamtzahl der 
Gefahrtarifstellen eines Gefahrtarifs re-
duziert werden. Deshalb wurden Unter-
nehmen, die von dem Unternehmensziel 
und von der Unternehmensstruktur her 
ähnlich sind, unter weitgehender Beach-
tung des Belastungsprinzips zusammen-
gefasst. Im Jahr 2007 sind deshalb be-
reits Rechtsanwälte, Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zur Gefahrtarifstelle 
08 zusammengefasst worden. Im näch-
sten Schritt sind nun weitere Gefahrtarif-
stellen zusammengefasst worden. 

Im Zuge dieser Straffung wurde die neue 
Gefahrtarifstelle 05 „Beratung und Aus-
kunft/Interessenvertretung und Religi-
onsgemeinschaft“ gebildet. Dabei ent-
spricht die Zuordnung der Religionsge-
meinschaften in die Gefahrtarifstelle 05 

der Gliederung der Wirtschaftszweige in 
NACE (Nomenclature Statistique des Ac-
tivités Economiques dans la Communau-
té Européenne). Damit ist für die Gruppe 
der „Rechts- und wirtschaftsberatenden 
Unternehmen, Organ der Rechtspflege“ 
ein Anstieg von 0,44 auf 0,59 verbun-
den. Dieser deutliche Anstieg liegt mit 
34 % jedoch im Rahmen der Regelung 
zur Gefahrklassenfestsetzung, welche 
eine Steigung der Gefahrklasse bis zu 
max. 39 % zulässt. Die freien Berufe 
sind in der Vertreterversammlung und 
in den Ausschüssen der VBG vertreten. 
Die Vertreter der freien Berufe konnten 
jedoch bei der Frage der Gefahrklassen-
festsetzung ihre Auffassung und damit 
ihre Interessen bedauerlicherweise nicht 
durchsetzen und sind in der Vertreterver-
sammlung überstimmt worden. 

(Quelle: BRAK)

Anzeige von 
Vertreterbestellungen

Aus gegebenen Anlass möchten 
wir noch einmal darauf hinweisen, 
dass im Zuge der Änderungen 
der Bundesrechtsanwaltsordnung 
durch das Gesetz zur Moderni-
sierung von Verfahren im anwalt-
lichen und notariellen Berufsrecht 
im Jahr 2007, auch die Anzeige-
pflicht von Vertreterbestellungen 
geändert wurde. Danach hat gem. 
§ 53 Abs. 6 BRAO der Rechtsan-
walt die Bestellung des Vertreters 
nur noch gegen über der Rechts-
anwaltskammer anzuzeigen. Eine 
Anzeige der Vertreterbestellung 
gegenüber den Gerichten ist nicht 
mehr erforderlich.

Änderung der Sächsischen 
Justizorganisationsverordnung

Änderung des Gefahrtarifs bei der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 
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BESCHRÄNKUNG DER ANWALTSWAHL 
– EUGH

Im Rahmen der Rechtssache C-293/10 
wird sich der EuGH erneut mit der Ein-
schränkung der freien Anwaltswahl 
durch Rechtsschutzversicherungen aus-
einandersetzen (s. EiÜ 20/09). Zu prüfen 
ist die Vereinbarkeit des österreichischen 
Versicherungsvertragsgesetzes und ei-
ner darauf fußenden Klausel in einem 
Versicherungsvertrag mit Art. 4 Abs. 1 
der Rechtsschutzversicherungsrichtlinie 
87/344/EWG. Fraglich ist, ob die Versi-
cherung mit dem Versicherungsnehmer 
vereinbaren kann, dass dieser sich in Ge-
richts- und Verwaltungsfragen nur durch 
Personen vertreten lassen darf, die be-
rufsmäßig zur Parteienvertretung befugt 
sind und ihren Kanzleisitz am Ort des 
Gerichtes (oder der Verwaltungsbehör-
de) haben, das für das durchzuführende 
Verfahren in erster Instanz zuständig ist.

BEFRISTETE ARBEITSVERTRÄGE – EUGH

Das Landesarbeitsgericht Köln ersuch-
te den EuGH am 29. Juni 2010 in der 
Rechtssache C-312/10 zu befristeten Ar-
beitsverträgen um Vorabentscheidung. 
Zunächst geht es um § 5 Nr. 1 lit. a) des 
Anhangs der Richtlinie 1999/70/EG zur 
Rahmenvereinbarung über befristete 
Arbeitsverträge, der einen sachlichen 
Grund zur Rechtfertigung der Verlänge-
rung eines befristeten Arbeitsvertrages 
verlangt. Der EuGH soll prüfen, ob bei 
der Rechtfertigung allein auf die Verhält-
nisse zum Zeitpunkt des Abschlusses des 
Verlängerungsvertrages abzustellen ist, 
oder ob gemäß dem Zweck von § 5 Nr. 
1, missbräuchliche Kettenarbeitsverträge 
zu verhindern, umso strengere Anforde-
rungen an den sachlichen Grund zu stel-
len sind, je mehr aufeinanderfolgende 
befristete Arbeitsverträge dem nun zu 
prüfenden schon vorangegangen sind. 
Das vorlegende Gericht zweifelt zudem 
an der Vereinbarkeit von § 5 Nr. 1 mit 
nationalen Vorschriften wie § 14 Abs. 
1 S. 2 Nr. 7 TzBfG. Danach dürfen Ar-
beitgeber im öffentlichen Dienst, nicht 
aber Arbeitgeber des privaten Sektors, 
die aufeinanderfolgende Befristung von 
Arbeitsverträgen damit rechtfertigen, 
dass der Arbeitnehmer aus Haushalts-
mitteln vergütet wird, die für eine be-
fristete Beschäftigung bestimmt sind. In 

den letzten Vorlagefragen geht es um 
die Zwecksetzung im Haushaltsgesetz, 
nämlich ob es sich um eine hinreichend 
konkrete Zwecksetzung handelt, wenn 
dieses festlegt, dass die Haushaltsmittel 
für eine befristete Tätigkeit als „Aushilfs-
kraft“ bestimmt sind und wie der Begriff 
der Aushilfskraft auszulegen ist.

UMSETZUNG DER DIENSTLEISTUNGS-
RICHTLINIE – PARLAMENT

Zur Umsetzung der Dienstleistungsricht-
linie 2006/123/EG hat das EU-Parlament 
am 24. September 2010 eine Studie ver-
öffentlicht (zur Umsetzung der Richtlinie 
s. auch EiÜ 27/10). Sie geht davon aus, 
dass die Mehrzahl der Mitgliedstaaten, 
so auch Deutschland, die Umsetzung 
noch im Jahr 2010 abschließen wird. Die 
Mitgliedstaaten hätten von keinen gra-
vierenden Problemen berichtet. Schwie-
rig sei lediglich die Abgrenzung der 
Dienstleistungsrichtlinie von der Richtli-
nie 2005/36/EG über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen. Dass die Um-
setzungsfrist vom 28. Dezember 2009 
von Deutschland nicht eingehalten wur-
de, liege an den Wahlen 2009 und dem 
langwierigen Koordinierungsprozess 
zwischen Bundestag und –rat. Wich-
tige Neuerungen der deutschen Ge-
setzgebung seien die Abschaffung der 
Gewerbeanmeldung für eine Vielzahl 
von Dienstleistungen und der Geneh-
migungspflicht für Reisegewerbe, sowie 
die Einführung der Genehmigungsfiktion 
in § 42a VwVfG. Einheitliche Ansprech-
partner wurden von den einzelnen Bun-
desländern eingeführt. Unter Art. 15 der 
Richtlinie hat sich Deutschland bestimm-
te Restriktionen vorbehalten, wie die 
Beschränkung der Insolvenzverwalter 
auf natürliche Person, deren Unabhän-
gigkeit von Schuldnern und Gläubigern 
und Anforderungen an eine Mindestzahl 
von Angestellten, sowie Anforderungen 
an Teilhaber von Anwaltskanzleien. Des 
Weiteren bleiben unter Art. 25 bestimm-
te reglementierte Berufe, wie Tierarzt 
oder Anwalt, bezüglich multidiszipli-
närer Aktivitäten beschränkt. Der DAV 
begrüßt die Umsetzung der Richtlinie in 
der Gewerbeordnung und sieht bei den 
anwaltsspezifischen Bereichen keinen 
weiteren Umsetzungsbedarf.

Europäischer Tag der Ziviljustiz 

Anlässlich des Europäischen Tags der 
Ziviljustiz am 25. Oktober 2010 haben 
Europäische Kommission und Europa-
rat das Verwaltungsgericht von Yambol 
(Bulgarien) für ein Projekt zur besseren 
Kommunikation zwischen Gerichten und 
Rechtssuchenden mit der Kristallwaage 
der Justiz ausgezeichnet. Der Preis wur-
de zum fünften Mal an ein Projekt verlie-
hen, das innovative Wege beschreitet zur 
Qualitätssteigerung im Bereich Justizor-
ganisation und Durchführung von Ge-
richtsverfahren an europäischen Gerich-
ten. Die offizielle Feier des diesjährigen 
Europäischen Tags der Ziviljustiz fand in 
Ljubljana (Slowenien) statt. Für Deutsch-
land veranstaltet das Landgericht Passau 
am 7. Dezember 2010 den Europäischen 
Tag der Ziviljustiz mit einer Fachtagung 
und einem Festakt. Das ebenfalls am 
25. Oktober 2010 veröffentlichte Euro-
barometer Spezial zum Thema Ziviljus-
tiz zeigt, dass 56% der Befragten den 
Zugang zur Ziviljustiz in einem andern 
EU-Land für schwierig halten. Nur 2% 
sind persönlich in grenzüberschreitende 
Gerichtsverfahren involviert. Außerdem 
befürworten 58% weitere EU-Maßnah-
men zur Verbesserung der gegenseiti-
gen Anerkennung von Dokumenten und 
68% sprachen sich dafür aus, dass im 
grenzüberschreitenden Familienrecht die 
EU Einfluss darauf nehmen soll, wie die 
nationalen Vorschriften bei binationalen 
Scheidungsfällen anzuwenden sind.

ZAHLUNGSVERZUGSRICHTLINIE – 
PARLAMENT

Am 20. Oktober 2010 stimmte das EU-
Parlament der Vereinbarung mit dem Rat 
für eine neue Zahlungsverzugsrichtlinie 
zu, mit der die alte Richtlinie 2000/35/
EG ersetzt werden soll (s. EiÜ 14/09). 
Die Frist für Transaktionen zwischen 
Unternehmen soll 60 Tage betragen, 
sie kann aber verlängert werden, wenn 
beide Seiten zustimmen und dies nicht 
grob nachteilig für den Gläubiger ist. Bei 
Transaktionen zwischen Unternehmen 
und öffentlichen Stellen gilt eine Frist 
von 30 Tagen, wobei eine Ausnahme für 
öffentliche Gesundheitseinrichtungen 
vorgesehen ist. Diese Frist für öffentliche 
Stellen darf aber nur bis zu höchstens 
60 Tagen verlängert werden. Begleicht 
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die öffentliche Hand eine Rechnung zu 
spät, muss sie Verzugszinsen in Höhe des 
Bezugszinssatzes zuzüglich mindestens 
acht Prozentpunkten bezahlen. Private 
Unternehmen können hier abweichen-
de Regelungen treffen. Ferner soll eine 
Überprüfungsfrist von 30 Tagen gelten, 
innerhalb derer festgestellt werden soll, 
ob die Güter oder Dienstleistungen mit 
den vertraglichen Regeln übereinstim-
men. Der Überprüfungszeitraum soll je-
doch nicht als Schlupfloch für unnötigen 
Zahlungsverzug dienen. Der Rat muss 
der Vereinbarung noch formell zustim-
men. Die Richtlinie muss nach Inkraft-
treten binnen zwei Jahren umgesetzt 
werden. 

ALTERSDISKRIMINIERUNG BEI ABFIN-
DUNGSZAHLUNGEN – EUGH

In der Rechtssache C-499/08 fällte der 
EuGH am 12. Oktober 2010 ein Urteil zur 
Auslegung der Gleichstellungsrichtlinie 
2000/78/EG. Demnach stehen Art. 2, 
6 Abs. 1 der Richtlinie nationalen Rege-
lungen entgegen, nach denen einem Ar-
beitnehmer keine Entlassungsabfindung 
gezahlt wird, wenn er eine Altersrente 
beziehen kann. Im Ausgangsfall ging es 
um einen dänischen Arbeitnehmer, der 
mit 63 Jahren entlassen wurde und nicht 
in den Ruhestand treten wollte. Sein An-
trag auf Entlassungsabfindung wurde 
gemäß dänischem Recht abgelehnt, da 
er eine Rente beziehen könne. Nach dem 
EuGH stellt diese nationale Regelung 
eine Altersdiskriminierung dar (s. auch 
EiÜ 03/10, 31/09). Sie schließe nämlich 
nicht nur alle Arbeitnehmer von der Ent-
lassungsabfindung aus, die von ihrem 
Arbeitnehmer tatsächlich eine Altersren-
te erhalten, was Ziel der Beschränkung 
ist, sondern auch alle, die zum Bezug 
einer solchen Rente zwar berechtig sind, 
aber weiterhin berufstätig sein möchten. 
Damit gehe die Regelung über das hin-
aus, was zur Verwirklichung der mit der 
Vorschrift verfolgten sozialpolitischen 
Ziele erforderlich sei und sei daher nicht 
gerechtfertigt.

EU – JAPAN – ABKOMMEN ZUR GEGEN-
SEITIGEN RECHTSHILFE – RAT

Der Rat „Wettbewerbsfähigkeit“ hat 
am 11. Oktober 2010 ein Abkommen 
zwischen der EU und Japan über die 
gegenseitige Rechtshilfe in Strafsachen 
angenommen. Es ist das erste derartige 

Abkommen zwischen diesen Parteien, 
an dem sich alle 27 EU-Mitgliedstaaten 
beteiligen werden. Die Rechtshilfe um-
fasst ein Bündel von Maßnahmen, zum 
Beispiel Vernehmungen per Videokon-
ferenz oder das Erlangen von Bankin-
formationen. Ein ersuchter Staat kann 
das Rechtshilfeersuchen in bestimmten 
Fällen ablehnen, z.B. wenn das Ersu-
chen eine Straftat betrifft, die nach den 
Rechtsvorschriften des ersuchenden 
Staats mit der Todesstrafe bedroht ist.

DIE ZUKUNFT DES EU-
PATENTSYSTEMS – RAT

Der Rat „Wettbewerbsfähigkeit“ hat 
auf seiner Sitzung am 11./12. Oktober 
2010 die Diskussion über die Sprach- 
und Übersetzungsprobleme für ein zu-
künftiges europäisches Patentsystem 
fortgesetzt (s. EiÜ 26/10). Eine große 
Mehrheit der Delegationen unterstütz-
te den Kompromissvorschlag der bel-
gischen Ratspräsidentschaft (Rats-Dok. 
14377/10). Danach müsse das zu schaf-
fende EU-Patent zu einer wesentlichen 
Vereinfachung und Kostensenkung füh-
ren. Erreicht werden soll dies durch ma-
schinelle Übersetzungen, Kostenerstat-
tung für Übersetzungen und einheitliche 
Verfahren für EU-Patente und andere 
europäische Patente bis zur Erteilung. 
Bis es hochwertige maschinelle Überset-
zungen gibt, müssten EU-Patente vom 
Anmeldenden auch in einer in den Ver-
öffentlichungen üblichen Sprache gelie-
fert werden. Diese Übersetzung hätte je-
doch keine rechtliche Wirkung und wäre 
für Patente, die in der internationalen 
Technologieforschung erteilt werden, 
nicht erforderlich. Der Vorschlag soll als 
weitere Verhandlungsgrundlage dienen. 
Außerdem sei Grundvoraussetzung für 
eine Einigung, dass das neue System 
nicht zu Rechtsunsicherheiten führe. 
Obwohl mehrere Mitgliedstaaten auch 
eine Lösung über eine verstärkte Zusam-
menarbeit in Betracht zogen, sucht die 
Ratspräsidentschaft weiter nach einem 
für alle 27 Mitgliedstaaten akzeptablen 
Kompromiss. Im November soll ein wei-
teres Treffen der Minister stattfinden, 
um zu einer Lösung zu gelangen.

SORGERECHTSREGELUNG IM LICHTE 
DER GRUNDRECHTECHARTA – EUGH

Der EuGH hat in seinem Urteil vom 5. Ok-
tober 2010 in der Rechtssache C-400/10 

PPU entschieden, dass die Verordnung 
2201/2003/EG, auch im Lichte von Art. 
7 und 24 der EU-Grundrechtecharta, 
nationalen Sorgerechtsregelungen nicht 
entgegensteht, nach denen der Vater, 
wenn er nicht mit der Mutter verheira-
tet ist, das Sorgerecht nur durch eine 
Anordnung des zuständigen Gerichts er-
halten kann. Im Ausgangsfall verbrachte 
die Mutter, die das alleinige Sorgerecht 
innehatte, ihre Kinder in einen anderen 
Mitgliedstaat. Der leibliche Vater bean-
tragte daraufhin bei Gericht, die Wider-
rechtlichkeit der Verbringung der Kinder 
festzustellen. Dies lehnte das Gericht 
ab, da der Vater kein Sorgerecht hatte. 
Der EuGH begründete seine Entschei-
dung damit, dass die Verordnung zur 
Bestimmung des Inhabers des Sorge-
rechts auf nationales Recht verweise. Die 
EU-Grundrechtecharta richte sich nur an 
Mitgliedstaaten, wenn diese Unionsrecht 
anwenden und nicht, wenn es sich wie 
bei der Bestimmung des Inhabers des 
Sorgerechts um nationale Vorschriften 
handelt. Im Rahmen der Verordnung 
reiche es aus, dass der Vater die Mög-
lichkeit habe, das Sorgerecht bei Gericht 
zu beantragen. Dies folge auch aus der 
Entscheidung Guichard/Frankreich des 
EGMR. Außerdem sei es das legitime 
Recht der Mutter, die das Sorgerecht 
innehabe, ihre Kinder in einen anderen 
Mitgliedstaat zu verbringen.

MINDESTEINKOMMEN IN DER 
EUROPÄISCHEN UNION – PARLAMENT

Die Kommission soll einen Vorschlag für 
einen Aktionsplan vorlegen, um Min-
desteinkommen in den Mitgliedstaaten 
zu schaffen. Für angemessen hält das 
EU-Parlament ein Mindesteinkommen 
von jeweils mindestens 60 % des Me-
dianeinkommens in einem Mitglied-
staat. Am 20. Oktober 2010 hat das EU-
Parlament einen Rahmen beschlossen, 
um Mindesteinkommen in der EU zu 
erreichen. Die Forderung eines konkre-
ten Mindesteinkommens, wie von der 
Berichterstatterin Figueirdo gewünscht, 
machten sich die Parlamentarier nicht 
zu Eigen. Der Rahmen soll sich aus spe-
zifischen Maßnahmen zur Unterstüt-
zung von Menschen mit unzureichen-
dem Einkommen durch wirtschaftliche 
Zuwendungen und einen erleichterten 
Zugang zu Diensten zusammensetzen. 
Die Abgeordneten machten auch auf 
die wachsende Zahl der erwerbstätigen 
Armen aufmerksam. Die Einkünfte von 
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Arbeitnehmern, die unter der Armuts-
grenze bleiben, sollen ohne Bedingun-
gen aufgestockt werden. Die Abgeord-
neten sind der Ansicht, dass Armut bei 
erwerbstätigen Personen ungerechte 
Arbeitsbedingungen widerspiegelt und 
forderten Anstrengungen zur Überwin-
dung dieser Situation. Dies gelte allge-
mein hinsichtlich einer angemessenen 
Entlohnung und insbesondere mit Blick 
auf gesetzlich vorgeschriebene oder ta-
rifvertraglich vereinbarte Mindestlöhne. 

AUF DEM WEG ZU EINER 
BINNENMARKTAKTE – KOMMISSION

Die Kommission hat am 27. Oktober 2010 
die Mitteilung „Auf dem Weg zu einer 
Binnenmarktakte“ veröffentlicht, die 50 
Vorschläge enthält, die bis 2012 in Kraft 
treten sollen (s. KOM(2010) 608). Diese 
reichen vom Patent- und Urheberrecht 
über die Verkehrs- und Klimapolitik bis 
zu Vergabe- und Sozialrecht und konkre-
tisieren u. a. das Kommissionsarbeitspro-
gramm 2011 (s. EiÜ 37/10). Damit kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) den 
Binnenmarkt besser nutzen können und 
finanziell entlastet werden, sollen Rech-
nungslegungsvorschriften vereinfacht 
und der Zugang der KMU zu öffentlichen 
Aufträgen erleichtert werden. Um die 
Kapitalisierung der KMU weiter zu ver-
bessern, prüft die Kommission, ob eine 
gemeinsame Steuerbemessungsgrundla-
ge für grenzüberschreitend tätige Unter-
nehmen eingeführt werden kann. Damit 
auch grenzüberschreitendes soziales Un-
ternehmertum erleichtert wird, könnte 
die Kommission Vorschläge für europä-
ische Satzungen für wohltätige Organi-
sationen vorlegen. Den Binnenmarkt für 
digitale Güter will die Kommission durch 
2011 vorzulegende Gesetzesinitiativen 
stärken. Nach Vorstellung der Kommissi-
on können Urheber und Künstler mittels 
einer Zentralstelle ihre Produkte verkau-
fen und so sicherstellen, dafür auch an-
gemessen entlohnt zu werden. Um die 
4600 unterschiedlich regulierten Berufe 
in Europa im Binnenmarkt verkehrsfä-
higer zu machen, will die Kommission 
die Richtlinie über die Anerkennung von 
Berufabschlüssen überarbeiten. Einen 
Beitrag zum Bürokratieabbau will sie 
durch die Einführung eines europäischen 
„Berufsausweises“ leisten. Zu der Bin-
nenmarktakte führt die Generaldirektion 
Binnenmarkt und Dienstleistungen bis 
zum 28. Februar 2011 eine Konsultation 
durch. 

STUDIE ZUR ARBEITSZEITFLEXIBILITÄT 
IN EUROPA – KOMMISSION

Die Generaldirektion Beschäftigung, 
Soziales und Chancengleichheit hat am 
26. Oktober 2010 eine Vergleichsstu-
die zu Arbeitszeitregelungen in Euro-
pa veröffentlicht (s. EiÜ 43/07). Flexible 
Arbeitszeitregelungen nützen danach 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern glei-
chermaßen. Untersucht wurden in der 
EU und den EFTA-Staaten 27 die Flexi-
bilität innerhalb der Unternehmen oder 
Einrichtungen hinsichtlich der Dauer der 
Arbeitszeit und deren Organisation. Die 
Studie ist vor dem Hintergrund der am 
24. März 2010 eingeleiteten Konsulta-
tion der europäischen Sozialpartner zur 
Arbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG (s. EiÜ 
17/09) zu sehen. Die Kommission kün-
digt hierzu „in Kürze“ einen Sachver-
ständigenbericht über die sozialen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Ar-
beitszeitregeln an. 

GRENZÜBERSCHREITENDE 
ERBFÄLLE – KOMMISSION / CNUE 
Neues zum Kommissionsvor-
schlag für eine Erbrechtsverordnung 
(KOM(2009)154; s. EiÜ 23/10). Am 15. 
Oktober 2010 veranstalteten der Rat der 
Notariate in der EU (CNUE) und die Kom-
mission die Konferenz „cross-border suc-
cession within the EU“. Die Teilnehmer, 
u. a. Justizkommissarin Reding und der 
belgische Justizminister De Clerck, be-
grüßten den Vorschlag im Grundsatz als 
praktisch für Bürger und Rechtsanwen-
der. Kritik kam seitens vieler Notare u. a. 
zu dem Ausschluss der Form letztwilliger 
Verfügungen vom Regelungsbereich des 
anzuwendenden Rechts (s. Art. 19 Abs. 
2 lit. k), und dem Ausschluss der Rück-
verweisung (s. Art. 26). Aufgrund der 
EU-weit unterschiedlichen Erbschein-
systeme zeigten sich die Teilnehmer 
skeptisch bzgl. der Einführung eines 
Europäischen Erbscheins, insbesondere 
hinsichtlich der Rechtswirkungen (s. Art. 
42). Im letzten Teil der Konferenz ging 
es um das E-Justizportal (s. EiÜ 28/10). 
Der Vorsitzende der E-Justizgruppe des 
Rates, Pereira, will das europäische Netz 
der Testamentregister (ARERT), in das E-
Justizportal aufnehmen lassen. 
 

Mitteilungen

Merkblatt zu 
Geldwäschegesetz 
Auf unserer Homepage www.rak-
sachsen.de finden Sie in der Rubrik 
„Für Mitlieder“ im geschützten Mit-
gliederbereich ein Merkblatt zu den 
Rechten und Pflichten nach dem 
Geldwäschegesetz.

Schlichtungsstelle der 
Rechtsanwaltschaft
Die Geschäftsstelle der unab-
hängigen Schlichtungsstelle der 
Rechtsanwaltschaft ist in ihre neu-
en Räume eingezogen. Die neuen 
Kontaktdaten lauten: Neue Grün-
straße 17/18, 10179 Berlin, Tel. 
030/2844417-0, Fax: 030/2844417-
12, E-Mail: schlichtungsstelle@s-d-r.
org. Die Schlichtungsstelle wurde 
zur Vermittlung bei vermögens-
rechtlichen Streitigkeiten bis 15.000 
Euro zwischen Rechtsanwälten und 
Mandanten eingerichtet. Die zu-
künftige Schlichterin, Dr. Renate 
Jaeger, wird ihre Tätigkeit zum 
01.01.2011 aufnehmen. Weitere In-
formationen zur Schlichtungsstelle 
finden Sie unter www.brak.de. 

Öffentliche Zustellung 
über „Schwarzes Brett“ der 
RAK Sachsen

Mit der Änderung der BRAO zum 
01.09.2009 und der Anwendbarkeit 
des Verwaltungsverfahrensgesetz 
ergab sich die Notwendigkeit, eine 
Regelung für öffentliche Zustel-
lungen der RAK Sachsen zu treffen.

Der Vorstand der RAK Sach-
sen fasste in seiner Sitzung am 
11.08.2010 einstimmig folgenden 
Beschluss:

Zustellungen der RAK Sachsen 
durch öffentliche Bekanntma-
chung gem. § 4 Abs. 1 SächsV-
wVfZG i.V.m. § 10 VwZG erfol-
gen durch Aushang an einer 
Schautafel in der Geschäftsstelle 
der RAK Sachsen, Glacisstraße 6, 
01099 Dresden.
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Pressemitteilungen der RAK Sachsen

Pressemitteilung vom 16.09.2010

Autodiebstahl: Versicherung muss 
auch zahlen, wenn Fahrzeugschein 
im Auto lag 
Rechtsanwaltskammer Sachsen: Ur-
teil bestätigt Lebenserfahrung

Wenn bei einem gestohlenen Auto der 
Fahrzeugschein im Handschuhfach lag, 
muss die Kfz-Versicherung dennoch 
zahlen. Darauf wies die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen jetzt hin. Ein entspre-
chendes Urteil fällte das Oberlandesge-
richt Oldenburg und korrigierte damit 
ein früheres gegenteiliges Urteil des 
Oberlandesgerichts Celle. Der Schaden-
ersatzanspruch des Fahrzeugbesitzers 
gegenüber der Versicherung erlösche 
auch dann nicht, wenn das Papier im 
Fahrzeuginneren liege und damit einen 
Diebstahl begünstige, urteilten die Rich-
ter. 
„Das Gerichtsurteil hat grundsätzliche 
Bedeutung und ist für die Klarstellung 
bei Versicherungsstreitigkeiten äußerst 
hilfreich“, erläutert der Präsident der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen, Dr. 
Martin Abend. Damit werde die Lebens-
erfahrung, aber auch die rechtliche Logik 
bestätigt. „Ein Dieb weiß ja in der Regel 
vor einem Fahrzeugeinbruch nicht, ob 
sich der Fahrzeugschein im Auto befin-
det. Daher steigt auch das grundsätz-
liche Diebstahlrisiko nicht.“ Dennoch rät 
die Rechtsanwaltskammer aus Vorsichts-
gründen davon ab, den Fahrzeugschein 
(jetzt Zulassungsbescheinigung Teil I) 
dauerhaft im Auto aufzubewahren.
Quelle: Urteil des Oberlandesgerichts 
Oldenburg vom 23. Juni 2010, Az.: 5 U 
153/09

Pressemitteilung vom 1.10.2010

Rechtsanwaltskammer Sachsen 
verleiht erstmalig Dr. Schaffrath-
Medaille
Drei Rechtsanwälte erhielten die 
Ehrung für besondere Verdienste in 
der Rechtspflege

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen 
(RAK) verlieh am gestrigen Donnerstag-
abend (30. September) erstmalig die Dr. 
Schaffrath-Medaille. Die Ehrung ging 
an die Rechtsanwälte Lutz Maaß, Peter 
Ströbel und Günter Kröber. Mit der Aus-

zeichnung werden ihre Verdienste um 
die Rechtspflege und insbesondere ihr 
Engagement bei der Wiedergründung 
der RAK vor nunmehr fast 20 Jahren 
sowie bei deren Entwicklung gewür-
digt. Die Ehrung erfolgte während des 
Empfangs des Landtagspräsidenten an-
lässlich der 125. Hauptversammlung der 
Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) im 
Dresdner Ständehaus. Die Laudatio vor 
den Vertretern der 28 Rechtsanwalts-
kammern und der Bundesrechtsanwalts-
kammer hielt Prof. Kurt Biedenkopf, 
erster sächsischer Ministerpräsident, 
Rechtsanwalt und Mitglied der RAK.
Lutz Maaß aus Zwickau war von Okto-
ber 1990 bis zum Frühjahr 2000 Präsi-
dent des Anwaltverbands Sachsen. Er 
war 1990 Wegbereiter für die Gründung 
sächsischer Anwaltsvereine und der 
Wiedererrichtung der RAK Sachsen. Der 
zweite Geehrte, Peter Ströbel, Rechts-
anwalt in Stuttgart, machte sich 1990 
auf den Weg nach Dresden, um dem 
Ruf zur Unterstützung beim Aufbau 
der sächsischen Rechtsanwaltskammer 
zu folgen. Dr. Günter Kröber erhält die 
Auszeichnung für sein besonderes En-
gagement als ehemaliger Kammerprä-
sident (2002 – 2007) und sein Lebens-
werk als Rechtsanwalt. Während seiner 
Tätigkeit als Präsident der RAK Sachsen 
und Beauftragter der Bundesrechtsan-
waltskammer knüpfte Kröber zudem 
vielfältige Kontakte zu den Anwaltskolle-
ginnen und -kollegen in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern.
Die Dr. Schaffrath-Medaille ist benannt 
nach Dr. Wilhelm Michael Schaffrath 
(1814-1893), dem ersten Vorsitzen-
den des Vorstands der Anwaltskam-
mer des Königreichs Sachsen, der sein 
Amt von 1879 bis 1891 inne hatte.

Pressemitteilung vom 21.10.2010

Deutsch-Tschechisches Anwaltsfo-
rum: Digitale Justiz vorantreiben
Anwaltskammern aus Sachsen, Bam-
berg und Tschechien wollen enger
kooperieren

Die Rechtsanwaltskammern Sachsens, 
Bayerns und Tschechiens wollen den Aus-
bau der digitalen Justiz in ihren Ländern 
und im grenzüberschreitenden Rechts-
verkehr vorantreiben. Zu diesem Thema 
findet am 22. und 23. Oktober 2010 in 

Leipzig das Deutsch-Tschechische An-
waltsforum statt. Die teilnehmenden 
Rechtsanwälte aus beiden Ländern wol-
len ihre Erfahrungen zu elektronischem 
Rechtsverkehr und E-Justiz austauschen 
und Möglichkeiten der Weiterentwick-
lung in diesen Bereichen diskutieren. 
„Bereits seit 2009 setzt die Justiz in der 
Tschechischen Republik auf den elektro-
nischen Rechtsverkehr. Die deutschen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
te sind gespannt auf die Erfahrungen 
der tschechischen Kollegen. “, so Dr. 
Martin Abend, Präsident der Rechts-
anwaltskammer Sachsen. Die Anwalt-
schaft unterstützt die Einführung des 
elektronischen Rechtsverkehrs in der 
Justiz. Die Umstellung des Informations-
austausches zwischen Gerichten und 
Anwaltschaft auf elektronische Kommu-
nikation kann die Verfahrensdauer, den 
Bearbeitungsaufwand und Zeit sparen. 
Der elektronische Rechtsverkehr zwi-
schen Gerichten, Rechtsanwälten und 
Staatsanwaltschaft soll perspektivisch 
den bisherigen Postversand ablösen. 
Aufgrund hoher Sicherheitsanforde-
rungen für den Austausch sensibler und 
oft zeitkritischer Dokumente müssen bei 
allen beteiligten Partnern im Justizsystem 
leistungsfähige und kompatible Hard-
ware- und Softwaresysteme eingeführt 
werden. Mit dem Anwaltsforum wollen 
die drei beteiligten Kammern auch ihre 
Zusammenarbeit intensivieren. „Vor dem 
Hintergrund immer größerer Auswir-
kungen europäischer Rechtsprechung 
auf nationales Recht möchten wir Vor-
reiter für die grenzüberschreitende An-
waltskooperation sein. Wir freuen uns, 
die tschechischen und fränkischen Kol-
legen hierfür in der Messestadt Leipzig 
begrüßen zu dürfen.“, erläutert Abend.

Pressemitteilung vom 29.10.2010

Mietkaution nur bei insolvenz-
festem Konto
Rechtsanwaltskammer Sachsen bie-
tet bei Bedarf Unterstützung

Mieter müssen erst eine vereinbarte 
Mietkaution zahlen, wenn ihr Vermieter 
ein insolvenzfestes Konto benannt hat. 
Darauf weist die Rechtsanwaltskammer 
Sachsen hin und bezieht sich auf eine 
aktuellen Entscheidung des Bundesge-
richtshofs (BGH) vom 13. Oktober 2010 



mitteilungen 04/2010

40          KAMMER aktuell 

(VIII ZR 98/10). Der Mieter muss sicher 
sein können, dass der Vermieter die Kau-
tion getrennt von seinem Vermögen an-
legt und sie so vor dem Zugriff möglicher 
Gläubiger schützt. Er muss das Kauti-
onskonto auch im Voraus benennen, da 
nach Ansicht des Gerichts kein Grund 
dafür bestehe, den vom Gesetzgeber be-
absichtigten Schutzzweck nicht bereits 
zu Beginn des Mietverhältnisses lücken-
los zu gewähren. Eine auf die Nichtzah-
lung der Kaution gestützte Kündigung 
hat der BGH aus diesem Grunde für un-
wirksam erachtet. Aufgrund der schwie-
rigen Rechtsfragen und der hiermit ver-
bundenen teils existenziellen Folgen für 
die Mieter rät die Rechtsanwaltskammer 
Sachsen, in jedem Fall vor Ausübung 
entsprechender Rechte anwaltlichen 
Rat einzuholen. Kammerpräsident Dr. 
Martin Abend: „Die Kaution im Miet-
verhältnis ist ein klassisches Sicherungs-
instrument, weshalb die Entscheidung 
des Bundesgerichtshofes folgerichtig 
ist. Es muss sichergestellt sein, dass 
ohne jede tatsächliche oder rechtliche 
Lücke diese Sicherheit vor dem Zugriff 
Dritter geschützt ist. Die Entscheidung 
schafft sowohl für die Mieter als auch 
für die Vermieter Rechtssicherheit.“

Pressemitteilung vom 3.11.2010

Rechtsanwaltskammer warnt vor 
betrügerischen E-Mails und Schrei-
ben in Sachsen

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen 
warnt vor zwei betrügerischen E-Mails 
und Schreiben, die derzeit im Freistaat 
Sachsen im Umlauf sind. Absender sind 
ein Unbekannter unter der falschen Aus-
weisung als Hamburger Rechtsanwalt 
Florian Giese im Auftrag einer Videora-
ma GmbH sowie die nicht existierende 
Rechtsanwaltskanzlei Hammerschmidt, 
Dupont & Pyrmov aus Dresden im Auf-
trag einer Firma WinPro.

Schriftlich werden die Empfänger aufge-
fordert, eine Zahlung in Höhe von 100 
Euro beziehungsweise 56, 50 Euro zu lei-
sten. Dafür werde angeblich ein Ermitt-
lungsverfahren eingestellt beziehungs-
weise es würde auf ein Mahnverfahren 
im Zusammenhang mit der angeblichen 
Nutzung eines  Gewinnspielservice ver-
zichtet.

„In beiden Fällen wird auf extrem dreiste 
Weise versucht, Bürger arglistig zu täu-

schen und sie zur ungerechtfertigten Be-
zahlung zu veranlassen. Auf den ersten 
Blick sehen die Schreiben der vermeint-
lichen Rechtsanwälte echten Zahlungs-
aufforderungen ähnlich“, erläutert Kam-
merpräsident Dr. Martin Abend. Wer als 
Bürger oder Firma derartige Schreiben 
erhalte, sollte sie auf keinen Fall beant-
worten oder eine Zahlung vornehmen. 

„Bei einem Verdacht auf Betrug kann sich 
der Betroffene an die Rechtsanwaltskam-
mer wenden.  Wir können überprüfen, 
ob die angegebenen Anwälte überhaupt 
existieren oder ein Fall von Identitätsmiss-
brauch vorliegt. Auch können wir eine 
Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt be-
nennen, den der Bürger zur rechtlichen 
Beratung aufsuchen kann.“, so Abend.

Pressemitteilung vom 5.11.2010

Rechtsanwaltskammer Sachsen 
warnt vor Anzahlungsrisiko beim 
Möbelkauf

Manchmal soll es etwas ganz Beson-
deres sein für die eigenen vier Wände: 
ein romantisches Himmelbett, ein Sofa 
mit einem ausgefallenen Design oder 
ein maßgefertigter Schrank. Nicht selten 
verlangen die Händler in solchen Fällen 
Anzahlungen von ihren Kunden. Doch 
was, wenn das Geschäft Pleite geht? 

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen rät 
zur kritischen Prüfung bei Anzahlungs-
forderungen. Kammerpräsident Dr. Mar-
tin Abend: „Eine rechtliche Grundlage 
für eine Anzahlung existiert nicht. Wir 
empfehlen daher, nach Möglichkeit eine 
Anzahlung zu umgehen. Falls dies nicht 
möglich ist, sollte sich der Kunde in je-
dem Fall eine Bankbürgschaft nachwei-
sen lassen.“ Mit einer Bankbürgschaft 
in Höhe der Anzahlung übernimmt die 
Bank das Risiko, für die Verbindlichkeiten 
ihres Kunden einzustehen. Generell gibt 
eine Bank eine Bürgschaft nur aus, wenn 
sie überzeugt ist, dass ihr Kunde auf-
grund seiner Bonität den Auftrag auch 
ausführen kann. Falls der Händler die 
Bankbürgschaft ablehnt, sollte man lie-
ber zur Konkurrenz wechseln.

Ist eine Anzahlung erfolgt und der Händ-
ler meldet Insolvenz an, so ist es ratsam, 
schnellstmöglich einen Anwalt zu kon-
taktieren. Dieser kann prüfen, ob Ansprü-
che auf Herausgabe oder „Freikauf“ des 
Möbelstücks bestehen. Die Rechtsan-

waltskammer Sachsen benennt  kompe-
tente Rechtsanwälte, die der Bürger zur 
rechtlichen Beratung aufsuchen kann.

Pressemitteilung vom 15.11.2010

Kunden dürfen Waren aus Internet-
bestellungen ausprobieren
Rechtsanwaltskammer Sachsen 
begrüßt Stärkung der Verbraucher-
rechte

Wer im Internet Waren bestellt, darf die 
georderten Produkte nach Erhalt risikolos 
ausprobieren – selbst wenn sie dadurch 
an Wert verlieren. Darauf weist aus ak-
tuellem Anlass die Rechtsanwaltskam-
mer Sachsen hin. Der Bundesgerichtshof 
(BGH) hatte sich in seiner Entscheidung 
vom 03.11.2010, VIII ZR 337/09 einmal 
mehr zu den Fragen des Rückgaberechts 
von Verbrauchern im Versandhandel ge-
äußert.

Kammerpräsident Dr. Martin Abend: 
„Den Verbraucher trifft keine Verpflich-
tung zum sogenannten Wertersatz, 
wenn er die online bestellte Ware zwar 
in Gebrauch genommen hat, dies aber 
lediglich zu Prüfzwecken tat. Wir begrü-
ßen das BGH-Urteil, werden damit doch 
die Rechte der Verbraucher gestärkt.“

In dem vom BGH zu entscheidenden Fall 
machte der Käufer von seinem 14-tä-
gigen Widerrufsrecht Gebrauch, obwohl 
er den Kaufgegenstand – ein Wasserbett 
– ausgepackt und durch Befüllen mit 
Wasser getestet hatte. Danach sandte 
er das Wasserbett zurück. Der Verkäufer 
wollte ihm jedoch nicht den gesamten 
Kaufpreis erstatten, sondern nur den 
Preis für jene Teile, die weiterverwen-
det werden konnten. Das Wasserbett 
als solches zählte er nicht dazu. Dieses 
wäre durch die Befüllung nicht mehr 
verkäuflich, weshalb nicht der gesamte 
Kaufpreis erstattet werden könnte. Das 
sahen sowohl der BGH als auch die In-
stanzgerichte anders. Sie bestätigten 
den Rückzahlungsanspruch des Käufers 
auf den vollen Kaufpreis. Das Befüllen 
des Wasserbettes sei eine zulässige Prü-
fung der Kaufsache, insofern bestehe 
kein Wertersatzanspruch des Verkäufers.
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Haushaltsbegleitgesetz 2011 – 
Änderung der InsO

Der Bundestag hat am 28.10.2010 das 
Haushaltsbegleitgesetz 2011 (BT-Drucks. 
17/3030, 17/3361) verabschiedet, 
welches in Art. 3 eine Änderung der In-
solvenzordnung vorsieht. Die ursprüng-
lich geplante Neuregelung in § 96 Abs. 
3 InsO-E, die eine Erweiterung der Auf-
rechnungsbefugnisse des Fiskus vorsah, 
ist gestrichen worden. Die BRAK hatte 
in der BRAK-Stellungnahme-Nr. 24/2010 
die vorgeschlagenen Änderungen, 
insbes. die Neuregelungen in § 55 und § 
96 Abs. 3 InsO-E, sehr kritisch bewertet.

Kostenfallen im Internet

Das BMJ hat am 29.10.2010 den Refe-
rentenentwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
zum besseren Schutz der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher vor Kostenfal-
len im elektronischen Geschäftsverkehr 
vorgestellt. Der Gesetzesentwurf sieht 
eine Pflicht zur gesonderten und deut-
lich hervorgehobenen Preisangabe und 
deren aktive Bestätigung durch den Ver-
braucher vor (sog. Buttonlösung). § 312e 
Abs. 2 BGB-E soll sicherstellen, dass ein 
Vertrag im elektronischen Geschäfts-
verkehr, der eine entgeltliche Leistung 
des Unternehmers zum Gegenstand 
hat, nur wirksam ist, wenn der Verbrau-
cher durch einen optisch und sprachlich 
deutlich hervorgehobenen Hinweis des 
Unternehmers auf den Gesamtpreis der 
Ware, etwaige Liefer- oder Versandko-
sten sowie eine vertragliche Mindestlauf-
zeit und eine automatische Vertragsver-
längerung unterrichtet wurde, und der 
Verbraucher die Kenntnisnahme aktiv 
durch Setzen eines Häkchens oder Drü-
cken eines Buttons bestätigt hat. Ist der 
Unternehmer dieser Informationspflicht 
nicht nachgekommen, so führt dies zur 
Nichtigkeit des Vertrags, mit der Folge, 
dass sich der Verbraucher im Rechtsstreit 
lediglich auf diese Rechtsfolge berufen 
muss. Im Einzelfall kann ein Verstoß des 
Unternehmers gegen die vorgenannten 
Pflichten auch zu einem Schadenersatz-
anspruch des Verbrauchers gemäß § 280 
Abs. 1 i.V.m. § 311 Abs. 2 Nr. 1 BGB füh-
ren. § 312e Abs. 2 BGB-E soll sich auf 
alle im elektronischen Geschäftsverkehr 
geschlossenen Verträge erstrecken. Eine 

Ausnahme besteht gemäß § 312 Abs. 3 
BGB-E für diejenigen Verträge, die durch 
wechselseitige E-Mail-Kommunikation 
abgeschlossen werden.

Reform der 
Sicherungsverwahrung

Der Bundestag hat am 29.10.2010 in 
erster Lesung über den Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuordnung des Rechts 
der Sicherungsverwahrung und zu be-
gleitenden Regelungen (BT-Drucks. 
17/3403) beraten. Durch die Neure-
gelung soll die Sicherungsverwahrung 
grundlegend reformiert werden. Die Si-
cherungsverwahrung soll zukünftig auf 
Straftäter, die wegen Straftaten gegen 
Leib, Leben und Freiheit oder wegen all-
gemeingefährlicher Straftaten verurteilt 
wurden, beschränkt werden. Die im Ur-
teil vorbehaltene Sicherungsverwahrung 
soll auf Ersttäter ausgedehnt werden und 
die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
soll durch ein Gesetz zur Therapierung 
und Unterbringung psychisch gestörter 
Gewalttäter ersetzt werden. Der Ge-
setzentwurf wurde an die Ausschüsse 
verwiesen, wobei dem Rechtsausschuss 
die Federführung übertragen wurde. 

Gegenseitige Anerkennung 
von Geldstrafen und GeldbuSSen

Am 27.10.2010 ist das Gesetz zur Umset-
zung des Rahmenbeschlusses 2005/214/
JI des Rates vom 24. Februar 2005 über 
die Anwendung des Grundsatzes der ge-
genseitigen Anerkennung von Geldstra-
fen und Geldbußen (EuGeldG) verkündet 
worden. Es ist am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft getreten. Ziel des EuGeldG 
ist es, die grenzüberschreitende Vollstre-
ckung von Geldstrafen und Geldbußen 
in der Europäischen Union zu ermög-
lichen. Das gilt für Geldsanktionen, die 
in Deutschland verhängt werden, eben-
so wie für ausländische Sanktionen. 

Gesetzesentwurf zur Umsetzung
der Dienstleistungsrichtlinie 
in der Justiz

Der Bundestag hat am 28.10.2010 den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie 

in der Justiz und zur Änderung weiterer 
Vorschriften (BT-Drucks. 17/3356 = BR-
Drucks. 539/10) in erster Lesung beraten 
und an den Rechtsausschuss zur wei-
teren Befassung verwiesen. Der Bundes-
rat hat zuvor eine Stellungnahme zu dem 
Entwurf beschlossen (BR-Drucks. 539/10 
[Beschluss]). In der BRAK-Stellungnah-
me-Nr. 20/2010 zum Referentenentwurf 
hatte die BRAK die vorgeschlagenen Än-
derungen im Wesentlichen begrüßt. Da-
rüber hinaus schlägt die BRAK eine Neu-
fassung des § 88 Abs. 3 Satz 3 BRAO 
vor, durch die das Wahlverfahren zum 
Vorstand einer Rechtsanwaltskammer 
erleichtert und sichergestellt werden 
soll, dass alle in den Kammervorständen 
vakanten Sitze tatsächlich besetzt wer-
den.

VOR-VERURTEILEN

Literarischer Wettbewerb des 
Amtsgerichts Leipzig

Bis zum 31.01.2011 können Schüler der 
Mittelschulen und Gymnasien in Leipzig 
Beiträge zum Thema „VOR-VERURTEI-
LEN“ als Aufsatz (Erzählung oder Be-
richt), Gedicht oder auch als Comic oder 
Cartoon einreichen. Sie werden durch 
eine Jury für die Klassenstufen 5/ 6, 7/ 8, 
9/ 10 und 11/ 12 getrennt bewertet. Die 
besten Arbeiten werden ausgezeichnet 
und veröffentlicht. Die Gewinner erhal-
ten im Rahmen einer Festveranstaltung 
schöne Sachpreise, die Schule mit den 
meisten Beiträgen erhält als Sonder-
preis eine Werksführung. Die Beiträge 
können per E-Mail (verwaltung-P@agl.
jusitz.sachsen.de) oder schriftlich an das 
Amtsgericht Leipzig gesandt werden. 
Die Geschichten und Gedichte sollen 
nicht länger als eine Seite DIN A4, die 
Comics/ Cartoons nicht länger als drei 
Seiten sein.

Der wissenschaftlich begleitete Wettbe-
werb wird gefördert vom Sächsischen 
Staatsministerium der Justiz und für Eu
ropa, der Leipziger Volkszeitung, Por-
sche Leipzig, Belantis sowie der Sparkas-
se Leipzig und unterstützt von der Säch-
sischen Bildungsagentur Leipzig.

Aus der Gesetzgebung
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1. �15 % lineare und strukturelle 
Gebührenerhöhung gefordert – 
gemeinsamer Forderungskatalog 
von BRAK und DAV

Die letzte strukturelle Änderung des 
Rechtsanwaltsgebührenrechts erfolgte 
zum 01.07.2004, die letzte lineare An-
passung der Gebühren zum 01.07.1994. 
Eine weitere Anpassung ist nunmehr 
überfällig. DAV und BRAK sind sich ei-
nig, dass das Anpassungsvolumen 15% 
betragen muss und sich aus strukturellen 
Änderungen und einer linearen Anpas-
sung der Gebühren zusammensetzen 
sollte.

Die Gebührenausschüsse von DAV und 
BRAK wollen gemeinsam vorgehen und 
einen Forderungskatalog erarbeiten, der 
der Bundesjustizministerin überreicht 
werden soll. 

Ausgegangen wurde von der Erkenntnis, 
dass die Strukturreform der Rechtsan-
waltsvergütung, die mit dem RVG am 
01.07.2004 in Kraft getreten ist, sich 
nur für einen Teil der Anwaltschaft po-
sitiv ausgewirkt hat. Diejenigen Rechts-
anwälte, die auf Rechtsgebiete speziali-
siert sind, in denen regelmäßig Beweis-
aufnahmen anfallen, wurden jedoch 
durch das RVG wegen des Wegfalls der 
Beweisgebühr benachteiligt. Es ist nun-
mehr an der Zeit, einen Ausgleich durch 
die lineare Anhebung der Gebühren zu 
schaffen. 

Seitens der BRAK werden folgende Än-
derungen diskutiert:

• �Einigungsgebühr bei Ratenzah-
lungsvergleichen

In die Anmerkung zu Nr. 1000 RVG 
sollte ein Hinweis auf § 779 Abs. 2 
BGB aufgenommen werden. 

• �Abschaffung der Schwellengebühr 
in den Nrn. 2300, 2301, 2400 und 
2401 VV RVG

Die Anmerkungen zu den Nrn. 2300, 
2301, 2400 und 2401 VV RVG soll-
ten gestrichen werden. 

• �Terminsgebühr für Beweistermine
In Teil 3 Abschnitt 1 des Vergütungs-
verzeichnisses sollte eine zusätzliche 
Bestimmung aufgenommen wer-
den, dass sich die Terminsgebühr für 

jede Teilnahme an einem Termin zur 
Durchführung einer Beweisaufnah-
me um 0,3 erhöht. Mehrere Erhö-
hungen dürfen einen Gebührensatz 
von 2,0 nicht überschreiten.

• �Gebühren des Hauptbevollmäch-
tigten bei Einschalten eines Unter-
bevollmächtigten

Abs. 1 der Anmerkung zu Nr. 3105 
VV RVG wird um folgende Nr. 3 er-
gänzt: „3. der Rechtsanwalt den Ter-
min durch einen Vertreter im Sinne 
der Nrn. 3401, 3402 RVG wahrneh-
men lässt.“

• �Zusätzliche Verfahrensgebühr für 
Tatbestandsberichtigungsanträge 

Es sollte eine zusätzliche Verfahrens-
gebühr in Höhe von 0,3 für Tatbe-
standsberichtigungsanträge einge-
fügt werden. 

• �Verfahrensgebühr für Verfahren 
nach § 321 und § 321a ZPO

In Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 
6 des Vergütungsverzeichnisses soll-
te jeweils eine eigene Verfahrensge-
bühr in Höhe von 0,5 für Verfahren 
nach § 321 und 321a ZPO aufge-
nommen werden. Bei Betragsrah-
mengebühren soll die Gebühr 20 bis 
30 Euro betragen. 

• �Zusätzliche Verfahrensgebühr für 
Fälle der Streitverkündung

Für Fälle der Streitverkündung soll-
te eine eigene Verfahrensgebühr in 
Höhe von 0,8 in der ersten Instanz 
und 1,1 in der Berufungsinstanz ein-
geführt werden. Die Gebührenkap-
pung nach § 15 Abs. 3 RVG sollte 
dabei beachtet werden. Die Verfah-
rensgebühr sollte für Fälle der Streit-
verkündung bei Betragsrahmenge-
bühren 20 bis 320 Euro betragen.

• �Gerichtsnahe Mediation
Es wird angeregt, in § 17 Nr. 7 RVG 
eine Klarstellung aufzunehmen, dass 
die gerichtsnahe Mediation gegen-
über der gerichtlichen Tätigkeit eine 
eigene Angelegenheit ist. In Nr. 2303 
VV RVG sollte die Teilnahme an der 
gerichtsnahen Mediation zusätzlich 
aufgenommen werden. 

• �Terminsgebühr bei Vergleich ohne 
mündliche Verhandlung vor dem 
Sozialgericht

Anmerkung 1 zu Nr. 3106 ff. VV RVG 
wird wie folgt ergänzt: „oder in ei-
nem solchen Verfahren ein schriftli-
cher Vergleich geschlossen wird.“

• �Beschwerdeverfahren gegen den 
Rechtszug beendende Entschei-
dungen

Es wird vorgeschlagen, in Abs. 1 Nr. 
2 der Vorbemerkung 3.2.1 die enu-
merativ aufgezählten Verfahren in 
den Buchstaben a) bis c) ersatzlos zu 
streichen.
Alternativ wird vorgeschlagen, Abs. 
1 Nr. 2 der Vorbemerkung 3.2.1 wie 
folgt zu ergänzen: 
„d) im Verfahren der sofortigen Be-
schwerde nach § 12 SpruchG, 
e) im Verfahren über die Beschwerde 
und die weitere Beschwerde in Erb-
scheinsverfahren,
f) im personalvertretungsrechtlichen 
Beschlussverfahren,
g) im Verfahren über eine verwal-
tungsrechtliche Rechtsbeschwerde 
über ein abgelehntes Eilverfahren 
nach § 80a Abs. 3 VwGO.“

• �Gebühren in Verfahren vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte

Es wird angeregt, § 37 Abs. 1 Satz 
1 RVG wie folgt zu ändern: „ (...) vor 
dem Bundesverfassungsgericht, dem 
Verfassungsgericht (Verfassungsge-
richtshof, Staatsgerichtshof) eines 
Landes oder dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte: (...)“

• �Einverständliche Erledigung des 
Strafverfahrens durch Strafbefehl

Abs. 1 der Anmerkung zu Nr. 4141 
VV RVG wird durch folgende Nr. 4 
ergänzt: „4. wenn unter Einbezie-
hung des Verteidigers ein Strafbefehl 
ergeht und gegen diesen kein Ein-
spruch eingelegt wird.“

• �Anhebung der  
Kilometer-Pauschale

Es wird angeregt, die Kilometer-Pau-
schale in Nr. 7003 VV RVG von 0,30 
Euro auf 0,50 Euro zu erhöhen. 

Gebührensplitter
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In den Forderungskatalog nicht unmit-
telbar aufgenommen wurde die Forde-
rung nach einer zusätzlichen 10%tigen 
linearen Erhöhung der Gebühren im So-
zialrecht. Hierzu existiert im Bundesjus-
tizministerium bereits eine Arbeitsgrup-
pe, der bekannt ist, dass im Sozialrecht 
faktisch seit 1994 keine Gebührenerhö-
hung eingetreten, sondern im Gegenteil 
eine Abwertung im Verhältnis zu den 
Lebenshaltungskosten erfolgt ist. Der 
BRAK-Gebührenausschuss hat sich in 
seiner Sitzung im Oktober 2010 mit dem 
Thema befasst und u.a. folgende Punkte 
angesprochen: 

• �Verfahren im einstweiligen Rechts-
schutz unterliegen im Sozialrecht, wie 
auf anderen Rechtsgebieten, einer fal-
schen Bewertung, wenn Umfang und 
Schwierigkeit als unterdurchschnittlich 
angesehen werden. Es müsste umge-
kehrt die Eilbedürftigkeit und der hohe 
ad-hoc-Aufwand, bei dem in einer An-
waltskanzlei alles andere liegen blei-
ben muss, Berücksichtigung finden.

• �Problematisch ist im Sozial-, wie aber 
auch im Verwaltungsrecht, der niedri-
gere Gebührenrahmen bei Tätigkeiten 
im Vorverfahren und im eigentlichen 
verfahren. § 15 a RVG sollte geändert 
werden.

• �Bei der Terminsgebühr erscheint pro-
blematisch, dass die Rechtsprechung 
nicht immer erkennt, dass die Termins-
gebühr keine Anwesenheitsgebühr ist, 
ihre Höhe also nicht von der Dauer des 
Termins abhängt. Insoweit erscheint 
eine gesetzgeberische Klarstellung als 
erforderlich.

• �Unzutreffend geht ein Teil der Recht-
sprechung auch davon aus, dass die 
Befassung mit mindestens einem Gut-
achten im Sozialrecht üblich und daher 
durchschnittlich sei. Dies ist aber nicht 
richtig, da 70% der Verfahren vor den 
Sozialgerichten ALG-II-Verfahren sind, 
in denen in der Regel kein Gutachten 
vorgelegt wird. Die mittlere Terminsge-
bühr kann also auch ohne Befassung 
mit einem Gutachten erreicht werden. 

2. �Chemnitzer Tabelle des Landesso-
zialgerichts

Der 6. (Kosten-) Senat des Landessozial-
gerichts Chemnitz hat einen Punkteka-
talog zur typisierten und standardisier-

ten Vergütung bei sozialgerichtlichen 
Verfahren entwickelt, an dem sich zu-
nehmend die Sozialgerichte im Bezirk 
des Landessozialgerichts orientieren (s. 
hierzu FAin für SozR und MedR Christi-
na Manthey, KAMMERaktuell 01/2010, 
16). Dieser Punktekatalog steht in Wi-
derspruch zu den gesetzlichen Regelun-
gen nach § 14 Absatz Abs.1 RVG und 
den unter Nrn. 3102, 3103 und 3204 VV 
RVG für die sozialgerichtlichen Verfahren 
geregelten Rahmengebühren. Bei der 
BRAK-Gebührenreferentenkonferenz 
am 30.10.2010 in Saarbrücken war die 
Entscheidung des Sächsischen Landesso-
zialgerichts vom 31.3.2010 zu Aktenzei-
chen L 6 AS 99/10 B KO Gegenstand der 
Verhandlung. Es wurde eine einheitliche 
Auffassung aller BRAK-Gebührenrefe-
renten festgestellt, dass die sogenannte 
Chemnitzer Tabelle rechtswidrig ist. Es 
solle bei geeigneten Verfahren erwo-
gen werden, Verfassungsbeschwerde 
zu erheben. Der Vorstand der Rechtsan-
waltskammer Sachsen wird sich mit der 
Thematik weiter befassen. Kollegen, die 
Verfassungsbeschwerde erheben oder 
hierfür Unterstützung benötigen, kön-
nen sich gerne an die Vergütungsrechts-
abteilung beim Vorstand der Rechtsan-
waltskammer Sachsen werden.

3. �restriktive Beratungshilfebewilli-
gung

Von vielen Kollegen wird Beschwerde 
geführt, dass es zunehmend schwieriger 
wird, Beratungshilfe überhaupt zu erlan-
gen und wenn ein Berechtigungsschein 
erteilt ist, die Beratungshilfe mit einem 
noch verhältnismäßigen Aufwand, ohne 
lange Begründungsschriftsätze, auch zu 
erhalten. Als besonders problematisch 
erscheint es, wenn Kollegen, die sich auf 
Schuldner- und Insolvenzberatung spe-
zialisiert haben, nun nicht mehr auf der 
Grundlage von Beratungshilfe abrechnen 
können, da ihre Mandanten bei Bean-
tragung von Beratungshilfe auf die vor-
rangige Inanspruchnahme von Schuld-
nerberatungsstellen verwiesen werden. 
Immerhin betreuen diese spezialisierten 
Kollegen ein Klientel, das typischerweise 
auf Beratungshilfe angewiesen ist. Wird 
Beratungshilfe versagt, wird den Kolle-
gen eine wesentliche Arbeits- und Ein-
kommensgrundlage entzogen. 

Schuldnerberatungsstellen im übrigen 
werden aus Landesmitteln finanziert. 
Es bleibt sich eigentlich gleich, ob die 

Finanzierung aus dem Etatposten der 
Beratungshilfe oder aus dem Etatposten 
für die Schuldnerberatung erfolgt. Wenn 
aber die Bewilligung von Beratungshilfe 
von der vorherigen Inanspruchnahme ei-
ner Schuldnerberatungsstellen abhängig 
gemacht wird, so stellt dies einen Eingriff 
in die Freiheit der anwaltlichen Berufs-
ausübung dar. 

Wegen dieser und weiterer Probleme im 
Zusammenhang mit der Verweigerung 
von Beratungshilfe führen verschiedene 
Kollegen derzeit Verfassungsbeschwer-
den. Teilweise sind die Verfassungsbe-
schwerden dem Kammervorstand zur 
Verfügung gestellt worden, damit Kolle-
gen, die ebenfalls Verfassungsbeschwer-
de erheben wollen, sich an der Argu-
mentation orientieren und diese dann 
konstruktiv ergänzen können. Es wäre 
sinnvoll, wenn die Vergütungsrechts-
abteilung beim Vorstand der Rechtsan-
waltskammer Sachsen über einschlägige 
Verfahren und deren Ergebnisse unter-
richtet werden würde.

Roland Gross, Leip-
zig, Vizepräsident, 
Vorsitzender der 
Vergütungsrechtsab-
teilung, Fachanwalt 
für Arbeitsrecht
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Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Beschluss vom 13.09.2010 
(AnwZ(P) 1/09) geklärt, dass die Satzungsversammlung bei der 
Bundesrechtsanwaltskammer auch die Details der Kanzlei bei 
einer Zweigstelle regeln darf.

Der Anwaltssenat hat damit den Bescheid des BMJ vom 
30.09.2009 aufgehoben, mit dem das Ministerium die von der 
Satzungsversammlung am 15.06.2009 beschlossene Ände-
rung von § 5 BORA für unwirksam erklärt hatte. Der Anwalts-
senat sah in § 59b Abs. 2 Nr. 1 lit. b) BRAO eine ausreichende 
Ermächtigungsgrundlage, um auch die inhaltlichen Anforde-
rungen an eine Kanzlei in Form einer Zweigstelle zu regeln.

§ 5 BORA lautet daher wie folgt:

„Kanzlei und Zweigstelle
Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die für seine Berufsausübung 
erforderlichen sachliche, personellen und organisatorischen 
Voraussetzungen in Kanzlei und Zweigstelle vorzuhalten.“ 

Die Änderung tritt nach Veröffentlichung in den BRAK-Mittei-
lungen in Kraft.

Fachanwaltsausschüsse der Rechtsanwaltskammer Sachsen 

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Sachsen bestellte folgendes Mitglied 
des Fachanwaltsausschusses: 

am 20.10.2010

Fachanwaltsausschuss 
Verwaltungsrecht  

- Wiederbestellung -
RA Dr. Andreas Maier, Meißen

Wir danken dem Kollegen für sein ehrenamtliches Engagement.

BGH: Die Satzungsversammlung darf Vorgaben zur Zweigstelle regeln

fachanwaltschaft 04/2010

Neue Fachanwälte

Verkehrsrecht 
RAin Katrin Bodusch Leipzig Köhler & Kirsche
RA Tim Küchenmeister Dresden Köhler & Kirsche
RA Patrick Scheinpflug Aue Dr. Bock & Collegen
RAin Katrin Stärk Borna Kaufmann & Stärk

Medizinrecht
RA Marc Sendowski Leipzig Rechtsanwälte Kiesgen-Millgramm
RA Ernst-Bernd Wischeropp Dresden Meyer Wischeropp & Sümke

Steuerrecht
RA Kenneth Köth Dresden
RA Conny Ochsmann Zwickau
RAin Kristin Schubert Leipzig

Agrarrecht
RA Falk Schüttig Leipzig Barran & Partner
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Insolvenzrecht
RA Lars Birkigt Dresden Heumann Rechtsanwälte
RAin Grit Rademacher Leipzig Schultze & Braun Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Sozialrecht
RAin Antje Nußmann Chemnitz Dr. Bock &  Collegen
RA Hans-Christian Schreiber Dresden Schreiber Spank Rechtsanwälte

Familienrecht
RA Jörg Krug Großenhain Anwaltskanzlei Krug
RA Steffen Schreiber Dresden Rahle Schreiber Seide & Gumprich

Verwaltungsrecht
RA Hans Wolfram Kessler Leipzig Redeker Sellner Dahs

Versicherungsrecht
RA Thomas Weitz Leipzig Dr. Fingerle Rechtsanwälte

Bau- und Architektenrecht
RA Andreas Krug Chemnitz Handschumacher Krug Merbecks
RAin Dr. Manja Mergner Leipzig Kurz Schmuck Rechtsanwälte
RA Dirk Nerger-Baumgart Chemnitz Nerger-Baumgart & Kollegen
RA Mario Studnicka Chemnitz Dietz & Studnicka
RA Martin Voigtmann Leipzig Hafkesbrink & Kühne
RA Dietmar Zunft Dresden Zunft & Starke

Strafrecht
RAin Diane Kirschkowski Leipzig
RA Heino Specht Dresden

Arbeitsrecht
RAin Anja Hoffmann Leipzig Hoffmann Partnerschaftsgesellschaft
RAin Annett Kühnemann Bautzen Dr. Schöne + Pfuhl-Schubert Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
RAin Coralie Peters Leipzig
RAin Dr. Dagmar Unger-Hellmich Leipzig CMS Hasche Sigle
RA Alexander Zorn Leipzig Fautz Zorn Rechtsanwälte

Miet- und Wohnungseigentumsrecht
RAin Katja Beck Dresden Kleikamp Thom & Meyer
RA Wolfgang Pegenau Dresden Peters & Partner
RAin Annett Teichmann Borna

Bank- und Kapitalmarktrecht
RA Jörg Neuhaus Leipzig Kahlert & Padberg

Rechtsprechung 04/2010

Abzugsfähigkeit und Aufteilung von gemischt veranlassten Reisen

Die Abzugsfähigkeit von Reisen, die 
beruflich veranlasst sind, wie bspw. 
Fortbildungs- und Weiterbildungsveran-
staltungen, war jahrelang sehr stark um-
stritten. Der BFH hat sich in diesem Jahr 
in zwei Urteilen mit dieser Problematik 
auseinandergesetzt und die bisherige 
Rechtsprechung aufgegeben (BFH Urteil 
vom 21.04.2010 – VI R 5/07 und BFH Ur-
teil vom 21.04.2010 – VI 66/04), die eine 
Abzugsfähigkeit dieser Kosten als Wer-
bungskosten nur dann bejahte, wenn die 

Reisen ausschließlich beruflich veranlasst 
waren.
Aufwendungen für die Hin- und Rück-
reise von gemischt veranlassten Reisen 
können grundsätzlich in abziehbare 
Werbungskosten und nicht abziehbare 
Werbungskosten  nach Maßgabe der be-
ruflich und privat veranlassten Zeitanteile 
der Reise aufgeteilt werden, wenn die 
beruflich veranlassten Zeitanteile fest-
stehen und nicht von untergeordneter 
Bedeutung sind. 

Es sind daher die Kostenbestandteile der 
Reise zu trennen nach denen, die dem 
privaten und die, die dem beruflichen 
Bereich zuzuordnen sind. Für die Reise-
kosten, die dem beruflichen und dem 
privaten Teil zuzuordnen sind, ist eine 
Aufteilung nach dem Verhältnis der be-
ruflichen und privaten Zeitanteile vorzu-
nehmen. An- und Abreisetag sind nur 
dann zu berücksichtigen, so der VI. Se-
nat, wenn diese Tage zumindest teilwei-
se für die beruflichen Unternehmungen 
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Weitere Rechtsprechung

Entscheidungen des OLG Dresden

Nachfolgend informieren wir über aktuelle Entscheidungen des OLG Dresden. Wir teilen hier den jeweiligen Leitsatz 
der Entscheidung und das dazugehörige Aktenzeichen mit. Die vollständige Entscheidung kann in der Geschäftsstel-
le abgefordert werden.

Leisatz:

Im Falle einer übereinstimmenden Erle-
digungserklärung im Verfahren vor der 
Vergabekammer eröffnet § 128 Abs. 3 
Satz 5 GWB die Möglichkeit einer Ermes-
sensentscheidung sowohl für die Kosten 
der Vergabekammer als auch die Kosten 
der Beteiligten.

Beschluss des Vergabesenats des OLG 
Dresden vom 10.08.2010 
Aktenzeichen: WVerg 0008/10
1/SVK/018-10 Landesdirektion Leipzig 

Leitsätze:

1. Die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs, dass nationale Rechts-
vorschriften, welche die Dauer von Fri-
sten für den Zugang eines Bieters zum 
Vergabenachprüfungsverfahren in das 
freie Ermessen des zuständigen Richters 
stellten, mit dem Gemeinschaftsrecht 
unvereinbar seien, steht der (weiteren) 
Anwendbarkeit von § 107 Abs. 3 Nr. 1 
GWB nicht entgegen.

2. Es ist einem Bieter vergaberechtlich 
nicht generell untersagt, bei der Erar-

beitung eines Angebots Verluste von 
vornherein einzukalkulieren, solange er 
trotzdem Gewähr für eine zuverlässige 
Ausführung des Auftrags bietet und mit 
seiner Offerte nicht die Absicht zielge-
richteter Verdrängung eines Konkur-
renten vom Markt  (nicht nur bei dem 
konkreten Beschaffungsvorhaben) ver-
folgt.

Beschluss des Vergabesenats des OLG 
Dresden vom 07.05.2010 
Aktenzeichen: WVerg 0006/10
1/SVK/0007-10 Landesdirektion Leipzig 

zur Verfügung stehen. Sei dieses nicht 
der Fall müssen diese Tage neutral be-
handelt werden.
Fazit : Die Rechtsprechung des BFH 
ist zu begrüßen, denn Fortbildungen 
mit touristisch geprägten Programm-
punkten sind heute eher Standard. 
Der Steuerpflichtige ist nunmehr nur 
noch in der Pflicht nachzuweisen, 

welche Gründe Anlaß für die Reise 
waren und wie die Aufteilung der 
beruflich und der privaten Zeitan-
teile sich gestaltete. Dieses kann in 
der Regel anhand der Tagesordnung 
bei Seminaren erfolgen. Die Ent-
wicklung zur Berücksichtigung der 
An- und Abreisetag wird abzuwar-
ten sein.

Kerstin Bontschev, 
Dresden, Mitglied 
des Vorstandes, 
Fachanwältin für 
Steuerrecht

EuGH-Urteil in der Rechtssache 
Akzo Nobel (C-550/07P) 

Vertraulichkeit der Kommunikation 
zwischen Mandant und Syndikusan-
walt ist eingeschränkt
Der Gerichtshof kommt zu dem Ergeb-
nis, dass im Bereich des europäischen 
Kartellrechts der unternehmensinterne 
Schriftwechsel mit einem Syndikusan-
walt nicht durch die Vertraulichkeit der 
Kommunikation zwischen Mandant und 
Rechtsanwalt geschützt wird. Nach Auf-
fassung des Gerichtshofes genießt ein 
Syndikusanwalt trotz seiner Zulassung 
als Rechtsanwalt und der ihm aufer-
legten berufsrechtlichen Bedingungen 
nicht denselben Grad an Unabhängig-
keit von seinem Arbeitgeber wie der in 
einer externen Anwaltskanzlei tätige 
Rechtsanwalt. Der Syndikusanwalt kön-
ne schon deshalb nicht mit einem exter-

nen Rechtsanwalt gleichgestellt werden, 
weil er sich in der Situation eines abhän-
gig Beschäftigten befindet, die es nicht 
zulässt, dass er von seinem Arbeitgeber 
verfolgte Geschäftsstrategien außer Acht 
lässt und daher nicht beruflich unabhän-
gig handeln kann. Der Gerichtshof folgte 
damit den am 29. April 2010 von der Ge-
neralanwältin Juliane Kokott vorgelegten 
Schlussanträgen. Im zugrunde liegenden 
Fall hatte die Europäische Kommission in 
einem Kartellrechtsverfahren in dem nie-
derländischen Unternehmen Akzo Nobel 
Chemicals Ltd. die Korrespondenz zwi-
schen der Unternehmungsführung und 
einem Syndikusanwalt, der zugleich in 
den Niederlanden zugelassener Anwalt 
war, beschlagnahmt. Die Kommission 
lehnte den Antrag des Unternehmens 
ab, die streitigen Unterlagen den Schutz 
der Vertraulichkeit der Kommunikation 
zwischen Rechtsanwalt und Mandanten 

zu gewähren. Das Europäische Gericht 
erster Instanz (EuG), hatte in seinem Ur-
teil das Berufsgeheimnis verneint. Der 
EuGH entschied nun über das Rechts-
mittel gegen dieses Urteil. 
Bereits im Urteil AM & S /Kommission 
hat sich der EuGH zum Geltungsbereich 
des Schutzes der Vertraulichkeit der 
Kommunikation zwischen Rechtsanwalt 
und Mandant geäußert und entschie-
den, dass dieser vom gleichzeitigen Vor-
liegen zweier Voraussetzungen abhängt. 
Zum einen muss der Schriftwechsel mit 
dem Rechtsanwalt mit der Ausübung 
des „Rechts des Mandanten auf Ver-
teidigung“ im Zusammenhang stehen 
und zum anderen muss es sich um einen 
Schriftwechsel handeln, der von „un-
abhängigen Rechtsanwälten“ ausgeht, 
d.h. von „Anwälten, die nicht durch ein 
Dienstvertrag an den Mandanten ge-
bunden sind“. Der EuGH stützt sich in 
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seinem jetzigen Urteil auf diese Recht-
sprechung. Er führt zur zweiten Voraus-
setzung aus, dass die Unabhängigkeit 
des Rechtsanwaltes auf seiner Funktion 
als ein Mitgestalter der Rechtspflege 
beruht, der in völliger Unabhängigkeit 
und in deren vorrangigem Interesse den 
Mandanten rechtliche Unterstützung zu 
gewähren hat. Das Erfordernis der Unab-
hängigkeit setzt damit das Fehlen jedes 
Beschäftigungsverhältnisses zwischen 
Rechtsanwalt und Mandanten voraus, 
so dass sich der kraft des Grundsatzes 
der Vertraulichkeit gewährte Schutz 
nicht auf den unternehmensinternen 
Schriftwechsel mit dem Syndikusanwalt 
erstreckt. 

(Quelle: BRAK)
EuGH, Urteil vom 14.09.2010 – 
C-550/07 P; AnwBl. 2010, 796

BVerfG: Überlange Verfahrensdau-
er in sozialgerichtlichem Verfah-
ren

Die Dauer des sozialgerichtlichen 
Klageverfahrens von knapp vier Jah-
ren genügt den Anforderungen des 
Art. 19 Abs. 4 GG nicht.
Bei der verfassungsrechtlichen Beurtei-
lung der Frage, ab wann ein Verfahren 
unverhältnismäßig lange dauert, sind 
sämtliche Umstände des Einzelfalls zu 
berücksichtigen, insbesondere die Na-
tur des Verfahrens und die Bedeutung 
der Sache für die Parteien, die Auswir-
kungen einer langen Verfahrensdauer 
für die Beteiligten, die Schwierigkeit der 
Sachmaterie, das den Beteiligten zuzu-
rechnende Verhalten, insbesondere Ver-
fahrensverzögerungen durch sie, sowie 
die gerichtlich nicht zu beeinflussende 
Tätigkeit Dritter, vor allem der Sachver-
ständigen (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. 
Kammer des Ersten Senats vom 20. Juli 
2000 - 1 BvR 352/00 -, NJW 2001, S. 214 
<215>). Dagegen kann sich der Staat 
nicht auf solche Umstände berufen, die 
in seinem Verantwortungsbereich liegen 
(vgl. BVerfG, Beschluss der 3. Kammer 
des Ersten Senats vom 14. Oktober 2003 
- 1 BvR 901/03 -, NVwZ 2004, S. 334 
<335>).
In dem sozialgerichtlichem Verfahren 
ging es um die Frage, ob der Kläger 
krankenversichert ist oder nicht.
Durch die Handhabung der Verfahrens-
last durch das Sozialgericht werden die 
Grundrechte der Rechtsuchenden allge-
mein vernachlässigt und die Bedeutung 
der Garantie effektiven Rechtschutzes 

verkannt. Sowohl die Antworten der 
Kammervorsitzenden auf die Sach-
standsanfragen des Beschwerdeführers 
als auch die Stellungnahme des Nieder-
sächsischen Justizministeriums deuten 
darauf hin, dass die Verfahrensverzö-
gerung einer starken Belastung bezie-
hungsweise Überlastung des Gerichts 
erster Instanz zuzuschreiben ist, die zu 
einem grundsätzlichen Versagen ef-
fektiven Rechtsschutzes durch generell 
überlange Dauer der Verfahren in der 
betroffenen Kammer führt.

BVerfG, 1 BvR 331/10 vom 24.8.2010,

BVerwG: Gebührenpflicht für in-
ternetfähige PCs 

Das Bundesverwaltungsgericht hat am 
27.10.10 in drei Fällen entschieden, dass 
internetfähige PCs rundfunkgebühren-
pflichtig sind. 

Zum Hintergrund: Die Rundfunkan-
stalten sind der Ansicht, dass die Besitzer 
von internetfähigen PCs Rundfunkge-
bühren zahlen müssen, weil sich mit den 
Geräten Sendungen empfangen lassen, 
die mit sog. Livestream in das Internet 
eingespeist werden. Die Rundfunkge-
bühr wird allerdings dann nicht verlangt, 
wenn der Besitzer bereits über ein ange-
meldetes herkömmliches Rundfunkgerät 
in derselben Wohnung oder in dem-
selben Betrieb verfügt (sog. Zweitgeräte-
Befreiung). Von den drei Klägern waren 
zwei Rechtsanwälte, die in ihren Büros 
kein angemeldetes Rundfunkgerät bereit 
hielten, aber dort jeweils internetfähige 
PCs besaßen. 
Der 6. Senat des Bundesverwaltungs-
gerichts hat nun die Revisionen der 
Kläger gegen abschlägige Urteile der 
Vorinstanzen zurückgewiesen. Bei in-
ternetfähigen PCs handele es sich um 
Rundfunkempfanggeräte i. S. d. Rund-
funkgebührenstaatsvertrages, so das 
Bundesverwaltungsgericht. Für die Ge-
bührenpflicht komme es nach dessen 
Regelungen lediglich darauf an, ob die 
Geräte zum Empfang bereit gehalten 
werden, nicht aber darauf, ob der Inha-
ber tatsächlich Radio- bzw. Fernsehsen-
dungen mit dem Rechner empfängt. Es 
sei auch unerheblich, ob der PC mit dem 
Internet verbunden sei, wenn er tech-
nisch überhaupt dazu in der Lage ist, so 
die Auffassung des Bundesverwaltungs-
gerichts. Diese Rechtslage, die sich aus 

dem Rundfunkgebührenstaatsvertrag er-
gebe, verstoße auch nicht gegen höher-
rangiges Recht. Insbesondere verletze sie 
nicht die Rechte der Kläger auf Freiheit 
für Information (Art. 5 Abs. 1 GG) und 
der Berufsausübung (Art. 12 Abs. 1 GG) 
und den Gleichbehandlungsgrundsatz 
(Art. 3 Abs. 1 GG).
Zwar greife die Erhebung von Rundfunk-
gebühren für internetfähige PCs in die 
Grundrechte der Kläger aus Art. 5 Abs. 1 
und Art. 12 Abs. 1 GG ein, indem sie die 
Rundfunkgebührenpflicht an die (jeden-
falls auch) beruflichen informatorischen 
Zwecken dienenden Nutzung oder auch 
nur dem Besitz der Rechner knüpfe. Je-
doch sei dieser Eingriff gerechtfertigt 
durch die Finanzierungsfunktion der 
Rundfunkgebühren für die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten, die 
ebenfalls verfassungsrechtlich begründet 
werde.
Der Eingriff sei auch nicht unverhältnis-
mäßig, sondern von der Typisierungs-
befugnis des Gebührengesetzgebers 
gedeckt. Zudem ist nach Ansicht des 
Bundesverwaltungsgerichts der Gleich-
behandlungsgrundsatz vom Rundfunk-
gebührenstaatsvertrag nicht verletzt. Es 
würden zwar insofern ungleiche Sach-
verhalte gleich behandelt, als die her-
kömmlichen monofunktionalen Rund-
funkempfangsgeräte mit den multifunk-
tionalen internetfähigen PC gebühren-
rechtlich gleich behandelt würden. Ent-
scheidend für die Gebührenerhebung sei 
jedoch nicht die technische Unterschied-
lichkeit der Empfangsgeräte, sondern die 
gleiche Möglichkeit zum Empfang von 
Rundfunksendungen durch diese ver-
schiedenartigen Geräte. 
Der Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 
GG verlange für das Abgabenrecht, 
dass die Gebührenpflichtigen durch ein 
Gebührengesetz rechtlich und tatsäch-
lich gleich belastet werden. Wenn die 
Gleichheit im Belastungserfolg durch die 
rechtliche Gestaltung des Erhebungsver-
fahrens prinzipiell verfehlt werde, könne 
dies die Verfassungswidrigkeit der ge-
setzlichen Gebührengrundlage nach sich 
ziehen. Daher könnten die Rundfunkan-
stalten an der Gebührenpflichtigkeit von 
internetfähigen PCs auf Dauer nur dann 
festhalten, wenn diese sich auch tatsäch-
lich durchsetzen lasse. Insoweit werde 
der Gesetzgeber nach Ansicht des Bun-
desverwaltungsgerichts die Entwicklung 
zu beobachten haben. 

(Quelle: BRAK)
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Die Rechtsanwaltskammer Sachsen führt 
seit dem 04.11.2010 die Zusatzqualifi-
kation „Büroorganisation und -verwal-
tung“ für Auszubildende durch. Die Aus-
zubildenden erhalten die Gelegenheit, 
sich bereits während der Ausbildung 
Fachwissen anzueignen, das über die In-
halte des sächsischen Lehrplans hinaus-
geht. Die Zusatzqualifikation ist ein er-
stes Ergebnis des JOBSTARTER-Projektes 
„refaQ - Qualifizierungsmodule für 
Rechtsanwaltsfachangestellte“, mit dem 
die Rechtsanwaltskammer weiterge-
hende Qualifizierungsmöglichkeiten für 
Auszubildende schaffen will. Es handelt 
sich um ein bundesweites Pilotprojekt 
im Bereich der Ausbildung der Rechts-

anwaltsfachange-
stellten.

17 Auszubildende 
im zweiten und 
dritten Lehrjahr 
haben sich ent-
schlossen, neben 
ihrer Ausbildung 
an dieser Quali-
fizierungsmaß-
nahme teilzuneh-
men. Fachkun-
dige Dozenten 
vermitteln jeden 
Donnerstag und 
Sonnabend ver-
tiefte Kenntnisse in der Büroorganisation 
und im Rechnungswesen. Das Anforde-
rungsniveau bewegt sich auf der Höhe 
der Rechtsfachwirtausbildung. Im Febru-
ar 2011 können die Teilnehmer in einer 
Kammerprüfung ihr erlerntes Wissen 
nachweisen.

Rechtsanwalt Dr. Möllers, Vizepräsident 
der Rechtsanwaltskammer Sachsen und 
Vorsitzender des Berufsbildungsaus-
schusses, begrüßte die Teilnehmer der 
Zusatzqualifikation. Er dankte ihnen für 
ihre Bereitschaft, sich nach einem an-

strengenden Kanzlei- oder Berufsschul-
tag noch einmal zu motivieren und in 
der Kammer an der Weiterbildungsver-
anstaltung teilzunehmen. Er wertete dies 
als ein positives Zeichen: Auszubildende 
sind bereit, sich während der Ausbildung 
weiteres Wissen anzueignen.

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen wird 
im Jahr 2011 erneut die Zusatzqualifikati-
on „Büroorganisation und -verwaltung“ 
anbieten. Darüber hinaus plant sie ein 
weiteres Qualifizierungsmodul „Insol-
venzrecht“.

Start der Zusatzqualif ikation „Büroorganisation und -verwaltung“

BFH: Wirksamkeit einer Klage mit 
eingescannter Unterschrift - An-
forderungen an die Schriftform 
bei der Klageerhebung

Eine mit eingescannter Unterschrift des 
Prozessbevollmächtigten durch Telefax 
eingelegte Klage entspricht jedenfalls 
dann den Schriftformanforderungen 
des § 64 Abs. 1 FGO, wenn sie von dem 
Bevollmächtigten an einen Dritten mit 
der tatsächlich ausgeführten Weisung 
gemailt wird, sie auszudrucken und per 
Telefax an das Gericht zu senden.

BFH Urteil vom 22.6.2010, VIII R 38/08

KG: Vorrang der anwaltlichen 
Schweigepflicht gegenüber dem 
Datenschutzbeauftragten

Die Weigerung eines Rechtsanwalts 
unter Verweis auf seine anwaltliche 
Verschwiegenheitspflicht, dem Daten-
schutzbeauftragten eines Landes Aus-
kunft zu geben, stellt keine Ordnungs-
widrigkeit nach dem BDSG dar und ist 
damit nicht bußgeldbewehrt. (Leitsatz 
der Redaktion)

KG Beschluss vom 20.08.2010 
(1 Ws (B) 51/07)

LSG Bayern: Anwaltliche Vertre-
tung auch im sozialgerichtlichen 
Verfahren erforderlich
 
Nach einer Entscheidung des Landesso-
zialgerichts Bayern vom 28.06.2010 (AZ: 
L 9 AL 140/09 B PKH) ist in sozialgericht-
lichen Verfahren eine anwaltliche Vertre-
tung erforderlich. Die Mitwirkung von 
Rechtsanwälten habe sich im Interesse 
der Partei als auch im Interesse einer 
geordneten Rechtspflege als wertvoll 
erwiesen.

Aus-  & weiterbildung 04/2010

Teilnehmer der Zusatzqualifikation

Dr. Christoph Möllers, Vizepräsident, und Ma-
nuela Jurowiec, Referentin, begrüßen die er-
sten Teilnehmer
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Die Aufstiegsfortbildung wird von fol-
genden Bildungsträgern angeboten:

• �Beuth Hochschule für Technik Berlin - 
Fernstudieninstitut 
Luxemburger Straße 10, 13353 Berlin 
Tel. 030 / 45 04 21 74 
Fax: 030 / 45 04 29 74 
www.beuth-hochschule.de/fsi 

• �Euro Education Chemnitz– carrière 
GmbH, Fachbereich für Recht 
„Falke Forum“, Zwickauer Straße 16 
09112 Chemnitz,  
Tel. 0371/6313-76, -79 
Fax: 0371/6313-78 
E-Mail: bildung@euro-education.net 
Beginn: 25.08.2010 in Chemnitz  

• �IAW – Institut für berufsfördernde 
Aus- und Weiterbildung Leipzig GmbH 
Querstraße 18, 04103 Leipzig,  
Ansprechpartnerin: Frau Enders  
Tel.: 03 41 / 86 29 209 
Fax: 03 41 / 87 80 303 
E-Mail: info@iaw-leipzig.de

• �opinio – Gesellschaft für Bildungs
systeme und Kommunikation (GdbR) 
Liselotte-Herrmann-Straße 4 
02625 Bautzen 
Tel. 03 591 / 36 81 12 
Fax: 03 591 / 52 59 80 
E-Mail: bautzen@opinio-bildung.de  
oder chemnitz@opinio-bildung.de 
Beginn: �19.10.2010 in Bautzen 

20.10.2010 in Chemnitz

• �Volkshochschule im Landkreis Meißen e.V. 
Bernhard-Voß-Straße 27 
01445 Radebeul  
Tel. 0351/ 83 97 97 71 
Fax: 0351/ 83 01 476 
E-Mail: tarnowski@vhs-lkmeissen.de  
Beginn: 04.03.2011, Informationsver-
anstaltung: 07.01.2011 um 16:00 Uhr

• �Weiterbildungsakademie gGmbH 
Dresden, Medizinisches und Kaufmän-
nisches Bildungszentrum 
Heidenauer Straße 23, 01259 Dresden  
Tel. 03 51 / 20 73-448, Fax: -441 
E-Mail: ralph.haertel@wad.de  
Kurs: 10.02.2011 bis 28.02.2013 in 
Dresden 
Kosten: �130,00 € monatlich 

Meister Bafög möglich

Aufstiegsfortbildung „Geprüfte/r Rechtsfachwirt/in“

Die Entscheidung, Jugendliche auszu-
bilden, sollten Rechtsanwälte nicht un-
überlegt treffen. Sie übernehmen Ver-
antwortung für einen jungen Menschen, 
begleiten ihn in sein Arbeitsleben und 
geben ihm eine berufliche Perspektive. 
Die Rechtsanwaltskammer Sachsen ist 
bestrebt, weitere Rechtsanwälte für die 
Ausbildung von Rechtsanwaltsfachan-
gestellten zu gewinnen und unterstützt 
sie in Ihrem Entschluss, diese verantwor-
tungsvolle Aufgabe zu übernehmen. 
Die Schaffung von Ausbildungsplätzen 
bedeutet für die Anwaltschaft, einen 

wesentlichen Beitrag für die Sicherung 
des eigenen Fachkräftenachwuchses zu 
leisten und den Fachkräftebestand zu 
sichern.

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen hilft 
allen Mitgliedern bei der Suche und Aus-
wahl geeigneter Kandidaten und berät 
sie bei den wesentlichen Fragen zur Aus-
bildung. Insbesondere die jungen Kol-
leginnen und Kollegen profitieren von 
unserer Bewerberdatenbank, der pass-
genauen Vermittlung von Bewerbern, 

unserer Ausbildungsplatzübersicht und 
den Seminaren zu Ausbildungsfragen.

Sie können die spezifischen Dienstlei-
stungen der Kammer von Beginn an in 
Anspruch nehmen. Wir besuchen Sie 
gern in Ihrer Kanzlei vor Ort, um Ihre 
Fragen rund um die Ausbildung der 
Rechtsanwaltsfachangestellten zu be-
antworten. Ihre Ansprechpartner in der 
Rechtsanwaltskammer sind Manuela Ju-
rowiec und Tobias Grund (Tel.: 0351 - 31 
85 928).

Berufsstart mit der Rechtsanwaltskammer

Prüflinge insgesamt: 13, davon nicht bestanden: 2 (15,4 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde 0 1 5 5 2 0 3,62

Rechnungswesen 0 2 1 6 4 0 3,92

Fachbezogene Informationsverarbeitung 1 5 7 0 0 0 2,46

Zivilprozessrecht 0 0 1 7 4 1 4,38

Rechtsanwaltsgebührenrecht 0 0 9 4 0 0 3,31

Mündliche Prüfung 0 1 9 1 0 0 3,00

Gesamtergebnis 0 0 4 7 0 0 3,64

Ergebnisse Abschlussprüfung Rechtsanwaltsfachangestellte Herbst 2010

Teilnehmer der Zusatzqualifikation
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Neuzulassungen / Aufnahmen

RA Al Kayali Hassan 04103 Leipzig

RA-in Arndt Elisabeth Witt Roschkowski Dieckert 01097 Dresden

RA-in Bartsch Denise 09112 Chemnitz

RA Berger Jens Dr. Kreuzer & Collegen 01309 Dresden

RA-in Binder Denise
Aderhold Rechtsanwaltsgesellschaft 
GmbH

04317 Leipzig

RA Dr. Bock Tobias Michael 04103 Leipzig

RA-in Clauß Skadi Fahr-Becker & Collegen 09111 Chemnitz

RA-in Dietrich Claudia Anwaltskanzlei Michael Staude 04509 Delitzsch

RA Dr. Doms
Johannes 
Matthias

CMS Hasche Sigle 01097 Dresden

RA-in Dornblut Jana 04178 Leipzig

RA Dreßler Felix Rechtsanwaltskanzlei Seidl 01099 Dresden

RA Duckstein Andreas 01257 Dresden

RA Dürlich Malte Stein, Walther & Richter 04860 Torgau

RA-in Elger Maria Annelore 01594
Riesa / OT 
Nickritz

RA Feiertag Dirk 04249 Leipzig

RA-in Freudenberg Katja Simone Rechtsanwaltskanzlei Lorenz 08280 Aue

RA-in Fuhrmann Sabine 04229 Leipzig

RA-in Füller Susan Degen & Scholz 04109 Leipzig

RA-in Geitel Nicole Ebersberger Meisen & Coll. 08527 Plauen

RA Goertz Wolf-Dieter 01796 Pirna

RA-in Hanusa Jenny 04862 Mockrehna

RA Hartmann Stefan Paul Heinze Ramm Rechtsanwälte 04279 Leipzig

RA Herbrich Bert Battke Grünberg Rechtsanwälte 01099 Dresden

RA Dr. Hermann Mathias 04105 Leipzig

RA-in Hiller Judith 04103 Leipzig

RA Höhenwarter Jörg Michael 01187 Dresden

RA-in Jakobi Helga
Maslaton Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH

04105 Leipzig

RA-in Just Janet Döhl & Kollegen 02977 Hoyerswerda

RA Keller Michael
Dr. Schröder Rechtsanwalt und Steu-
erberater

01187 Dresden

RA-in LL.M. Koltunska Monika 02625 Bautzen

RA-in Krauß Sabrina Christin Handschumacher Krug Merbecks 08060 Zwickau

RA Krönert Christian Handschumacher Krug Merbecks 09113 Chemnitz

RA Kroupa Tino gross::rechtsanwaelte 04109 Leipzig

RA-in Krystek-Jungmichel Isabell Bischoff * Wittmann*Günther 01099 Dresden

RA-in Kühn Michaela 09120 Chemnitz

RA-in Dr. Lachmann Mary Helen Dr. Broll, Dr. Seid, Kaufmann & Partner 01307 Dresden

RA Maatz Rico 01219 Dresden

RA Markgraf
Helmut Heinrich 
Ernst

04299 Leipzig

RA-in Märtens Kristin Hannig, Ahrendt & Partner 01067 Dresden

RA M.Sc. Michel Christian Dr. Michel + Kollegen 08525 Plauen

RA-in Morgenstern Theda 04157 Leipzig
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RA Müller
Christoph Ro-
bert

Dr. Selbmann & Bergert 04275 Leipzig

RA Müller-Berndorff Jochen 04827 Machern

RA Nixdorf Thomas Buder & Mühlbauer 01309 Dresden

RA Noltze Karl Petersen Gruendel 09112 Chemnitz

RA Pietsch Holger Schalast & Partner Rechtsanwälte 01099 Dresden

RA-in Reuter Livia Razeng Rechtsanwälte 04347 Leipzig

RA-in Riecke Antje Donath & Küllertz 02708 Löbau

RA-in Rupietta Evelyn 04158 Leipzig

RA Schenderlein Daniel 04103 Leipzig

RA-in Dr. Schild Nadine Schaffrath & Metzmacher 01219 Dresden

RA-in Schubert Katja 01097 Dresden

RA-in Schunk Isabellé Schunk Oswald Schunk Rechtsanwälte 04105 Leipzig

RA Seger Roman-Knut 01097 Dresden

RA-in Siegl Anke Kahlert & Padberg 04107 Leipzig

RA Steube
Alexander Fried-
rich

Krüger & Kettwig 01099 Dresden

RA Süß Sebastian Schulz Nickel Schulz 01219 Dresden

RA Thiede Stefan Dr. Eick und Partner 01069 Dresden

RA Dr. Wazlawik Thomas Kübler GbR 04356 Leipzig

RA Weiss Christian Anwaltskanzlei Schulte 09126 Chemnitz

RA-in Weiße Sylvia 04824
Brandis OT 
Beucha

RA Werner Matthias Dr. Eick und Partner 01069 Dresden

RA Wild Sebastian
Petersen Gruendel Rechtsanwälte 
Steuerberater

04109 Leipzig

RA-in Wünsche Sylvia 01237 Dresden

RA-in Zäper Peggy Dr. Schwarz & Kollegen 01277 Dresden

eos gmbh steuerberatungsgesellschaft rechtsanwaltsgesellschaft 01067 Dresden

Löschungen (Wechsel)

RA Börner Jürgen 09112 Chemnitz

RA Böttcher Ralf 01683 Nossen

RA Ernst Gerhard Dr. Irmisch & Kollegen 08523 Plauen

RA Hamerla Mario Schwab & Collegen 04107 Leipzig

RA-in Hartmann Eva Elisabeth 01277 Dresden

RA Hartmann Michael Valentin 01277 Dresden

RA-in Hennig Constanze Anwaltskanzlei Krause 04860 Torgau

RA Liegmann Bastian 01099 Dresden

RA Mannes Heiko 04107 Leipzig

RA Marks Patrick 02625 Bautzen

RA-in Neugebauer Kathrin 01127 Dresden

RA Paulus Roman CMS Hasche Sigle 04109 Leipzig

RA-in Persike Julia 04155 Leipzig

RA Schalk Arndt 04808 Wurzen

RA Scholz Thomas Clobes & Kollegen 04105 Leipzig

RA-in Will Christina kein Kanzleisitz
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Löschungen

RA-in Arndt Diana 00000 kein Kanzleisitz

RA Beißert Jochen 00000 kein Kanzleisitz

RA Camp Andreas Camp, Funken & Koll. 01809 Heidenau

RA Dr. Engelmann Wolfgang 01778 Geising

RA-in Hauffen Christina RAe Hauffen & Theisen 09116 Chemnitz

RA Dr. Horn Wolfgang 01445 Radebeul

RA-in Irskens Gesine Maslaton Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 04105 Leipzig

RA Iwanow Juri 01277 Dresden

RA-in Joneleit
Ewa Elisa-
beth

00000 kein Kanzleisitz

RA Junge
Oliver Jür-
gen

Ebersberger Meisen & Coll. 08056 Zwickau

RA Klameth Andreas Pöppinghaus Schneider Haas 01067 Dresden

RA-in Knüpfer Romana Gerhardt & Meschke 08258 Markneukirchen

RA-in Koch Stefanie 01099 Dresden

RA-in Kühn Sabine 02826 Görlitz

RA Kutschke David Dr. Eick und Partner 01069 Dresden

RA Mai Stefan 00000 kein Kanzleisitz

RA-in Müller Karla 08209 Auerbach

RA Pryssok Rüdiger Pryssok + Kollegen 09111 Chemnitz

RA-in Schincke-Ihbe Eva Schincke-Ihbe 00000 kein Kanzleisitz

RA-in Schindelhauer Katja 01219 Dresden

RA Schlegel Holger 08209 Auerbach

RA Dr. Tietze Michael Krüger & Kettwig 01099 Dresden

RA-in Trespe Julia Hunger & Kollegen 04318 Leipzig

RA LL.M. Weinrich Stephan 00000 kein Kanzleisitz

RA Wippich Jens 04177 Leipzig

RA-in Zimmer Silke Rechtsanwaltskanzlei Adler 00000 kein Kanzleisitz

Wir trauern um unseren 
verstorbenen Kollegen

Rechtsanwalt 
Manfred Reißler

Dresden
† 12.08.2010

Fortbildungszertif ikate

RA-in Stiehler Katrin 01069 Dresden
RA Streicher Matthias 01219 Dresden
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Mitarbeiter-Jubiläum

Die RAK Sachsen gratuliert!

Frau Martina Otto  

ist seit 20 Jahren in der Rechtsanwaltskanzlei Paul & Reetz Rechtsanwälte beschäftigt. Sie begann am 01.09.1990 ihre 
Tätigkeit und betreut das Sekretariat, die Büroorganisation und die interne Buchhaltung.

Das Institut für Mediation, Streitschlich-
tung und Konfliktmanagement Mün-
chen (IMS) mit seinem Schwesterinstitut 
in Dresden startet am 03. März 2011 in 
Dresden Pillnitz den 11. Ausbildungs-
gang für Mediatorinnen und Media-
toren, mit Spezialisierungsmöglichkeiten 
in Familien- und Wirtschaftsmediation. 
Die Ausbildung inklusive der Spezial-
kurse Familie und Wirtschaft ermöglicht 
den Zugang zu den anerkannten Ver-

bandszertifikaten „Mediator/ Mediatorin 
BAFM“ und „Mediator/ Mediatorin BM“.

Für weitere Informationen, insbeson-
dere zu Programm und Kosten, wen-
den Sie sich bitte an das IMS Dresden, 
Obergraben 10, 01097 Dresden, An-
sprechpartnerin: Rechtsanwältin Elisa-
beth Weitzell, Tel.: 0351-81198631, Fax: 
0351-65888578, e-mail: e.weitzell@
mediation-ims.de, Homepage: www.
mediation-ims.de 

Seminare der 
RAK Sachsen 2011

Das vollständige Seminarange-

bot der RAK Sachsen für 2011 für 

Rechtsanwälte und Mitarbeiter 

f inden Sie im Seminarheft als 

Sonderbeilage zu dieser Ausgabe 

von KAMMERaktuell.

termine & Veranstaltungen 04/2010

Buchbesprechungen 04/2010

Zusatzqualif ikation Mediation – 11. Interdis-
ziplinäre Mediationsausbildung in Sachsen

BUCHBESPRECHUNGEN

Kersten/Bühling
Formularbuch und Praxis der 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit

23. Auflage 2010, 2838 Seiten, geb., 
278,00 €, Carl Heymanns Verlag
ISBN 978-3-452-27278-2

Der Kersten/Bühling enthält das gebün-
delte Wissen und die Erfahrungen aus 
Notariat und Anwaltschaft auf neues-
tem Stand. Er bietet in prägnanter Kür-
ze kommentierte Muster und Formulare 
u.a. aus den Gebieten:

• �Sicherungsrechte
• �Schuldrecht
• �Sachenrecht
• �Familienrecht
• �Erbrecht

• �Handels- und Gesellschaftsrecht.

Auf dem aktuellen Stand der Gesetzes-
reformen:

• �Alle Änderungen nach Inkrafttre-
ten des FamFG 

• �Erste Erfahrungen aus Rechtspre-
chung und Praxis zum MoMiG

• �Erbrechts-Reform 
• �Erbschaftsteuerrechts-Reform
• �Alle relevanten Neuerungen im Ge-

sellschaftsrecht u.a. durch ARUG 
und VorstAG 

• �Die CD-ROM mit den über 1.700 
Formulare des Buchs ist im Liefer-
umfang enthalten.

 

Rechtsanwaltsvergütung
Sabine Jungbauer, geprüfte Rechts-

fachwirtin

5., völlig neu bearbeitete und erweiter-
te Auflage 2010, 840 Seiten, Hardcover, 
74,95 €, C. F. Müller, Reihe: Recht in der 
Praxis
ISBN 978-3-8114-4519-2

Das Werk behandelt in praxisnaher und 
übersichtlicher Form die Problemstel-
lungen, die sich bei der Streitwertermitt-
lung und Gebührenabrechnung ergeben 
können. Hierbei wendet sich das Buch 
vor allem an den Anwalt und dessen 
Mitarbeiter (Rechtsfachwirte, RA-Fa-
changestellte), die die Abrechnungen 
durchführen. Die Ausführungen werden 
ergänzt durch Tipps, Formulierungsvor-
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anzEigEn 04/2010

schläge, muster, checklisten und bei-
spielfälle. Auch die Taktik des Umgangs 
mit der Kostenrechnung und dem man-
danten ist an zahlreichen stellen Thema 
des buchs. 

Die neuaufl age:
Die 5. Aufl age des praktikerhandbuchs 
wurde von Rechtsfachwirtin sabine 
Jungbauer vollständig aktualisiert, die 
bis zum Juli 2010 ergangene Recht-
sprechung zum Rvg ist eingearbeitet. 
Die zum 1.9.2009 in Kraft tretenden 
Änderungen in familiensachen durch 
das famfg und famgKg werden eben-
so berücksichtigt wie die Änderungen 
im Rvg im beratungsbereich durch das 
KostRmog und durch andere gesetze. 
strittige Themen wie die Anrechnung 
der geschäftsgebühr, Einigungsgebühr 
bei Ratenzahlungsvergleichen oder die 
Terminsgebühr für Erledigungsbespre-
chungen werden gesondert behandelt. 
Ein umfangreiches Kapitel ist der be-
rechnung der streitwerte gewidmet. 
Die Autorin hat zudem weitere neue 
Kapitel eingefügt, so z. b. die in der pra-
xis sehr wichtigen Themen Anwalt und 
Rechtsschutzversicherung, Anwalt und 
berufsrecht im hinblick auf das vergü-
tungsrecht sowie Rvg im gewerblichen 
Rechtsschutz.

Arbeitsrecht
Individualarbeitsrecht mit kollektiv-

rechtlichen Bezügen
Handkommentar

Herausgegeben von Prof. Dr. Wolfgang 
Däubler, RA Jens Peter Hjort, FAArbR, 
RA Michael Schubert, FAArbR und RA 
Dr. Martin Wolmerath
2. Aufl age 2010, 3.383 S., geb., 118,– €, 
ISBN 978-3-8329-4156-7

In der arbeitsrechtlichen beratungspraxis 
überwiegen die Arbeitnehmer-mandate. 
Der Kommentar vereint deshalb in einem 
band alle relevanten gesetze des Indivi-
dualarbeitsrechts mit den bedeutsamen 
bezügen zum kollektiven Arbeitsrecht. 
Die 2. Aufl age berücksichtigt alle neu-
en gesetze (z. b. das pfl egezeitgesetz) 
sowie gesetzesänderungen (z. b. im 
Datenschutzrecht) und befi ndet sich 
auf dem neuesten stand der Rechtspre-
chung und Literatur.

Die vorteile:

•  Das werk argumentiert dort weiter, wo 
die vorhandene Kommentarliteratur 
sich oftmals mit gängigen Argumenta-
tionsmustern begnügt.

•  Der Kommentar lotet aus, was vor ge-
richt bestand hat.

•  Die Autoren orientieren sich an der 
bAg-Rechtsprechung und beziehen 
durchgehend die Entscheidungen des 
Eugh mit ein.

•  Die Kommentierung zeigt argumenta-
tionssicher die spielräume für die Um-
setzung von Arbeitnehmerpositionen 
auf.

•  Der handkommentar berücksichtigt 
alle wichtigen neuen gesetze (z. b. das 
pfl egezeitgesetz) sowie gesetzesän-
derungen (z. b. im Datenschutzrecht) 
- auch auf europäischer Ebene.

Topaktuell:

Die Eugh-Entscheidung vom 19.1.2010 
zu den Kündigungsfristen (Kücükdevici-
Entscheidung) ist berücksichtigt! Das 
werk vereint in einem band alle rele-
vanten gesetze des Individualarbeits-
rechts mit den bedeutsamen bezügen 
zum kollektiven Arbeitsrecht. Die maß-
geblichen normen der InsO, des sgb, 
des hgb und der gewO werden eben-
falls praxisnah erläutert.
Die Autoren, zu denen herr prof. Dr. 
boemke, Universität Leipzig, und Rechts-
anwalt Roland gross, fAArbR, Leipzig 
gehören, sind ausgewiesene Experten 
aus Anwaltschaft und Justiz, die ihre 
langjährige Erfahrung in der beratung 
und vertretung von Arbeitnehmern ein-
bringen.

Kanzlei & Büro

NJW 1991 – 1998 gebunden
Telefon: 0371 – 690680 

Seit 1980 in Borna eingeführte Kanz-
lei in bester Lage vollständig einge-
richtet und technisch entsprechend 
ausgestattet zum 01.01.2011 zu 
günstigen Konditionen zu verkaufen. 
gut eingearbeitete Teilzeit-mitarbeiterin 
kann übernommen werden.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer sachsen, Chiffre-Nr. 529/2010, 
glacisstraße 6, 01099 Dresden.

Büroraum (ca. 20 qm) in etablierter 
Anwaltskanzlei in der Zwickauer In-
nenstadt zu vermieten. Telefon- und 
Internetanschluss ist vorhanden. mitbe-
nutzung der gemeinschaftsfl äche sowie 
der technischen Ausstattung ist selbst-
verständlich möglich; ideal für berufs-
einsteiger und Existenzgründer. büroge-
meinschaft oder freie mitarbeiterschaft 
nicht ausgeschlossen.
Rechtsanwalt Johannes D. chu, Korn-
markt 8, 08056 Zwickau, Telefon 
0375/212423, E-mail: ra.chu@arcor.de

Büroräume/Bürogemeinschaft in der 
Leipziger City
wirtschaftsrechtlich ausgerichtete 
Rechtsanwaltskanzlei mit schwerpunkt 
bau-, vergabe- und IT-Recht bietet 
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin Unterver-
mietung von modernen und hellen büro-
räumen in attraktivem und repräsentati-

vem neubau in der Leipziger Innenstadt. 
blick auf den marktplatz, Einzelfl ächen 
der büros ca. 15 bis 20 qm, mitbenut-
zung von besprechungsraum und ge-
meinschaftsfl äche, Zusammenarbeit in 
genannten Rechtsgebieten oder Ergän-
zung in handels- und gesellschaftsrecht 
ist wünschenswert. bürogemeinschaft 
nach Absprache möglich. 
Anfragen vertraulich unter 
bueroraeume-Leipzigercity@web.de

Bürogemeinschaft / Kooperation

Überörtliche Rechtsanwaltssozietät 
10 Jahre auf dem markt mit sitz in prag   
mit schwerpunkten: gesellschaftsrecht, 
Insolvenzrecht, Erbrecht, schadenersatz 
bietet Kooperation auf dem Gebiet 
der Tschechischen und Slowakischen 
Republik. 
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Einer sich ergänzenden Zusammenarbeit 
stehen wir offen gegenüber. 
Anfragen bitte per E-mail an 
info@tschopl.cz 

familienrecht nicht immer, aber immer 
öfters ein neues Thema in Ihrer Kanzlei? 
Fachanwältin/Fachanwalt für Fami-
lienrecht fertigt außergerichtlichen 
und gerichtlichen Schriftwechsel in 
Zusammenarbeit/freier mitarbeit ggf. 
auch als „ghostwriter“.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer sachsen, Chiffre-Nr. 515/2010, 
glacisstr. 6, 01099 Dresden

Technisch und personell qualitativ gut 
ausgestattete Kanzlei in verkehrsgünsti-
ger Innenstadtlage bietet Bürogemein-
schaft für RA(in). Zivil- und prozessrecht-
liche Orientierung wäre vorteilhaft.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer sachsen, Chiffre-Nr. 532/2010, 
glacisstr. 6, 01099 Dresden

Allgemeinkanzlei in Dresden-Striesen 
bietet ein oder zwei Räume, Sekre-
tariat sowie Besprechungsraum für 
eine gemeinsame Berufsausübung 
oder Zusammenschluss zu einer sich 
weiterzuentwickelnden Rechtsan-
waltskanzlei an.
bei Interesse: info@kanzlei-olnhausen.de 
oder Tel: 0351/427950

Rechtsanwalt sucht Kollegen / Kollegin 
für eine Bürogemeinschaft zu fairen 
Konditionen in 04838 Eilenburg, 25 km 
von Leipzig entfernt. Die Kanzlei befi n-
det sich in zentraler Lage und ist vollstän-
dig eingerichtet und ausgestattet. Die 
technischen Einrichtungen ermöglichen 
einen sofortigen Arbeitsbeginn. Ich bin 
seit 2000 als Rechtsanwalt tätig. berufs-
anfänger sind willkommen. 
Kontakt: Rechtsanwalt steffen senger, 
Tel. 03423/750537, fax 03423/750539, 
mobil: 0174/2040345, E-mail: 
steffensenger@t-online.de 

Zur Bearbeitung temporär auftreten-
der Arbeitsspitzen suchen wir einen/
eine Kollegen/Kollegin zur Unterstüt-
zung; 
büroräume und sekretariat stehen zur 
verfügung, bürogemeinschaft möglich 
RA Andre Leist, voglerstraße 23, 01277 
Dresden, Tel. 0351 / 31206600, fax: 
0351 / 312066011, E-mail: kanzlei@lp-
rechtsanwaelte.de

wir sind eine auf das bau- und Immo-
bilienrecht spezialisierte Kanzlei in Dres-
den, derzeit bestehend aus 4 Rechtsan-
wälten. Zwecks Neuausrichtung sucht 
RA weitere Kollegen / Kolleginnen 
zur berufl ichen Zusammenarbeit in 
neuer Struktur (offen für jede form 
der Zusammenarbeit). spezialisierung ist 
wünschenswert, aber nicht bedingung. 
Anfragen erbeten an Rechtsanwalt 
christian wittmann, bIschOff .wITT-
mAnn .günThER - REchTsAnwÄLTE, 
Tieckstraße 17, 01099 Dresden, Tel. (03 
51) 8 11 95 80, fAX  (03 51) 8 11 95 89, 
mail: wittmann@bau-und-immobilie.de, 
funk: (01 75) 5 33 28 39, weitere Infos 
unter: www.bau-und-immobilie.de

Co-working in anwaltlicher Büroge-
meinschaft
sie suchen ein attraktives Zimmer für 
mandantengespräche und/oder einen 
platz zu Arbeiten?
Oder: zwar reizt sie berlin, doch eine 
Kanzleianschrift - inklusive Kanzleioffi ce 
- reicht Ihnen für‘s Erste?
In meiner überschaubaren bürogemein-
schaft biete ich Raum für individuelles, 
zeitgemäßes und anwaltliches Arbeiten.
Kostengünstig, verkehrsgünstig, fl exibel 
und: entspannt. Ab EUR 120,00 pro mo-
nat.
Erstkontakt bitte per Email: kontakt@ra-
raethel.de

Einzelkanzlei in zentraler Innen-
stadtlage in Leipzig bietet repräsen-
tative Räumlichkeiten im Rahmen einer 
bürogemeinschaft oder anderweitigen 
Zusammenarbeit. Die Kanzlei ist auf Zi-
vilrecht ausgereichtet, insbesondere Ar-
beitsrecht und Aüg. Es besteht die mög-
lichkeit der mitnutzung der Infrastruktur, 
ebenfalls kann ein computer zur verfü-
gung gestellt werden, die Räume sind 
vollständig und hochwertig möbliert. 
Zur Erweiterung des Tätigkeitsspektrums 

sind weitere Rechtsgebiete willkommen. 
großen wert wird auf eine angenehme, 
kollegiale Arbeitsatmosphäre gelegt, die 
gegenseitige vertretung ist wünschens-
wert. 
Rechtsanwältin christiane Rieger, Katha-
rinenstr. 23, 04109 Leipzig, Tel.: 0341 / 
230 79 67, fax: 0341 / 230 79 83, E-
mail: rieger@ra-cr.de

Junge Rechtsanwältin mit 6- jähriger 
berufserfahrung aus Leipzig sucht für 
bestehende Rechtsanwaltskanzlei in 
Leipzig/gohlis (am coppiplatz) Kollegen/
in zur Gründung einer Bürogemein-
schaft und der möglichkeit zum kolle-
gialen Austausch. geeignet auch für alle 
anderen sozietätsfähigen berufe i. s. d.  
59 a bRAO. 
Rechtsanwältin franziska schäfer, Lands-
berger straße 8, 04157 Leipzig; Tel.: 
0341/2406974; fax: 0341/2406975; 
mail: franziska.schaefer77@web.de

Rechtsanwalt/Rechtsanwältin für Bü-
rogemeinschaft gesucht
Unsere repräsentative büroetage in Dres-
den-neustadt (Theresienstraße) wird zur 
Zeit von drei Rechtsanwälten genutzt. 
wir bieten ein oder zwei Räume einem 
Kollegen an, der mit uns in einer büro-
gemeinschaft kooperieren möchte. se-
kretariat und großzügiger besprechungs-
raum stehen zur verfügung. Ideal für 
berufseinsteiger und „Einzelkämpfer“ 
geeignet. warmmiete: ca. 290,00 EUR 
zzgl. Ust; 
Kontakt: RA Dr. Ralf böhme, Theresien-
straße 1, 01097 Dresden, Tel. 0351 / 862 
73 10.

Rechtsanwalt für Bürogemeinschaft 
in der Waldstraße in Leipzig gesucht. 
bestehende bürogemeinschaft von zwei 
Anwältinnen mit zivilrechtlichem schwer-
punkt bietet in unmittelbarer nähe zur 
Innenstadt ein oder mehrere attraktive 
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Räume mit professioneller Ausstattung. 
Soweit Bedarf besteht, kann auch das 
qualifizierte Personal mit beansprucht 
werden. 
Anfragen bitte an Rechtsanwältin 
Jana Allisat: info@allisat-ziegler.de, Tel: 
0341/3019430.

Suche einen oder auch zwei Kollegen 
für eine Zusammenarbeit zunächst in 
Bürogemeinschaft in meinen schönen, 
hellen und zentral gelegenen Räumen in 
Dresden-Plauen. 
Die eigene Kanzlei entwickelt sich sehr 
lebhaft. Für Berufseinsteiger kann ich ich 
Sonderkonditionen anbieten. 
Rechtsanwalt Stephan Lengnick, Chem-
nitzer Straße 96, 01187 Dresden, Tel. 
0351/4700820. lengnick@email.de 
www.ra-lengnick.de

Leipziger Rechtsanwältin mit über 
10-jähriger Berufserfahrung (vorwie-
gend im FamR und ArbR tätig) sucht 
zum 01.01.2011 Kollegen/in zur 
Gründung einer Bürogemeinschaft 
in gleichberechtigter Partnerschaft. 
Angestrebt ist eine langfristige Zusam-
menarbeit mit kollegialem Austausch 
zur umfassenden Mandatsbetreuung 
in den nach Möglichkeit ergänzenden 
Tätigkeitsfeldern der Berufsträger. Es 
erwarten Sie stilvolle Räume mit einem 
repräsentativen Besprechungszimmer 
direkt am BVerwG. Vollständige Büro-
ausstattung mit EDV- und Telefonanlage 
sowie professionelles Vollzeitsekretariat 
sind vorhanden. Selbstverständlich kann 
auch eigenes Personal mit eingebunden 
werden. 
Anfragen bitte an RAin S. Seidler, info@
seidler-kanzlei.de, Tel. 0341/964 35 30

Dienstleistungen

Prozessvertretungen in Berlin und 
Umgebung Rechtsanwaltskanzlei über-
nimmt am Standort Berlin Prozessver-
tretungen für Kollegen, insbesondere in  
wirtschaftsrechtlichen, arbeitsrechtlichen 
und zivilrechtlichen Verfahren.
HANDSCHUMACHER KRUG MERBECKS 
RECHTSANWÄLTE
Rechtsanwalt Michael Opel, 
Neue Grünstraße 17, 10179 Ber-
lin, Tel. 030/24630710 (Sekretari-
at Frau Martin), Fax 030/24630711 
www.handschumacher.de

STEUERANWALT LEIPZIG Als Steuer-
anwalt bin ich darauf spezialisiert, mit 

dem Finanzamt gepflegt die Klinge zu 
kreuzen. Insbesondere die Beratung 
und Vertretung in Einspruchs-, Vollstre-
ckungs- und Amtshaftungsverfahren, die 
Prozessführung vor den Finanzgerichten 
und dem Bundesfinanzhof sowie die 
Verteidigung in Steuerstrafsachen gehö-
ren zu meinen Kernkompetenzen. Gern 
halte ich Ihnen den Rücken frei, damit 
Sie sich auf Ihre Schwerpunkte konzen-
trieren können. 
Kontakt: Rico Deutschendorf, Rechts-
anwalt und Fachanwalt für Steuerrecht, 
Gohliser Straße 11, 04105 Leipzig, 
Tel.: 0341 – 14060700, Fax: 0341 – 
14060725, E-Mail: info@steueranwalt-
leipzig.de

Leipziger Rechtsanwalt, 10 J. Berufs-
erf., übernimmt Verhandlungstermi-
ne von Koll. in Untervollmacht vor Leip-
ziger und auswärtigen Gerichten; suche 
Anschluss an RA-Kanzlei in Leipzig als 
externer Mitarbeiter; u.a. Vertragsrecht, 
Verkehrsunfall-Schmerzensgeldford.; 
maßvolle Vergüt.-vorstellungen. Tel. 
0341-97 54 198

Stellenangebote

Wirtschafts- und insolvenzrechtlich 
ausgerichtete Kanzlei in zentraler 
Lage am Neustädter Bahnhof in Dres-
den sucht freie Mitarbeiterin / freien 
Mitarbeiter, gern auch in Teilzeit. Spä-
tere Bürogemeinschaft oder anderweiti-
ge Zusammenarbeit nicht ausgeschlos-
sen. Es besteht die Möglichkeit der Mit-
nutzung repräsentativer Räumlichkeiten 
sowie der vorhandenen Infrastruktur. 
Eine angenehme, kollegiale Arbeitsat-
mosphäre sollte als selbstverständlich 
angesehen werden. 
Bei Interesse bitte E-Mail mit aussage-
kräftigen Unterlagen an: Dittmann@ra-
dresden.de

Rechtsanwalt/Rechtsanwältin für zi-
vilrechtlich ausgerichtete Kanzlei in 
Görlitz gesucht.
Wir erwarten neben ausgeprägter 
Teamfähigkeit Durchsetzungsvermö-
gen, Engagement, Eigeninitiative, eine 
kaufmännische Herangehensweise und 
Kreativität. Wie freuen uns auf Ihre Be-
werbung.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, Chiffre-Nr. 530/2010, 
Glacisstr. 6, 01099 Dresden

Join our team!
Aufstrebende Kanzlei mit 4 jungen An-
wälten in Leipzig sucht für Leipziger Büro 
hochqualifizierte Rechtsanwälte als 
NeueinsteigerInnen für eine individuell 
abgestimmte Zusammenarbeit in einer 
„Bürogemeinschaft+“. Wir bieten Ih-
nen professionelles Know how und ein 
Umfeld, das Sie bei der Umsetzung ihrer 
eigenen Geschäftsideen und Visionen 
unterstützt. Unser Angebot ist beson-
ders für „Quereinsteiger“ aus Großkanz-
leien bzw. junge JuristInnen geeignet, 
die auf wissenschaftlichem Niveau und 
dem Arbeitsanspruch der „Großen“ 
praktizieren wollen, denen aber die für 
Großsozietäten typischen Zwänge gera-
de für junge Kollegen zuwider sind. Wir 
sind schwerpunktmäßig im öffentlichen 
Recht, insbesondere Baurecht und Fach-
planungsrecht, sowie im privaten Bau-
recht, Immobilien- und Wirtschaftsrecht 
tätig. Synergetische Ergänzungen sind 
angestrebt.
Eine Kurzbeschreibung unserer Kanzlei 
finden Sie im neuen Juve-Handbuch und 
– wenn Sie dann neugierig geworden 
sind – ausführliche Informationen unter 
http://www.fuesser.de

Volljurist (m/w) Wettbewerbsrecht 
und Geistiges Eigentum in Großun-
ternehmen
In unserer Leipziger Zentrale arbeiten Sie 
im Team mit weiteren 8 Rechtsanwälten. 
Beratung und vorwiegend außergericht-
liche Vertretung im Wettbewerbsrecht, 
Markenrecht und Recht des elektroni-
schen Geschäftsverkehrs werden die 
Schwerpunkte ihrer Arbeit sein. Die 
Mandate bearbeiten Sie weitgehend 
selbstständig.
Bei uns sind Sie richtig, wenn Sie Jurist/
in mit 2. Staatsexamen sind und ein fun-
diertes Know-how im Bereich Wettbe-
werbsrecht, Urheberrecht und Kennzei-
chenrecht, insbesondere Markenrecht, 
idealerweise auch im IT/Internet-Recht 
mitbringen. Bestenfalls verfügen Sie in 
den genannten Bereichen über entspre-
chende Berufserfahrung und sprechen/
schreiben ein verhandlungssicheres Eng-
lisch. 
Die gesamte Ausschreibung sowie unser 
Online-Bewerbungsformular finden Sie 
unter www.unister.de.

Zwei erfahrene und sehr gut vernetz-
te Anwälte suchen zur Eränzung und 
Verstärkung der bestehenden Kapa-
zitäten noch einen Mitstreiter / Mit-
streiterin. 
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Anfragen werden selbstverständlich ver-
traulich behandelt. 
RA Stephan Lengnick, 0351/4700820, 
lengnick@email.de

Zur Verstärkung und Erweiterung 
unseres Teams suchen wir eine/n 
leistungsbereite/n und und engagierte/n 
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin
mit der Bereitschaft, im wesentlichen 
zivilrechtliche, insbesondere wirtschafts-
rechtliche Mandate, eigenständig und 
lösungsorientiert zu bearbeiten, und 
mit überdurchschnittlichen juristischen 
Kenntnissen, wirtschaftlichem Verständ-
nis und einer präzisen und gründlichen 
Arbeitsweise.
Aussagekräftige Bewerbungen richten 
Sie bitte an: 	
BLACHA.Rechtsanwälte, Jacobstraße 
27, 04105 Leipzig, Tel.: 0341/3373335-
0, Fax: 0341/3373335-25, E-Mail: cb@
blacha-rechtsanwaelte.de

Wir stellen sofort Rechtsanwalt/
Rechtsanwältin mit Interesse für So-
zialrecht ,Mietrecht und  Arbeitsrecht 
ein. Wir fordern die Bereitschaft, sich in 
neue Rechtsbereiche einzuarbeiten. Wir 
bieten die regelmäßige Fortbildung.
Wir bieten eine Anstellung als Rechts-
anwalt/in in unserer Kanzlei in Wurzen 
mit   eigenverantwortlicher Mandatsbe-
treuung und   die künftige Möglichkeit 
eine Niederlassung   zu betreuen,   ent-
sprechend Ihren beruflichen Neigungen 
und Fähigkeiten . Wir haben ein aktives 
und  angenehmes Arbeitsteam. Wir stre-
ben eine langfristige Zusammenarbeit an 
und freuen uns auf Ihre aussagekräftige 
Bewerbung.
Bitte senden Sie Ihre Bewerbungsun-
terlagen mit Lebenslauf einschließlich 
Ihrer Vergütungsvorstellungen an: Kanz-
lei Nussmann, Markt 9, 04808 Wurzen 
oder per E-Mail an sekretariat@kanzlei-
nussmann.de

Einzelkanzlei in Geithain (ca. 50 
km südlich von Leipzig) stellt zum 
01.01.2011 Rechtsanwalt/Rechtsan-
wältin mit Interesse für Miet-, Erb-, 
Bau- oder Wettbewerbsrecht ein, 
gern auch Berufsanfänger. Ich setze die 
Bereitschaft voraus, sich in neue Rechts-
bereiche einzuarbeiten.
Ich biete Ihnen eine eigenverantwortliche 
Mandatsbetreuung mit Mandantenkon-
takt, insbesondere auch die Betreuung 
eines weiteren Standortes, die Chance, 
sich entsprechend Ihren beruflichen Nei-
gungen und Fähigkeiten zu entwickeln, 

sowie ein angenehmes Arbeitsumfeld. 
Ich strebe eine langfristige Zusammenar-
beit an und freue mich auf Ihre aussage-
kräftige Bewerbung.
Bitte senden Sie Ihre Bewerbungsun-
terlagen mit Lebenslauf einschließlich 
Ihrer Vergütungsvorstellungen an: An-
waltskanzlei Katja Hoger, Bahnhofstraße 
1, 04643 Geithain oder per E-Mail an  
Geithain@anwaltskanzlei-hoger.de

Zur Erweiterung unseres Teams su-
chen wir ab sofort eine Rechtsan-
wältin/einen Rechtsanwalt zur freien 
Mitarbeit an unserem Standort Leip-
zig. 
Wir sind dort überwiegend auf den Ge-
bieten Arbeitsrecht, Familien- und Erb-
recht, Medizinrecht, Sozialrecht tätig. 
Wir setzen die Bereitschaft voraus, sich 
auch in neue Rechtsgebiete einzuarbei-
ten.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung un-
ter: leipzig@ksp-rechtsanwaelte.de

HARBIG – Rechtsanwälte
Wir sind eine kleine in Leipzig ansässige, 
deutschlandweit im Versicherungs- und 
Vertriebsrecht tätige Rechtsanwaltskanz-
lei.
Wir suchen ab sofort eine Rechtsan-
wältin / einen Rechtsanwalt zur Fe-
steinstellung.
Erwartet wird hohe Einsatzbereitschaft, 
Flexibilität sowie Bereitschaft zu ständi-
ger Fort- und Weiterbildung.
Sollten Sie Interesse haben so bitten wir 
um Ihre Kurzbewerbung mit Foto an: 
rechtsanwalt@harbig.info.

Wir sind eine auf dem Gebiet des pri-
vaten Baurechts spezialisierte Kanzlei 
in Leipzig und suchen eine/n Rechts-
anwältin/Rechtsanwalt zunächst als 
Elternzeitvertretung, auch in Teilzeit. 
Wir beabsichtigen, unser Team dauerhaft 
zu verstärken, so dass eine anschließende 
unbefristete Anstellung angestrebt wird.

Sie erwartet die Arbeit in einem schlag-
kräftigen Team, in dem eine offene Kom-
munikation und eine kollegiale Arbeitsat-
mosphäre herrscht. Hierfür benötigen 
Sie neben einer überdurchschnittlichen 
juristischen Qualifikation vor allem eine 
sehr gute Auffassungsgabe für komplexe 
technische und wirtschaftliche Zusam-
menhänge.
Bitte senden Sie Ihre vollständigen Be-
werbungsunterlagen an: Osinski Rechts-
anwälte, Waldstraße 86, 04105 Leipzig.

Kleinere Anwaltskanzlei (www.
kanzlei-moussa.de)sucht zur Unter-
stützung Kollege/Kollegin, vorerst auf 
Teilzeitbasis, Schwerpunkt Zivilrecht. 
Bitte nur Bewerbungen per online 
drmoussa@kanzlei-moussa.de

Spezialisierte Leipziger Kanzlei stellt 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
engagierten Rechtsanwalt/Rechts-
anwältin mit besonderem Interesse 
für Verwaltungsrecht ein, gern auch 
Berufsanfänger. Tätigkeit in Teilzeit ist 
möglich.
Aussagekräftige Bewerbungsunterlagen 
senden Sie bitte an Rechtsanwälte Dr. 
Selbmann & Bergert, Karl-Liebknecht-Str. 
103, 04275 Leipzig oder per E-Mail an 
kontakt@selbmann-bergert.de  

Wir wollen uns verstärken. Deshalb 
suchen wir eine/einen engagierte(n) 
junge(n) Rechtsanwältin / Rechtsan-
walt mit Berufserfahrung zum baldmög-
lichsten Tätigkeitsbeginn für unseren 
Standort Torgau. 
Wir erwarten ein hohes Maß an Belast-
barkeit und eine Identifikation mit dem 
Berufsbild des Rechtsanwaltes. Zur wei-
teren Erhöhung der Beratungskompe-
tenz unserer Kanzlei erwarten wir die 
Bereitschaft zum Erwerb eines Fachan-
waltstitels. 
Wir freuen uns auf Ihre aussagekräfti-
ge Bewerbung, die Sie bitte richten an: 
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Rechtsanwälte wöhlermann, Lorenz & 
partner, bahnhofstrasse 1, 04860 Torgau, 
E-mail: torgau@anwaltskanzlei-wlp.de

Rechtsanwalt/Rechtsanwältin für un-
sere Anwaltskanzlei in Aue gesucht. 
Die Kanzlei, ist derzeit überwiegend auf 
den gebieten familienrecht, verkehrs-
recht, sozialrecht und baurecht tätig. 
Die Tätigkeit soll die gebiete strafrecht, 
mietrecht und Arbeitsrecht abdecken. 
wir freuen uns auf Ihre bewerbung, gern 
auch als berufseinsteiger, an Rechtsan-
wälte Kolditz & sehmisch, poststr. 11, 
08280 Aue, Tel. 03771-258322.   

Freie Kapazitäten?
Kleinere Anwaltskanzlei aus Dresden 
sucht Kollegin/Kollegen zwecks stunden-
weiser freier mitarbeit.
Kontakt über: kanzlei.ebert@t-online.de

Jurist Mitarbeiter o. -in TZ 15-20 h/
Woche ben. 
Erforderl. ist gemeinsame Arbeit mit Lit., 
Kommentaren u. jurist  veröffentl. wis-
senschaftl. Arbeit nicht erforderl. Tätigk. 
ist wg. blindheit RA notw.
Rechtsanwalt Dr. Axel Klaus goller  
LL.m., marienthaler str. 18, 08060 Zwi-

ckau, Telefon:  0375/5674750, Telefax:  
0375/56747520, funk: 01627882061

Wissenschaftlicher Mitarbeiter / in  
gesucht
schwerpunkt unserer Tätigkeit ist die an-
waltliche betreuung von Einrichtungen in 
kommunaler Trägerschaft (z.b. Kranken-
häuser, stadtwerke u.ä.) einerseits und 
Krankenkassen andererseits. 
Zur Unterstützung hierfür suchen wir 
ab sofort für ca. 15 bis 20 stunden wö-
chentlich einen Kollegen/eine Kollegin - 
idealerweise derzeit promovierend – mit 
Interesse an fundierter Arbeit in diesem 
bereich hat. neben der mitarbeit bei grö-
ßeren mandaten sollten sie auch freude 
an der selbstständigen bearbeitung klei-
nerer fälle haben.
wir revanchieren uns für ihr Engagement 
mit einem angenehmen, sehr kollegialen 
Arbeitsumfeld und ansprechender ver-
gütung.
bei Interesse freuen wir uns über Ihre Un-
terlagen, die sie uns an schwarz@ksuk.
de senden können. Kanzlei Dr. schwarz 
& Kollegen, Dresden

Wir beschäftigen gern eine/n Rechts-
referendar/in, wobei auch eine späte-
re Festanstellung in Betracht kommt. 
Unsere Tätigkeitsgebiete liegen u. a. im 
famR, ArbR, verkehrsR, strafR, allg. Zi-
vilR, handels-/gesellschaftsR. Arbeitsort 
ist sowohl unser büro in mittweida als 
auch in waldheim. 
Ihre bewerbung richten sie bitte an 
Rechtsanwälte fessler, gernhardt & 
schuster, z. h. frau schneider, Obermarkt 
1, 04736 waldheim oder per e-mail an 
waldheim@rechtsanwaelte-fgs.de

Insolvenz- und steuerrechtlich ausge-
richtete Kanzlei sucht dringend Refe-
rendar/in für Nebentätigkeit.
Kontakt: 0351/8293024 (Tel), 
0351/8293051 (fax), 
Kanzlei@buhmann-Rechtsanwaelte.de

Rechtsanwalt sucht Praktikanten/-in 
für praktikum in meiner Kanzlei in 04838 
Eilenburg, 25 km von Leipzig entfernt. 
Kontakt: Rechtsanwalt steffen senger, 
Tel. 03423/750537, fax 03423/750539, 
mobil: 0174/2040345, E-mail: 
steffensenger@t-online.de

Wir suchen in Dresden, gerne ab 
sofort, eine qualifi zierte und sehr 
zuverlässige, engagierte Sekretari-
atsfachkraft (ausgebildete Refa oder 
langjährig einschlägig erfahrene sekre-

tärin, w/m) zur unbefristeten festanstel-
lung, zunächst in Teilzeit. später ist auf 
wunsch auch vollzeit möglich. Derzeit 
fi nden sie uns in der nähe des schiller-
platzes in blasewitz, zum Jahreswechsel 
ziehen wir ins stadtzentrum. weitere 
fragen beantwortet frau Urbat: 0351-
4331160. 
Ihre bewerbung schicken sie bitte per 
post oder Email an: Alfes & partner, wä-
gnerstraße 8, 01309 Dresden, dresden@
alfes-partner.de  

wir suchen zur verstärkung unseres Teams 
zum 1. sofortigen Arbeitsbeginn eine/n 
Rechtsanwaltsfachangestellte/n für 
eine unbefristete Anstellung, 2. zum 
01.02.2011 eine/n Rechtsanwalts-
fachangestellte/n für eine befristete 
Anstellung (Elternzeitvertretung auf 1 
Jahr) in vollzeit für unseren standort 
Leipzig. Das Aufgabengebiet des be-
werbers umfasst hauptsächlich die Ter-
min- und fristenbearbeitung, allgemeine 
Korrespondenz (eigenständig und nach 
Diktat), Kostenrecht sowie die mandats-
betreuung. wir freuen uns auf eine/n 
bewerber/in mit: berufserfahrung (aber 
nicht zwingend), Kenntnisse in allen be-
rufstypischen Arbeitsbereichen, fehler-
freier Rechtschreibung, gute Kenntnisse 
im Umgang mit RA-micro und den ms-
Offi ce-paketen, selbständige Arbeitswei-
se, freundlichkeit, Teamfähigkeit, Enga-
gement.
wir bieten: ein junges, engagiertes 
Team, angemessenes gehalt sowie wei-
terbildungsmöglichkeiten.
Ihre bewerbung richten sie bitte aus-
schließlich mit den üblichen Anlagen per 
e-mail an: graichen@stolpe-walter.de

Rechtsanwaltsfachangestellte/r bb 
REchTsAnwALTsKAnZLEI, spezialisiert 
auf Arbeitsrecht, Insolvenzrecht und 
mietrecht sucht zur sofortigen Einstel-
lung 2 Rechtsanwaltsfachangestellte in 
Teilzeittätigkeit. 
bewerbungen  ausschließlich schriftlich 
an: Dr. beatrice betka, Obergraben 17a, 
01097 Dresden.

Wir suchen beginnend ab März 
2011 eine/n Rechtsanwalts fach ange-
stellte/n für eine befristete Anstel-
lung (Elternzeitvertretung)in Teilzeit 
(30-35 h/Woche) in Chemnitz. 
Das Aufgabengebiet umfasst im we-
sentlichen verwaltung von Terminen 
und fristen, Korrespondenz (eigenstän-
dig und nach Diktat), Kostenrecht und 
Zwangsvollstreckung. wir wünschen uns 
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berufserfahrung, umfassende Kenntnis-
se in den berufstypischen Arbeitsfeldern, 
fehlerfreie Rechtschreibung, Erfahrung 
mit RA-micro und ms Offi ce, selbststän-
dige Arbeitsweise und freundlichkeit. 
Ihre bewerbung richten sie bitte an 
Rechtsanwälte Dr. Kühlwein, fetzner, 
pfannkuch, braun & fehlberg, z.hd. 
herrn RA fehlberg, Ulmenstr. 42, 09112 
chemnitz oder per mail an 
buero@anwalt-in-chemnitz.de

Rechtsanwaltsfachangestellte (m/w) 
in Leipzig gesucht.
Junge, erfolgreiche Leipziger Rechtsan-
wälte (Internetrecht - steuerrecht - straf-
recht) suchen ab sofort Rechtsanwaltsfa-
changestellte. Zu Ihren Aufgaben zählen 
u.a. Rechnungsstellung, fristenkontrolle, 
Telefonate und Empfang der mandan-
ten. wir erwarten hohe Leistungsbe-
reitschaft, Organisationstalent und sehr 
gute Umgangsformen. 
wir freuen uns auf Ihre bewerbung! 
Kontakt RA Daniel baumgärtner 
anwalt@rechtsanwalt-baumgaertner.de, 
www.rechtsanwalt-baumgaertner.de

Leipziger Unternehmen sucht 
kurzfristig qualifi zierte(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) für 
unbefristete vollzeitanstellung. Erfah-
rungen im Zwangsvollstreckungsrecht 
erwünscht. sie sind kompetent und ei-
genständig. Dann begrüßen wir sie gern 
in unserem Team. vertraulichkeit wird 
zugesichert. 
Ihre bewerbung richten sie bitte an 
herrn moritz (moritz@dgg-ag.de).

Rechtsanwaltsfachangestellte(n) 
in Vollzeit gesucht von mittelst. 
Anwaltskanzlei in Frohburg - ab 
15.01.2011, 40 h/ Woche. vorauss.: ab-
geschl. bA als Refa, berufserf., zwingend 
erforderl. Kenntn.: RA-micro, gebR, Zv, 

Org.geschick, sicherer Umg. in wort und 
schrift, freundl. und sicheres Auftreten, 
selbstst. Entwerfen von schrifts./Anträ-
gen/Klagen sowie schreiben nach Diktat. 
vollst. bewerbung bitte per e-mail an: 
mueller@rechtsanwaltschulze.de

Für unseren Standort Dresden suchen 
wir eine qualifi zierte Rechtsanwalts-
fachangestellte für die Insolvenzsach-
bearbeitung mit einschlägiger berufser-
fahrung, vor allem im Zusammenhang 
mit der insolvenzrechtlichen Rechnungs-
legung. sie sind kompetent, motiviert, 
fl exibel, kooperativ und teamorientiert. 
wir bieten eine interessante Aufgabe mit 
guten Entwicklungsmöglichkeiten
RA/stb/fAstR christoph pfennings, 
Loschwitzer str. 27, 01309 Dresden, Tel.: 
0351-316740, fax: 0351-3167423, E-
mail: dresden@dbbdata.de

Zur Ergänzung unseres freundlichen 
Teams in Dresden suchen wir eine(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n). 
bitte senden sie uns Ihre bewerbungsun-
terlagen per E-mail an: dresden@kanzlei.
de

Zur Verstärkung unseres 
Teams in Dresden suchen 
wir ab sofort eine Rechts-
anwaltsfachangestellte 
(m/w) auf Basis eines Teil-
zeitvertrages. 
bitte senden sie ihre aus-
sagekräftige bewerbung 
an: Kühne Rechtsanwälte, 
gustav-Adolf- str. 8, 01219 
Dresden

Wir suchen zur Festeinstel-
lung und idealer weise in 
Vollzeit (Teilzeit möglich) 
für unsere Dresdner Kanz-

lei eine(n) Rechtsanwaltsfachangeste
llte(n).
Der schwerpunkt unserer Tätigkeit liegt 
im allgemeinen Zivil- und wirtschafts-
recht. sie sollten hoch motiviert und am 
Erfolg der Kanzlei interessiert sein. wir 
erwarten gute bis sehr gute fachkennt-
nisse und Kenntnisse der buchhaltung. 
berufserfahrung ist von vorteil, gerne 
sehen wir aber auch der bewerbung 
von qualifi zierten berufsanfängern/ be-
rufsanfängerinnen entgegen. sie sollten 
zudem über Zuverlässigkeit, verantwor-
tungsbewusstsein, sicheres und gepfl eg-
tes Auftreten, belastbarkeit, fähigkeit 
zur selbständigen Arbeit, bereitschaft zur 
fort- und weiterbildung sowie sicheren 
Umgang mit modernen bürokommuni-
kationsmitteln einschließlich gängiger 
Anwaltssoftware verfügen.
bewerbungen bitte per email an dres-
den@rechtsanwaelte-krause.de
Rechtsanwälte KRAUsE & pARTnER, 
Dresden-berlin, hübnerstrasse 8, 01069 
Dresden

Zur verstärkung und Erweiterung unseres 
Teams suchen wir eine/n teamfähige/n 
und engagierte/n 
Rechtsanwaltsfachangestellte/n
mit berufserfahrung, sicherem und 
freundlichem Auftreten, selbständigem 
und gewissenhaftem Arbeiten, bevor-
zugt mit RA-micro-Kenntnissen.
Aussagekräftige bewerbungen richten 
sie bitte an: bLAchA.Rechtsanwälte, 
Jacobstraße 27, 04105 Leipzig, Tel.: 
0341/3373335-0, fax: 0341/3373335-25

Wir suchen eine/n engagierte/n 
Rechts anwaltsfachangestellte/n zur 
Besetzung eines unserer Partnerse-
kretariate wegen Elternzeitvertre-
tung. 
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sie werden ein strafrechtlich ausgerich-
tetes Referat betreuen. neigung zum 
selbstständigen, eigenverantwortlichen 
Arbeiten, gute Kenntnisse im Kosten-
recht und im Umgang mit dem com-
puter, freude an organisatorischen Auf-
gaben und Teamfähigkeit werden vor-
ausgesetzt. berufserfahrung wäre von 
vorteil. vertraulichkeit wird zugesichert.
bewerbungen richten sie bitte an: An-
waltskanzlei förster & saage, Rechts-
anwältin neuerburg, Reichsstraße 42, 
09112 chemnitz oder E-mail an: mail@
foerster-saage.de

Anwaltssozietät sucht zum soforti-
gen Einstieg in Chemnitzer Kanzlei 
Refa, möglichst mit berufserfahrung. 
Theoretische und praktische Kenntnis-
se im Umgang mit RA-micro, schreiben 
nach phono-Diktat, Erfahrung im mahn- 
u. vollstreckungswesen sowie im ge-
bührenrecht. Aufgaben: Termin - u. fris-
tenkontrolle, selbständiges führen eines 
sekretariates.
Dr. bock & collegen, hohe straße 27, 
09112 chemnitz, Tel.: 0371 / 355 93-0, 
fax: 0371 / 355 93-20, E-mail: 
chemnitz@bock-rechtsanwaelte.de

Unsere Kanzlei in Dresden sucht eine 
anwaltlich erfahrene Schreibkraft zur 
Aushilfe nach bedarf als freie Auftrag-
nehmerin auf Rechnung oder als pau-
schalkraft. Arbeitszeiten können fl exibel 
abgestimmt werden.
weitere fragen beantwortet frau Urbat: 
0351-4331160. Alfes & partner, wäg-
nerstraße 8, 01309 Dresden; dresden@
alfes-partner.de

Azubi zur/m Rechtsanwaltsfachange-
stell te/n ab schuljahr 2011/2012 ge-
sucht; guter Ausdruck in wort und 
schrift bedingung; maschinenschreib-
kenntnisse erwünscht; Abitur oder Re-
alschulabschluss voraussetzung; vorheri-
ges praktikum möglich.

bewerbung an: Rechts-
anwalt franz Leyser, bu-
dapester straße 5, 01069 
Dresden

Ausbildungsplatz für 
das 2. oder 3. Ausbil-
dungsjahr -Wechsler 
gesucht- 
sie sind motiviert, enga-
giert, teamfähig, fl exibel, 
sorgfältig, verfügen über 
ein gepfl egtes Erschei-
nungsbild und gute Um-

gangsformen, haben spass an der Arbeit 
und besitzen einen guten Realschulab-
schluss oder Abitur, dann würden wir 
uns sehr über eine aussagekräftige be-
werbung von Ihnen freuen.
RA hendrik hupfer, esb Rechtsanwäl-
te, schillerstraße 5, 04109 Leipzig, Tel.: 
0341/98227-0, E-mail: leipzig@kanzlei.
de

Stellengesuche

Fachanwalt für Miet- u. WEG Recht, 
39 J., mit erfolgreich abgeschlossenem 
theoretischem Teil des fachanwalts für 
bau- u. Architektenrecht, langjährige 
berufserfahrung, sucht neuen wirkungs-
kreis in Leipzig o. Umgebung.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer sachsen, Chiffre-Nr. 534/2010, 
glacisstr. 6, 01099 Dresden.

Angestellter Rechtsanwalt u. FA f. 
Arb-R. Mitte 40, teamfähig und in 
ungekündigter Stellung mit 15jähri-
ger Praxiserfahrung sucht neues Auf-
gabengebiet im Raum Zwickau.
Tätigkeitsschwerpunkte sind: Arbeits- 
u. sozialrecht, Erbrecht, priv. baurecht, 
strafrecht, verkehrsrecht u. allg. Zivil-
recht einschl. nachbarrecht.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer sachsen, Chiffre-Nr. 531/2010, 
glacisstraße 6, 01099 Dresden

Rechtsanwältin, 31 Jahre sucht eine 
feste Anstellung in Dresden und Um-
gebung. 
seit 01.11.2009 tätig in einer Kanz-
lei in Dresden als Elternzeitvertretung. 
Tätigkeitsschwerpunkt allgemeines Zi-
vilrecht, gesellschaftrecht, InsoR, ver-
waltungsrecht. 2.staatsex. mai 2009, 
Eintritt in neues Arbeitsverhältnis mgl. ab 
01.12.2010
Kontakt: music-and-friends@t-online.de

Rechtsanwältin mit 12jähriger praxis-
erfahrung, spez. im Arbeits-, bau- und 
Architektenrecht mit bezügen zum Insol-
venzrecht, zuletzt tätig im verwaltungs-
recht (hochschulrecht), präd.examen, 
sucht neue berufl iche perspektive in 
Dresden und Umgebung.
Kontakt: Juristin.DD@web.de

Freie Mitarbeit in Teilzeit gesucht! 
bisher überwiegend tätig im familien-
recht (fachanwalt angestrebt), Erbrecht, 
mietrecht sowie allgemeinen Zivilrecht, 
aber auch offen für andere Rechtsgebie-
te.
Kontaktaufnahme unter anwaeltin77@
yahoo.de

Assessorin (beide Examina befriedigend) 
mit einjähriger berufserfahrung im so-
zialrecht sucht Anstellung als Rechts-
anwältin im Raum Dresden / bautzen, 
bevorzugt im bereich sozial- und straf-
recht, aber auch Interesse an weiteren 
Rechtsgebieten. 
Kontakt bitte unter: assessorin-dresden@
web.de

Junge, motivierte Assessorin (28) 
sucht zum Jahreswechsel berufseinstieg 
als Rechtsanwaeltin in Dresden und na-
her Umgebung. bevorzugt auf dem ge-
biet des Arbeitsrechts, mietrechts und 
des allgemeinen Zivilrechts. gerne arbei-
te ich mich auch in andere Rechtsgebiete 
ein. Es besteht zudem die bereitschaft, 
einen fachanwaltstitel zu erwerben. 
bei Interesse uebersende ich gerne 
meine vollstaendigen bewerbungs-
unterlagen. Zuschriften erbeten unter 
assessorin_dresden@yahoo.de oder tele-
fonisch unter 0178/524 68 94.

Rechtsanwaltsfachangestellte in be-
fristeter Anstellung mit 16 Jahren berufs-
erfahrung sucht ab dem 01.11.2010 in 
Döbeln und Umgebung -  auch Region 
Oschatz sowie grimma - neue berufl iche 
herausforderung in Teilzeit (35/h woche). 
mit allen berufstypischen Aufgaben bin 
ich bestens vertraut. Ausführliche Kennt-
nisse im Kostenrecht, mahnwesen sowie 
Zwangsvollstreckung sind vorhanden. 
Zu meinen Aufgabenbereichen gehört 
u. a. die Aktenführung und Korrespon-
denz, Terminkoordination und führung 
des fristenkalenders sowie die buchhal-
tung. Auf grund meiner langjährigen 
berufserfahrung können sie fundierte 
EDv-Kenntnisse, z.b.  RA-micro und den 
ms Offi ce Anwendungen word und Exel 
erwarten. Ich bin an engagiertes, selbst-
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ständiges, freundliches, einsatzbereites, 
teamfähiges Arbeiten gewöhnt. Neuen 
Aufgaben und Herausforderungen stehe 
ich offen gegenüber. 
Bei Interesse bitte ich um Kontaktauf-
nahme unter mailkasten2010-refa@
yahoo.de 

Rechtsanwaltsfachangestellte mit 
mehrjähriger Berufspraxis bietet Ihnen 
Struktur, Ergebnisorientiertheit, EDV-
Kenntnisse (Anwaltssoftware), Buch-
haltungskenntnisse, Freundlichkeit, 
Kundenorientiertheit, Umgänglichkeit, 
Kenntnisse im Kostenrecht (BRAGO und 
RVG) und sucht aus ungekündigter An-
stellung heraus neue Arbeitsstelle in 
Dresden, Voll- / Teilzeit nach Absprache.
Telefon: 0174 7234167

Junge Rechtsanwaltsfachangestell-
te (22), sehr engagiert sucht ab sofort 
RA-Kanzlei in Sachsen/bundesweit. Mit 
kanzleitypischen Aufgaben, wie z. B. 
Termin- & Fristenüberwachung, Ein- & 
Ausgangspost sowie die laufende Akten-
bearbeitung bin ich bestens vertraut. Sie 
suchen jemanden, der mit einem lebhaf-
ten Mandantenbetrieb umgehen kann? 
- kein Problem, denn ich habe Freude im 
Umgang mit Menschen. Sie erwarten je-
manden, der nach Diktat oder Stichwor-
ten fehlerfrei schreibt? - kein Problem, 
denn ich beherrsche das 10-Finger-Tast-
schreiben sowie die Deutsche Sprache in 
Wort & Schrift sehr gut. Ich bin zuverläs-
sig, gewissenhaft, arbeite effizient und 
biete Kenntnisse in den RA-Programmen 
RenoStar und RAMicro. Ich hoffe ich 
habe Sie neugierig gemacht. 
Bei Interesse: junge_refa@web.de

Motivierte Rechtsanwaltsfachanges
tellte (22) sucht Arbeitsstelle im Raum 
Chemnitz/Freiberg. Erste Berufserfah-
rung (1 Jahr) vorhanden. Kenntnisse in 
Anwaltssoftware RA-Micro, Kostenrecht, 
Fristen- und Terminsverwaltung, Post-
bearbeitung/Sekretariat, Kommunika
tion mit Mandanten. PC-Kenntnisse sind 
selbstverständlich. Soziale Kompeten-
zen: Zuverlässigkeit, Flexibilität, Team-
fähigkeit, aber auch Selbstständigkeit. 
Es besteht meinerseits großes Interesse, 
mich in neue Sachgebiete einzuarbeiten. 
Derzeit absolviere ich eine Weiterbildung 
zur geprüften Rechtsfachwirtin, voraus-
sichtl. Abschluss: April 2012. 
Kontakt: 01520/8753684, little_anne@
freenet.de
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geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer sachsen

Anschrift: 
Atrium am Rosengarten
glacisstraße 6
01099 Dresden

Telefon: +49 (0)351 318 59 0
Telefax: +49 (0)351 336 08 99
E-mail: info@rak-sachsen.de
Internet: www.rak-sachsen.de
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Redaktionsschluss „KAMMERaktuell“ 01/2011: 21.01.2011

Rechtsanwältin
Jacqueline Lange, LL.m.
geschäftsführerin,
0351-31859 26

Rechtsanwältin
Kathrin Trinks
Referentin, Zulassungswesen, 
fachanwaltschaften,
fortbildung, Abwicklung
0351-31859 30 

Katrin Treichel
sachbearbeitung/Ausbildung,
0351-31859 27

britta Uhlmann
sachbearbeitung/Ausbildung
seminare, 
Referendarausbildung
0351-31859 44

Rechtsanwältin
Jana frommhold
geschäfstführerein
in Elternzeit

silke Keil
sachbearbeitung/
Zulassung
buchstaben A-L
0351-31859 25

Kerstin müller 
sachbearbeitung/
Zulassung buchstaben m-Z
0351-31859 29 

manuela Jurowiec
projektmitarbeiterin
projekt „berufsstart RefA“
projekt „refaQ
0351-31859 28

 
Rechtsanwalt 
Tobias grund, 
Ausbildungsplatzentwicklung, 
projekt „berufsstart RefA“
projekt „refaQ“
0351-31859 28

Roswitha chlubek
sekretariat,
fachanwaltschaften
0351-31859 21

gabriele Jäger
Empfang/
sachbearbeitung/ 
beschwerden
0351-31859 0 

Kathleen Kretzschmar
in Elternzeit

Oliver stumm, Ass.jur.
Referent,
Referendarausbildung,
berufsrecht/beschwerden
0351-31859 43

Daniela hielscher
buchhaltung,
Anwaltsausweise
0351-31859 23

heike Liebisch
Empfang/
sachbearbeitung/ 
beschwerden
0351-31859 0 
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Seminare der 
RAK Sachsen 2011

Das neue Seminarangebot der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen 

für Rechtsanwälte und 
Kanzleimitarbeiter finden 

Sie im Seminarkatalog 2011, 
der dieser Ausgabe von 
„Kammer aktuell“ als 

Extraheft beiliegt.


